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Gesetze und Verordnungen

Bekanntmachung
des Kirchengesetzes zur Regelung der

Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und
Pfarrer in der Evangelischen Kirche in

Deutschland (Pfarrdienstgesetz der EKD –
PfDG.EKD) vom 10. November 2010 (ABl.
EKD S. 307, 2011 S. 149, 289), das zuletzt

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. November
2016 (ABl. EKD S. 325) geändert worden ist

und
des Gesetzes zur Regelung der

Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und
Pfarrer in der Evangelischen Kirche der Pfalz
(PfDG.Pfalz) vom 24. November 2012 (ABl.
2013 S. 9), das zuletzt durch Artikel 1 des

Gesetzes vom 2. Dezember 2017 (ABl. S. 64)
geändert worden ist

Aufgrund von Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung
des Gesetzes zur Regelung der Dienstverhältnisse der
Pfarrerinnen und Pfarrer in der Evangelischen Kirche
der Pfalz vom 2. Dezember 2017 (ABl. S. 64) wird
nachstehend das Kirchengesetz zur Regelung der
Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in der
Evangelischen Kirche in Deutschland unter Berück-
sichtigung des Kirchengesetzes zur Regelung der
Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer in der
Evangelischen Kirche der Pfalz in der am 1. Januar
2018 jeweils geltenden Fassung bekannt gemacht.
Bei der Veröffentlichung sind die Bestimmungen des
PfDG.Pfalz nach rechts eingerückt und in kursiver
Schrift. Sie stehen jeweils nach dem oder den Para-
graphen des PfDG.EKD, zu dem oder denen sie er-
lassen sind.

§ 1 PfDG.Pfalz
In-Geltung-Setzung des Pfarrdienstgesetzes

der EKD
Das Pfarrdienstgesetz der EKD vom 10. No-
vember 2010 (ABl. EKD S. 307, 2011 S. 149,
289), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 8. November 2016 (ABl. EKD S. 325) ge-
ändert worden ist, wird nach Maßgabe der

folgenden Bestimmungen für die Evangelische
Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskir-

che) in Geltung gesetzt.

Teil 1 Grundbestimmungen
§ 1 Amt der öffentlichen Wortverkündigung und
Sakramentsverwaltung, Geltungsbereich
(1)  Die Kirche lebt vom Evangelium Jesu Christi, das
in Wort und Sakrament zu bezeugen sie beauftragt ist.
Zu diesem kirchlichen Zeugendienst sind alle Getauf-
ten berufen. Auftrag und Recht zur öffentlichen Aus-
übung dieses Amtes vertraut die Kirche Pfarrerinnen
und Pfarrern mit der Ordination an (Amt der öffentli-
chen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung).

(2)  Die Ordination setzt voraus, dass ein geordneter
kirchlicher Dienst übertragen werden soll, der die öf-
fentliche Wortverkündigung und die Sakramentsver-
waltung einschließt.
(3)  Dieses Kirchengesetz regelt das Pfarrdienstver-
hältnis als Form des geordneten kirchlichen Dienstes,
in den Pfarrerinnen und Pfarrer von der Evangelischen
Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüssen berufen werden.
§ 2 Pfarrdienstverhältnis
(1)  Das Pfarrdienstverhältnis ist ein kirchengesetzlich
geregeltes öffentlich-rechtliches Dienst- und Treue-
verhältnis zu der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, den Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusam-
menschlüssen (Dienstherren). Diese Dienstherren be-
sitzen das Recht, Pfarrdienstverhältnisse zu begründen
(Dienstherrnfähigkeit). Ihre obersten kirchlichen Ver-
waltungsbehörden sind jeweils oberste Dienstbehör-
den.
(2)  Ein Pfarrdienstverhältnis wird auf Lebenszeit be-
gründet. Ein Pfarrdienstverhältnis kann auch begrün-
det werden
1. auf Probe, wenn zur späteren Verwendung im

Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit eine Probe-
zeit abzuleisten ist (§ 9),

2. auf Zeit für die Dauer einer Beurlaubung aus einem
bereits bestehenden öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis, wenn für eine bestimmte Zeit ein geor-
dneter kirchlicher Dienst im Sinne des § 1 Absatz
2 wahrgenommen werden soll (§ 109),

3. als Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt, wenn ein
geordneter kirchlicher Dienst im Sinne des § 1 Ab-
satz 2 regelmäßig unentgeltlich im Ehrenamt wahr-
genommen werden soll (§ 111).

(3)  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann
Pfarrerinnen und Pfarrer in ein Pfarrdienstverhältnis
berufen, die in einer Gliedkirche oder einem glied-
kirchlichen Zusammenschluss ordiniert worden sind.

Teil 2 Ordination
§ 3 Ordination
(1)  Das mit der Ordination anvertraute Amt der öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung (Amt) ist auf Lebenszeit angelegt.
(2)  Die Ordinierten sind durch die Ordination ver-
pflichtet, das anvertraute Amt im Gehorsam gegen den
dreieinigen Gott in Treue zu führen, das Evangelium
von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift ge-
geben und im Bekenntnis ihrer Kirche bezeugt ist, rein
zu lehren, die Sakramente ihrer Einsetzung gemäß zu
verwalten, ihren Dienst nach den Ordnungen ihrer
Kirche auszuüben, das Beichtgeheimnis und die seel-
sorgliche Schweigepflicht zu wahren und sich in ihrer
Amts- und Lebensführung so zu verhalten, dass die
glaubwürdige Ausübung des Amtes nicht beeinträch-
tigt wird.
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(3)  Die in der Ordination begründeten Rechte und
Pflichten sind für Ordinierte, die in einem kirchlichen
Dienstverhältnis stehen, auch Rechte und Pflichten
aus dem Dienstverhältnis.
§ 4 Voraussetzungen, Verfahren
(1)  Das Amt der öffentlichen Wortverkündigung und
Sakramentsverwaltung kann durch die Ordination
Frauen und Männern anvertraut werden, die sich im
Glauben an das Evangelium gebunden wissen, am Le-
ben der christlichen Gemeinde teilnehmen und die
nach ihrer Persönlichkeit, ihrer Befähigung und ihrer
Ausbildung für den Dienst der öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung geeignet sind.
(2)  Der Entscheidung über die Ordination geht ein
Ordinationsgespräch über die Bedeutung der Ordina-
tion und die Voraussetzungen für die Übernahme des
Amtes voraus.
(3)  Eine Versagung der Ordination ist auf Verlangen
zu begründen. Die Versagung der Ordination ist recht-
lich nur insoweit überprüfbar, als Verfahrensmängel
geltend gemacht werden.
(4)  Vor der Ordination erklären diejenigen, die ordi-
niert werden sollen: "Ich gelobe vor Gott, das Amt der
öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsver-
waltung im Gehorsam gegen den dreieinigen Gott in
Treue zu führen, das Evangelium von Jesus Christus,
wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im Be-
kenntnis meiner Kirche bezeugt ist, rein zu lehren, die
Sakramente ihrer Einsetzung gemäß zu verwalten,
meinen Dienst nach den Ordnungen meiner Kirche
auszuüben, das Beichtgeheimnis und die seelsorgliche
Schweigepflicht zu wahren und mich in meiner Amts-
und Lebensführung so zu verhalten, dass die glaub-
würdige Ausübung des Amtes nicht beeinträchtigt
wird". Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich eine andere
Verpflichtungserklärung bestimmen.
(5)  Die Ordination wird in einem Gottesdienst nach
der Ordnung der Agende vollzogen. Über die Ordina-
tion wird eine Urkunde ausgestellt.
§ 5 Verlust, Ruhen
(1)  Ordinierte verlieren Auftrag und Recht zur öffent-
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
1. durch schriftlich erklärten Verzicht,
2. durch Erklärung des Austritts aus der Kirche,
3. bei Anschluss an eine andere Kirche oder Religi-

onsgemeinschaft, die nicht mit der Evangelischen
Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder ei-
nem gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kan-
zel- und Abendmahlsgemeinschaft steht,

4. bei Nichtigkeit und Rücknahme der Berufung in
das Dienstverhältnis,

5. bei Verlust der Anstellungsfähigkeit,
6. bei Entlassung,
7. wenn kein geordneter kirchlicher Dienst übertra-

gen ist,

8. durch entsprechende Entscheidung in einem Lehr-
beanstandungs- oder Disziplinarverfahren.

Satz 1 Nummer 2 und 6 findet keine Anwendung,
wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer mit vorheriger Ge-
nehmigung der obersten Dienstbehörde im unmittel-
baren Zusammenhang mit der Erklärung des Kirchen-
austritts Mitglied einer Kirche wird, die mit der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche
oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss in
Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht.
(2)  Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkün-
digung und Sakramentsverwaltung können im kirch-
lichen Interesse belassen werden. Die Belassung kann
jederzeit widerrufen werden. Ein kirchliches Interesse
im Sinne des Satzes 1 kann insbesondere vorliegen
1. im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2, 3 und

6, wenn eine Pfarrerin oder ein Pfarrer die Entlas-
sung aus dem Pfarrdienstverhältnis beantragt, um
in den Dienst einer anderen evangelischen Kirche
zu treten, mit der keine Kanzel- und Abendmahls-
gemeinschaft besteht, und das Benehmen mit die-
ser Kirche hergestellt ist,

2. im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 5, 6 und
7, wenn die künftige Tätigkeit der oder des Ordi-
nierten im deutlichen Zusammenhang mit dem
Verkündigungsauftrag steht.

(3)  Mit dem Verlust von Auftrag und Recht zur öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung geht auch die Anstellungsfähigkeit verloren so-
wie das Recht, die Amtsbezeichnung zu führen und
die Amtskleidung zu tragen. Die Ordinationsurkunde
ist zurückzugeben. Wird sie trotz Aufforderung nicht
zurückgegeben, so ist sie für ungültig zu erklären. Der
Verlust der Rechte aus der Ordination ist im Amtsblatt
der Evangelischen Kirche in Deutschland bekannt zu
machen, auch soweit das Amtsblatt im Internet veröf-
fentlicht wird.
(4)  Der Verlust der Rechte aus der Ordination und der
Widerruf der Belassung sind in einem schriftlichen,
mit Gründen versehenen Bescheid festzustellen. In
diesem ist auch der Zeitpunkt des Verlustes zu be-
stimmen und auf die Rechtsfolgen hinzuweisen.
(5)  Das Ruhen der Rechte aus der Ordination kann
festgestellt werden, wenn eine Pfarrerin oder ein Pfar-
rer wegen einer Krankheit oder einer Behinderung
nicht in der Lage ist, die eigenen Angelegenheiten zu
besorgen. Das Recht der öffentlichen Wortverkündi-
gung und Sakramentsverwaltung darf während des
Ruhens im Einzelfall mit Genehmigung ausgeübt wer-
den.
(6)  Für Pfarrerinnen und Pfarrer, denen bei der Ent-
lassung Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortver-
kündigung und Sakramentsverwaltung belassen wur-
den, gelten § 3 Absatz 2 und die §§ 30 bis 34 entspre-
chend. Sie unterstehen der Lehr- und Disziplinarauf-
sicht der Kirche, in der sie einen geordneten kirchli-
chen Dienst ausüben, hilfsweise der Kirche, in der sie
zuletzt einen geordneten kirchlichen Dienst ausgeübt
haben. Die Kirche, die die Lehr- und Disziplinarauf-
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sicht ausübt, entscheidet auch über die weitere Belas-
sung oder den Entzug der Rechte aus der Ordination.
§ 6 Erneutes Anvertrauen
(1)  Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkün-
digung und Sakramentsverwaltung können auf Antrag
erneut anvertraut werden; die Ordination wird dabei
nicht wiederholt. Bevor Auftrag und Recht zur öffent-
lichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
erneut anvertraut werden, ist die Erklärung nach § 4
Absatz 4 zu wiederholen.
(2)  Vor einer Entscheidung nach Absatz 1 ist das Be-
nehmen mit der Kirche herzustellen, die den Verlust
von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkün-
digung und Sakramentsverwaltung festgestellt hat.
(3)  Die Ordinationsurkunde ist wieder auszuhändigen
oder neu auszustellen.
§ 7 Anerkennung der Ordination
(1)  Jede im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes
vollzogene Ordination einer Pfarrerin oder eines Pfar-
rers wird anerkannt. Satz 1 gilt entsprechend für Ver-
lust, Beschränkung, Ruhen und erneutes Anvertrauen
der Rechte aus der Ordination.
(2)  Absatz 1 gilt entsprechend für die Ordination von
Pfarrerinnen und Pfarrern, die durch eine Kirche or-
diniert wurden, mit der die gegenseitige Anerkennung
der Ordination für alle Gliedkirchen der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland vereinbart wurde.
(3)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich die Ordination durch
eine andere in- oder ausländische Kirche anerkennen.
(4)  Ordinierte können beim Wechsel des Dienstherrn
auf das Bekenntnis der aufnehmenden Gliedkirche
oder des aufnehmenden gliedkirchlichen Zusammen-
schlusses verpflichtet werden, sofern sie nicht bereits
anlässlich ihrer Ordination hierauf verpflichtet wur-
den.

§ 2 PfDG.Pfalz
Ordination

(zu §§ 1, 3 bis 7 PfDG.EKD)
(1) Das Gesetz über die Ordination zur öffentli-
chen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung und das Gesetz über das Amt des Prädikan-
ten/der Prädikantin gehen diesem Gesetz vor.
(2) Das Recht, gemäß dem Gesetz über die Ordi-
nation zur öffentlichen Wortverkündigung und
Sakramentsverwaltung auch andere Personen als
Pfarrerinnen und Pfarrer zu ordinieren, bleibt
unberührt.
(3) Soweit die Kirchenpräsidentin Theologin oder
der Kirchenpräsident Theologe ist, behält sie
oder er die Rechte des geistlichen Standes und
untersteht insoweit den Bestimmungen dieses Ge-
setzes. Satz 1 gilt entsprechend für die geistlichen
Oberkirchenrätinnen und Oberkirchenräte sowie

die Pfarrerinnen und Pfarrer, denen ein Amt im
Landeskirchenrat übertragen wurde.
(4) Der Verlust der Rechte aus der Ordination ist
auch im Amtsblatt der Evangelischen Kirche der
Pfalz (Protestantische Landeskirche) bekannt zu
machen.

Teil 3 Probedienst und Anstellungsfähigkeit

Kapitel 1 Pfarrdienstverhältnis auf Probe
§ 8 Allgemeine Regelungen zum Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe
(1)  Im Probedienst soll innerhalb eines bestimmten
Zeitraumes die Bewährung in der selbständigen und
eigenverantwortlichen Ausübung des Pfarrdienstes
festgestellt werden.
(2)  Die Regelungen dieses Kirchengesetzes sind auf
Pfarrdienstverhältnisse auf Probe anzuwenden, soweit
sie nicht die Übertragung einer Stelle voraussetzen
und nicht etwas anderes bestimmt ist.
§ 9 Voraussetzungen, Eignung
(1)  In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe kann nur
berufen werden, wer
1. Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kir-

che in Deutschland ist,
2. nach Persönlichkeit und Befähigung erwarten

lässt, den Anforderungen des Pfarrdienstes zu ge-
nügen,

3. die vorgeschriebene wissenschaftliche und prakti-
sche Ausbildung für den Pfarrdienst erhalten und
die vorgeschriebenen Prüfungen bestanden hat,

4. nicht infolge des körperlichen Zustandes oder aus
gesundheitlichen Gründen bei der Ausübung des
Pfarrdienstes wesentlich beeinträchtigt ist,

5. bereit ist, die nach § 4 Absatz 4 mit der Ordination
einzugehenden Verpflichtungen zu übernehmen,

6. erwarten lässt, nicht vorzeitig wegen Dienstunfä-
higkeit in den Ruhestand versetzt zu werden und

7. das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.
In besonders begründeten Fällen kann von den Vor-
aussetzungen des Satzes 1 Nummer 3 und 7 abgewi-
chen werden. Ein besonders begründeter Fall liegt ins-
besondere vor, wenn das 35. Lebensjahr aufgrund
Mutterschutz, Elternzeit oder Pflege von Angehörigen
überschritten wurde.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich ein höheres Höchstalter
für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe
festsetzen.
(3)  In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe können
auch Bewerberinnen und Bewerber berufen werden,
die die Anstellungsfähigkeit besitzen und deren Über-
nahme in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit be-
absichtigt ist.
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(4)  Ein Anspruch auf Berufung in ein Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe besteht nicht.

§ 3 PfDG.Pfalz
Probedienst

(zu § 9 PfDG.EKD)
(1) Die vorgeschriebene wissenschaftliche und
praktische Ausbildung hat, wer die Zweite Theo-
logische Prüfung bestanden hat.
(2) Abweichend von § 9 Abs. 1 Nr. 7 des Pfarr-
dienstgesetzes der EKD gilt die für Beamtinnen
und Beamte des Landes Rheinland-Pfalz festge-
setzte Höchstaltersgrenze für die Berufung in das
Beamtenverhältnis auf Probe.

§ 10 Begründung des Pfarrdienstverhältnisses auf
Probe
(1)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe wird durch
Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer im Pfarr-
dienstverhältnis auf Probe begründet. Die Amtsbe-
zeichnung lautet "Pfarrerin" oder "Pfarrer".
(2)  Die Berufung erfolgt durch Aushändigung einer
Berufungsurkunde. Sie wird mit Aushändigung der
Berufungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkun-
de ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.
Eine Berufung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt
ist unzulässig und insoweit unwirksam.
(3)  Die Berufungsurkunde muss die Worte "unter Be-
rufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe" enthal-
ten.
§ 11 Auftrag und Ordination
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe werden in der Regel mit einem gemeindli-
chen Dienst (§ 27) beauftragt. Der Auftrag kann aus
dienstlichen oder wichtigen persönlichen Gründen ge-
ändert werden.
(2)  Der Auftrag kann durch eine Dienstbeschreibung
geregelt werden.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe sollen zu Beginn des Probedienstes ordiniert
werden. Wird die Ordination gemäß § 118 Absatz 2
erst später vollzogen, sollen sie mit der öffentlichen
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung vor-
läufig beauftragt werden.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhälnis
auf Probe werden bei Antritt des Dienstes in einem
Gottesdienst vorgestellt.

§ 12 Dauer des Probedienstes
(1)  Der Probedienst dauert drei Jahre. Der Probedienst
kann im Einzelfall unter Anrechnung anderer Dienste
bis auf ein Jahr verkürzt oder aus besonderen Gründen
um höchstens zwei Jahre verlängert werden. Die ge-
nannten Fristen verlängern sich um die Dauer einer
Beurlaubung und einer Inanspruchnahme von Eltern-
zeit, soweit währenddessen kein Dienst mit mindes-
tens der Hälfte eines vollen Dienstumfangs ausgeübt
wird. Vor Ablauf des Probedienstes ist über die Zuer-
kennung der Anstellungsfähigkeit zu entscheiden.
(2)  Ergeben sich Zweifel an der Bewährung, so soll
dies der Pfarrerin oder dem Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe alsbald mitgeteilt und gemeinsam
erörtert werden. Es können geeignete Maßnahmen an-
geordnet, ein anderer Auftrag übertragen und der Pro-
bedienst bis zu der zulässigen Höchstdauer verlängert
werden. Die Möglichkeit einer vorzeitigen Entlassung
nach § 14 Absatz 2 Nummer 1 bleibt unberührt.
(3)  Nach der Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit
wird das Pfarrdienstverhältnis auf Probe fortgesetzt.
(4)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können die Dauer des Probedienstes all-
gemein verkürzen und die in Absatz 1 Satz 2 genann-
ten Fristen abweichend regeln. Sie können nähere Re-
gelungen über die Feststellung der Eignung und die
Verlängerung des Probedienstes nach Absatz 2 tref-
fen.
§ 13 Dienstunfähigkeit
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhälnis
auf Probe sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn
sie infolge Krankheit, Verletzung oder sonstiger Be-
schädigung, die sie sich ohne grobes Verschulden bei
der Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zu-
gezogen haben, dienstunfähig (§ 89 Absatz 1) gewor-
den sind. Sie können in den Ruhestand versetzt wer-
den, wenn sie aus anderen Gründen dienstunfähig ge-
worden sind; § 94 Absatz 1 findet Anwendung.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe werden nach Zuerkennung der Anstellungs-
fähigkeit auch dann in den Ruhestand versetzt, wenn
sie aus anderen Gründen dienstunfähig geworden sind.
§ 94 Absatz 1 findet Anwendung.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Probe können nicht in den Wartestand versetzt
werden.
§ 14 Beendigung
(1)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe endet in der
Regel durch die Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis
auf Lebenszeit.
(2)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe wird außer
durch Tod und durch Beendigung nach den §§ 97 bis
100 und § 102 durch Entlassung beendet, wenn
1. die Pfarrerin oder der Pfarrer im Pfarrdienstver-

hältnis auf Probe sich nicht im Sinne des § 16 Ab-
satz 1 bewährt hat,
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2. im Laufe der Probezeit eine der Voraussetzungen
für die Berufung nach § 9 Absatz 1 weggefallen ist,
ohne dass ein Fall von § 13 Absatz 1 vorliegt,

3. eine Amtspflichtverletzung vorliegt, die im Pfarr-
dienstverhältnis auf Lebenszeit mindestens eine
Kürzung der Bezüge zur Folge hätte,

4. die Pfarrerin oder der Pfarrer im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe dienstunfähig ist und nicht in den
Ruhestand versetzt wird,

5. die Ordination versagt worden ist.
(3)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe ist durch Ent-
lassung zu beenden, wenn nicht innerhalb von vier
Jahren nach Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit
ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit begründet
wird. Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können abweichende Regelungen hierzu
erlassen. Die Frist verlängert sich um die Dauer einer
Beurlaubung, des Mutterschutzes und einer Inan-
spruchnahme von Elternzeit.
(4)  Bei einer Entlassung nach Absatz 2 Nummer 1, 2,
4 und 5 sowie nach Absatz 3 sind folgende Fristen
einzuhalten: bei einem Probedienst von bis zu drei
Monaten zwei Wochen zum Monatsschluss, mehr als
drei Monaten ein Monat zum Monatsschluss, mehr als
einem Jahr sechs Wochen zum Schluss eines Kalen-
dervierteljahres, mehr als drei Jahren drei Monate zum
Schluss des Kalendervierteljahres.

Kapitel 2 Anstellungsfähigkeit
§ 15 Wesen der Anstellungsfähigkeit
(1)  Anstellungsfähigkeit ist die Fähigkeit, unter Be-
rufung in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit eine
Stelle insbesondere in einer Kirchengemeinde über-
tragen zu bekommen.
(2)  Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit be-
gründet keinen Anspruch auf Berufung in ein Pfarr-
dienstverhältnis.
§ 16 Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit
(1)  Die Anstellungsfähigkeit wird von den Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen nur
Bewerberinnen und Bewerbern zuerkannt, die
1. die vorgeschriebene wissenschaftliche und prakti-

sche Ausbildung für den Pfarrdienst erfolgreich
absolviert haben,

2. die Voraussetzungen für die Ordination (§ 4 Ab-
satz 1) erfüllen,

3. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 bis 7 für die Berufung in das Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe erfüllen und

4. sich im Pfarrdienst, insbesondere in der selbstän-
digen und eigenverantwortlichen Wahrnehmung
pfarrdienstlicher Aufgaben, in vollem Umfang be-
währt haben.

In der Regel wird die Bewährung im Pfarrdienstver-
hältnis auf Probe nachgewiesen.

(2)  Die Anstellungsfähigkeit kann abweichend von
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 aufgrund einer anderen
Ausbildung erworben werden, wenn die übrigen Vo-
raussetzungen der Anstellungsfähigkeit erfüllt sind
und die andere Ausbildung der in den geltenden Kir-
chengesetzen über die Ausbildung zum Pfarrdienst
vorgeschriebenen wissenschaftlichen und praktischen
Ausbildung gleichwertig ist.
(3)  Absatz 2 gilt insbesondere für Hochschullehrerin-
nen und -lehrer der evangelischen Theologie, denen
die Anstellungsfähigkeit nicht bereits gemäß Absatz 1
zuerkannt wurde, aber die die übrigen Voraussetzun-
gen der Anstellungsfähigkeit erfüllen. Von dem Nach-
weis einer praktischen Ausbildung kann in Ausnah-
mefällen abgesehen werden.
(4)  Theologinnen und Theologen aus nicht zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland gehörenden evange-
lischen Kirchen, die die Voraussetzungen der Anstel-
lungsfähigkeit mit Ausnahme der Anforderungen zur
praktischen Ausbildung (Absatz 1 Satz 1 Nummer 1)
und zur Bewährung im Pfarrdienst (Absatz 1 Satz 1
Nummer 4) erfüllen, kann die Anstellungsfähigkeit
nach angemessener Vorbereitung und aufgrund eines
Kolloquiums zuerkannt werden.
(5)  Theologinnen und Theologen aus nicht zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland gehörenden evange-
lischen Kirchen, die die Voraussetzungen der Anstel-
lungsfähigkeit mit Ausnahme der Anforderungen zur
wissenschaftlichen Ausbildung erfüllen, kann die An-
stellungsfähigkeit zuerkannt werden, nachdem sie den
nachträglichen Erwerb ausreichender wissenschaftli-
cher Bildung durch eine Prüfung nachgewiesen haben.
(6)  Theologinnen und Theologen, die aus einer nicht-
evangelischen Kirche zur evangelischen Kirche über-
getreten sind, kann die Anstellungsfähigkeit nach an-
gemessener Probezeit und aufgrund einer besonderen
Prüfung zuerkannt werden, sofern die Voraussetzun-
gen der Anstellungsfähigkeit, insbesondere der vor-
geschriebenen wissenschaftlichen Ausbildung erfüllt
sind.

§ 4 PfDG.Pfalz
Anstellungsfähigkeit

(zu §§ 16, 17 Abs. 2 PfDG.EKD)
Eine Entscheidung über die Anerkennung der
durch Dritte zuerkannten Anstellungsfähigkeit
nach § 16 Abs. 2 bis 6 des Pfarrdienstgesetzes der
EKD ist im Einzelfall zu treffen.

§ 17 Anerkennung der Anstellungsfähigkeit
(1)  Die im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes
nach § 16 Absatz 1 zuerkannte Anstellungsfähigkeit
wird von der Evangelischen Kirche in Deutschland,
den Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüssen anerkannt.
(2)  Liegt der Anstellungsfähigkeit eine Entscheidung
nach § 16 Absatz 2 bis 6 zugrunde, so können die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
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und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sie allge-
mein oder im Einzelfall anerkennen.
§ 18 Verlust, erneute Zuerkennung
(1)  Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit kann,
solange ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit nicht
begründet worden ist, zurückgenommen werden,
wenn Tatsachen bekannt werden, deren Kenntnis der
getroffenen Entscheidung entgegengestanden hätte.
(2)  Sind seit der Zuerkennung der Anstellungsfähig-
keit mehr als fünf Jahre vergangen, ohne dass ein ge-
ordneter kirchlicher Dienst übertragen worden ist, so
kann das Fortbestehen der Anstellungsfähigkeit vom
Ausgang eines Kolloquiums oder einer anderen Über-
prüfung abhängig gemacht werden. Hiervon kann ab-
gesehen werden, wenn das Amt der öffentlichen Wort-
verkündigung regelmäßig ehrenamtlich ausgeübt wur-
de. Zuständig für die Durchführung des Kolloquiums
und die Entscheidung über einen Widerruf der An-
stellungsfähigkeit ist die Gliedkirche, bei der ein
Pfarrdienstverhältnis begründet werden soll. Sie wi-
derruft die Anstellungsfähigkeit nicht gegen den Wi-
derspruch der Gliedkirche, die die Anstellungsfähig-
keit zuerkannt hat.
(3)  Mit dem Verlust der Anstellungsfähigkeit verliert
die Pfarrerin oder der Pfarrer vorbehaltlich der Rege-
lung des § 5 Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung.
(4)  Werden Auftrag und Recht zur öffentlichen Wort-
verkündigung und Sakramentsverwaltung gemäß § 6
erneut anvertraut, so kann damit die erneute Zuerken-
nung der Anstellungsfähigkeit verbunden werden

Teil 4 Begründung des Pfarrdienstverhältnisses
§ 19 Voraussetzungen
(1)  In ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit kann
berufen werden, wer
1. die in § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6 genann-

ten Voraussetzungen erfüllt; § 9 Absatz 1 Satz 2
bleibt unberührt,

2. im Sinne von § 7 unbeschadet des § 118 Absatz 2
ordiniert ist,

3. die Anstellungsfähigkeit nach diesem Kirchenge-
setz von einer Gliedkirche oder einem gliedkirch-
lichen Zusammenschluss erhalten hat und

4. das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.
In besonders begründeten Fällen kann von den Vor-
aussetzungen des Satzes 1 Nummer 4 abgewichen
werden. Ein besonders begründeter Fall liegt insbe-
sondere vor, wenn das 40. Lebensjahr aufgrund Mut-
terschutz, Elternzeit oder Pflege von Angehörigen
überschritten wurde.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich ein höheres Höchstalter
für die Aufnahme in das Pfarrdienstverhältnis auf Le-
benszeit festsetzen.

§ 5 PfDG.Pfalz
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit

(zu § 19 PfDG.EKD)
Abweichend von § 19 Abs. 1 Nr. 4 des Pfarr-
dienstgesetzes der EKD gilt die für Beamtinnen
und Beamte des Landes Rheinland-Pfalz festge-
setzte Höchstaltersgrenze für die Berufung in das
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit.

§ 20 Berufung
(1)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit wird
durch die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf
Lebenszeit begründet. Gleichzeitig erfolgt die Beru-
fung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer, wenn diese nicht
bereits gemäß § 10 Absatz 1 erfolgt ist.
(2)  Die Berufung wird mit Aushändigung der Beru-
fungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde
ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. Eine
Berufung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist un-
zulässig und insoweit unwirksam.
(3)  Die Berufungsurkunde muss die Worte: „in das
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit berufen" enthal-
ten.
(4)  Die Begründung des Pfarrdienstverhältnisses auf
Lebenszeit ist in der Regel mit der erstmaligen Über-
tragung einer Stelle einer Anstellungskörperschaft im
Sinne des § 25 Absatz 2 verbunden.
(5)  Die in das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit
berufenen Pfarrerinnen und Pfarrer werden in einem
Gottesdienst eingeführt.
§ 21 Nichtigkeit der Berufung
(1)  Eine Berufung ist nichtig,
1. wenn sie nicht der in § 20 Absatz 3 vorgeschrie-

benen Form entspricht,
2. wenn sie von einer unzuständigen Stelle ausge-

sprochen wurde,
3. wenn die oder der Berufene nicht Mitglied einer

Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land war,

4. wenn die oder der Berufene zur Zeit der Berufung
ganz oder teilweise unter Betreuung stand oder

5. wenn die Ordination nicht vollzogen wurde.
(2)  Die Berufung ist von Anfang an als wirksam an-
zusehen, wenn
1. im Fall des Absatzes 1 Nummer 1 aus der Urkunde

oder aus dem Akteninhalt eindeutig hervorgeht,
dass die für die Berufung zuständige Stelle ein be-
stimmtes Pfarrdienstverhältnis begründen oder ein
bestehendes Dienstverhältnis in ein solches ande-
rer Art umwandeln wollte, für das die sonstigen
Voraussetzungen vorliegen,

2. im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 die zuständige
Stelle die Berufung rückwirkend bestätigt.

(3)  Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt wird,
ist dieser der berufenen Person mitzuteilen und ihr,
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wenn es sich um eine erstmalige Berufung handelt,
jede weitere Ausübung des Dienstes zu untersagen, bei
Nichtigkeit nach Absatz 1 Nummer 2 aber erst, wenn
die Bestätigung versagt worden ist.
§ 22 Rücknahme der Berufung
(1)  Die Berufung ist mit Wirkung auch für die Ver-
gangenheit zurückzunehmen, wenn
1. sie durch Täuschung oder auf andere unredliche
Weise herbeigeführt wurde,
2. nicht bekannt war, dass die berufene Person ein
Verbrechen oder ein Vergehen begangen hatte, das sie
für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis unwür-
dig erscheinen lässt,
3. im Zeitpunkt der Berufung die Fähigkeit zur Wahr-
nehmung kirchlicher oder öffentlicher Ämter nicht
vorlag.
(2)  Die Berufung soll, soweit sie nicht bereits nach §
21 nichtig ist, zurückgenommen werden, wenn sie we-
gen Fehlens von Voraussetzungen zur Berufung nach
§ 19 Absatz 1 nicht ausgesprochen werden durfte oder
wenn nicht bekannt war, dass die berufene Person in
einem rechtlich geordneten Verfahren aus einem
kirchlichen oder einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis entfernt worden war oder ihr die Versor-
gungsbezüge oder die mit der Ordination verliehenen
Rechte aberkannt worden waren.
(3)  Die Berufung ist innerhalb von sechs Monaten,
nachdem die für die Berufung zuständige Stelle von
dem Grund der Rücknahme Kenntnis erlangt hat, zu-
rückzunehmen. Der Rücknahmebescheid wird zuge-
stellt.
(4)  Sobald der Grund für die Rücknahme bekannt
wird, ist er der berufenen Person mitzuteilen. Jede
weitere Ausübung des Dienstes kann untersagt wer-
den, wenn es sich um eine erstmalige Berufung han-
delt.
§ 23 Rechtsfolgen von Nichtigkeit und Rücknahme,
Amtshandlungen
(1)  Die Nichtigkeit und die Rücknahme haben zur
Folge, dass die Berufung von Anfang an unwirksam
ist.
(2)  Die Feststellung der Nichtigkeit, die Rücknahme
und die Untersagung der Dienstausübung haben auf
die Gültigkeit der bis dahin vollzogenen dienstlichen
Handlungen keinen Einfluss. Die gezahlte Besoldung
kann belassen werden.

Teil 5 Amt und Rechtsstellung

Kapitel 1 Wahrnehmung des Dienstes
§ 24 Amtsführung
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben den Auftrag und
das Recht, das Wort Gottes öffentlich zu verkündigen
und die Sakramente zu verwalten. Sie sind berechtigt
und verpflichtet zur Leitung des Gottesdienstes, zur
Vornahme von Amtshandlungen, zur christlichen Un-
terweisung und zur Seelsorge.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind in Gestaltung und
Inhalt ihrer Verkündigung frei und nur an die Ver-
pflichtungen aus der Ordination nach § 3 Absatz 2 und
an die Ordnungen ihrer Kirche gebunden.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben in ihrem dienstli-
chen und außerdienstlichen Verhalten erkennen zu
lassen, dass sie dem anvertrauten Amt verpflichtet
sind und dieses sie an die ganze Gemeinde weist. Sie
berücksichtigen in ihrem Dienst die Vielfalt der Hand-
lungsfelder und Erscheinungsformen, in denen sich
der Auftrag der Kirche konkretisiert.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben die ihnen oblie-
genden Pflichten mit vollem persönlichen Einsatz
treu, uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen.
§ 25 Wahrnehmung des geordneten kirchlichen
Dienstes
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer nehmen das Amt der öf-
fentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung in einem gemeindlichen Auftrag, in einem allge-
meinen kirchlichen Auftrag oder in einem kirchenlei-
tenden Amt wahr.
(2)  Ein Auftrag ist nach Maßgabe des Rechts der
Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse in der
Regel mit einer Stelle verbunden. Anstellungskörper-
schaften, bei denen Stellen errichtet werden, können
neben den in § 2 Absatz 1 genannten Dienstherren
Kirchengemeinden und andere juristische Personen
sein, über die die Evangelische Kirche in Deutschland,
eine Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher Zusammen-
schluss die Aufsicht führt.
(3)  Der Auftrag kann durch eine Dienstbeschreibung
geregelt werden.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, über
den mit einem Auftrag unmittelbar übertragenen Auf-
gabenbereich hinaus Vertretungen und andere zusätz-
liche Aufgaben zu übernehmen.
(5)  Für Inhaberinnen und Inhaber kirchenleitender
Ämter, die in einem Pfarrdienstverhältnis stehen, kön-
nen die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se je für ihren Bereich durch Kirchengesetz abwei-
chende Regelungen treffen. Die Evangelische Kirche
in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse bestimmen je für ihren Bereich,
wer ein kirchenleitendes Amt innehat.
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§ 6 PfDG.Pfalz
Wahrnehmung des geordneten kirchlichen

Dienstes
(zu § 25 PfDG.EKD)

(1) Die Besetzung einer Gemeindepfarrstelle er-
folgt durch Wahl oder Ernennung unwiderruflich,
soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt
ist.
(2) Pfarrstellen mit einem allgemeinen kirchli-
chen Auftrag oder im Landeskirchenrat können
auf Zeit verliehen werden. Die Besetzung einer
solchen Pfarrstelle erfolgt durch die Kirchenre-
gierung im Benehmen mit den kirchlichen Ein-
richtungen, deren Belange durch die Beauftra-
gung erheblich berührt werden.
(3) Haben zwei Pfarrerinnen oder Pfarrer eine
Pfarrstelle inne, so erstreckt sich der Verlust der
Pfarrstelle, der in der Person oder dem Verhalten
der oder des einen begründet ist, auch auf die an-
dere oder den anderen. Dies gilt entsprechend,
wenn eine Pfarrerin oder ein Pfarrer in den Ru-
hestand tritt oder das Dienstverhältnis endet.
(4) Einer Pfarrerin oder einem Pfarrer können
auch Dienste zugewiesen werden, die nicht zu ih-
rer oder seiner übertragenen Pfarrstelle gehören,
sofern dies im kirchlichen Interesse notwendig
und geboten ist. Die Pfarrerin oder der Pfarrer
und die Dekanin oder der Dekan sind zuvor zu
hören.

§ 26 Gesamtkirchliche Einbindung des Dienstes
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer werden in ihrem Dienst
durch ihren Dienstherrn gefördert und begleitet. Die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse stellen dafür
geeignete Einrichtungen und den Dienst kirchlicher
Leitungs- und Aufsichtsämter zur Verfügung. Pfarre-
rinnen und Pfarrer sind berechtigt und verpflichtet,
diese Begleitung anzunehmen.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf die Fürbitte, den
Rat und die Hilfe der Gemeinde angewiesen. Pfarre-
rinnen und Pfarrer wirken mit allen in den Dienst der
Kirche Gerufenen an der Erfüllung des kirchlichen
Auftrages mit und tragen mit ihnen Verantwortung für
diese Dienstgemeinschaft.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer stehen als Ordinierte in
einer Gemeinschaft untereinander. Sie sollen bereit
sein, einander in Lehre, Dienst und Leben Rat und
Hilfe zu geben und anzunehmen. Sie sind verpflichtet,
regelmäßig am Pfarrkonvent (Anm. Pfalz: an der
Pfarrkonferenz) und entsprechenden Einrichtungen
teilzunehmen.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer üben ihren Dienst in Ver-
antwortung für die Einheit der Kirche und die ihr ob-
liegenden Aufgaben aus. Sie haben insbesondere alles
zu unterlassen, was den Zusammenhalt einer Gemein-
de oder den Dienst anderer Ordinierter erschweren
kann.

(5)  Pfarrerinnen und Pfarrer sollen Konflikten in der
Wahrnehmung des Dienstes rechtzeitig mit geeigne-
ten Mitteln begegnen. Hierzu kommen neben den Mit-
teln der Dienst- und Gemeindeaufsicht insbesondere
Visitation, Mediation, Gemeindeberatung oder Super-
vision in Betracht.
§ 27 Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer
(1)  Der Dienst von Pfarrerinnen und Pfarrern, die eine
gemeindliche Stelle innehaben oder einen anderen ge-
meindlichen Auftrag im Sinne des § 25 wahrnehmen
(Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer) kann
sich auf eine oder mehrere Kirchengemeinden, auf
rechtlich geordnete Teile von Kirchengemeinden oder
einen rechtlich geordneten Verbund mehrerer Kir-
chengemeinden beziehen.
(2)  Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer ha-
ben dafür Sorge zu tragen, dass der Zusammenhalt ih-
rer Gemeinde gestärkt und erhalten wird. Sie sind zu
einer vertrauensvollen Zusammenarbeit mit den Lei-
tungsorganen ihrer Gemeinde und ihrer Kirche ver-
pflichtet. Ihr Dienst umfasst auch die Aufgaben, die
sich aus der geordneten Zusammenarbeit einer Ge-
meinde mit anderen Gemeinden und Einrichtungen
ergeben.
(3)  Sind in einer Gemeinde mehrere Gemeindepfar-
rerinnen und Gemeindepfarrer tätig, so sind sie einan-
der in der öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung gleichgestellt und in besonderer
Weise zu vertrauensvoller Zusammenarbeit verpflich-
tet.
(4)  Die Gliedkirchen können bestimmen, dass die Er-
teilung von Religionsunterricht zum Auftrag der Ge-
meindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer gehört.
§ 28 Parochialrecht
(1)  Amtshandlungen an Gliedern einer Kirchenge-
meinde werden von der zuständigen Pfarrerin oder
dem zuständigen Pfarrer vorgenommen.
(2)  Gottesdienste und Amtshandlungen außerhalb des
Bereichs der örtlichen Zuständigkeit einer Pfarrerin
oder eines Pfarrers bedürfen der Genehmigung der
örtlich zuständigen Stelle.
(3)  In Notfällen, insbesondere bei Todesgefahr, ist je-
de Pfarrerin und jeder Pfarrer zu Amtshandlungen un-
mittelbar berechtigt und verpflichtet. Sie haben darü-
ber der zuständigen Pfarrerin oder dem zuständigen
Pfarrer alsbald Mitteilung zu machen.
(4)  Das Nähere einschließlich möglicher Ausnahmen
regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se.
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§ 7 PfDG.Pfalz
Parochialrecht

(zu § 28 PfDG.EKD)
Die §§ 8, 25 Abs. 2 der Verfassung der Evange-
lischen Kirche der Pfalz (Protestantische Lan-
deskirche) und andere landeskirchliche Bestim-
mungen über das Parochialrecht gehen den Be-
stimmungen dieses Gesetzes vor.

§ 29 Amtsbezeichnungen
(1)  Die Amtsbezeichnung lautet "Pfarrerin" oder
"Pfarrer". Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand füh-
ren ihre letzte Amtsbezeichnung mit dem Zusatz "im
Ruhestand" ("i. R.").
(2)  Bei Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses er-
lischt das Recht zur Fortführung der Amtsbezeich-
nung, es sei denn, dass dieses Recht ausdrücklich be-
lassen wird. In diesem Falle darf die bisherige Amts-
bezeichnung nur mit dem Zusatz "außer Dienst" ("a.
D.") geführt werden. Das Recht zur Fortführung der
Amtsbezeichnung kann entzogen werden, wenn sich
die frühere Pfarrerin oder der frühere Pfarrer dessen
als nicht würdig erweist.
(3)  Endet ein kirchliches Leitungs- und Aufsichtsamt
ohne gleichzeitigen Eintritt in den Ruhestand, so gilt
Absatz 2 entsprechend.

Kapitel 2 Pflichten
§ 30 Beichtgeheimnis und seelsorgliche Schweige-
pflicht
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, das
Beichtgeheimnis gegenüber jedermann unverbrüch-
lich zu wahren.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben auch über alles zu
schweigen, was ihnen in Ausübung der Seelsorge an-
vertraut worden oder bekannt geworden ist. Werden
sie von der Person, die sich ihnen anvertraut hat, von
der Schweigepflicht entbunden, sollen sie gleichwohl
sorgfältig prüfen, ob und inwieweit sie Aussagen oder
Mitteilungen verantworten können.
(3)  Soweit Pfarrerinnen und Pfarrern Nachteile aus
der Pflicht zur Wahrung des Beichtgeheimnisses und
der seelsorglichen Schweigepflicht entstehen, hat die
Kirche ihnen und ihrer Familie Schutz und Fürsorge
zu gewähren

§ 8 PfDG.Pfalz
Beichtgeheimnis

(zu § 30 PfDG.EKD)
(1) Die Pfarrerin und der Pfarrer haben das
Beichtgeheimnis gegenüber jedermann unver-
brüchlich zu wahren.
(2) Die Wahrung des Beichtgeheimnisses steht
unter dem Schutz der Kirche.
(3) Dem Beichtgeheimnis unterliegt, was der
Pfarrerin oder dem Pfarrer in Ausübung der Seel-
sorge anvertraut wird.

(4) § 30 des Pfarrdienstgesetzes der EKD findet
keine Anwendung.

§ 31 Amtsverschwiegenheit
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben über alle Angele-
genheiten, die ihnen in Ausübung ihres Dienstes be-
kannt geworden sind, Verschwiegenheit zu bewahren.
Dies gilt auch über den Bereich eines Dienstherrn hin-
aus sowie nach Beginn des Ruhestandes und nach Be-
endigung des Pfarrdienstverhältnisses.
(2)  Absatz 1 gilt nicht, soweit
1. Mitteilungen im dienstlichen Verkehr geboten

sind,
2. Tatsachen mitgeteilt werden, die offenkundig sind

oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung
bedürfen, sofern nicht ein Vorbehalt ausdrücklich
angeordnet oder vereinbart, ist oder

3. gegenüber einer von der obersten Dienstbehörde
bestimmten Stelle ein durch Tatsachen begründe-
ter Verdacht mittgeteilt wird, dass beruflich oder
ehrenamtlich in der Kirche Mitarbeitende

a) für die Dienstausübung oder das Unterlassen ei-
ner Diensthandlung einen Vorteil für sich oder
einen Dritten gefordert, sich versprechen lassen
oder angenommen haben, ohne die Genehmi-
gung der zuständigen Stelle zuvor oder unver-
züglich nach Empfang eingeholt zu haben,

b) eine Vorteilsgewährung oder Bestechung im Sin-
ne des Strafgesetzbuches begangen haben oder

c) eine sexuelle Belästigung oder Straftat gegen die
sexuelle Selbstbestimmung im Sinne des Straf-
gesetzbuches begangen haben.

Dasselbe gilt im Falle eines Versuches. § 30 bleibt
unberührt.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen über Angelegen-
heiten, die nach Absatz 1 der Amtsverschwiegenheit
unterliegen, ohne Genehmigung weder vor Gericht
noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen ab-
geben. Die Genehmigung kann versagt werden, wenn
durch die Aussage besondere kirchliche Interessen ge-
fährdet würden. Hat sich der Vorgang, der den Ge-
genstand der Äußerung bildet, bei einem früheren
Dienstherrn ereignet, darf die Genehmigung nur mit
dessen Zustimmung erteilt werden.
§ 32 Geschenke und Vorteile
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern ist es mit Rücksicht auf
ihre Unabhängigkeit und das Ansehen des Amtes un-
tersagt,
1. Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwendungen

oder Vorteile jedweder Art für sich oder ihre An-
gehörigen zu fordern, sich versprechen zu lassen
oder anzunehmen,

2. Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwendungen
oder Vorteile für einen Dritten zu fordern, sich
versprechen zu lassen oder anzunehmen, soweit
dies bei ihnen oder ihren Angehörigen zu einem
wirtschaftlichen oder sonstigen Vorteil führt.
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Satz 1 gilt auch für erbrechtliche Begünstigungen.
(2)  Absatz 1 ist nicht anzuwenden
1. für ortsübliche Sachzuwendungen geringen Um-

fangs,
2. für Zuwendungen, die im Familien- und Freundes-

kreis üblich sind und keinen Bezug zum Dienst der
Pfarrerin oder des Pfarrers haben,

3. für Erbschaften oder Vermächtnisse, soweit die
Pfarrerin oder der Pfarrer zu den gesetzlichen Er-
ben gehört.

(3)  In besonders begründeten Fällen kann der Dienst-
herr die Annahme von Zuwendungen im Sinne des
Absatzes 1 genehmigen. Die Genehmigung ist vor der
Annahme der Zuwendung einzuholen.
(4)  Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot ver-
stößt, hat auf Verlangen das aufgrund des pflichtwid-
rigen Verhaltens Erlangte dem Dienstherrn herauszu-
geben, soweit nicht im Strafverfahren der Verfall an-
geordnet worden oder es auf andere Weise auf den
Staat übergegangen ist. Für den Umfang des Heraus-
gabeanspruchs gelten die Vorschriften des Bürgerli-
chen Gesetzbuches über die Herausgabe einer unge-
rechtfertigten Bereicherung entsprechend. Die He-
rausgabepflicht nach Satz 1 umfasst auch die Pflicht,
dem Dienstherrn Auskunft über Art, Umfang und Ver-
bleib des Erlangten zu geben.
(5)  Die Absätze 1 bis 4 gelten auch nach Eintritt in
den Ruhestand und Beendigung des Pfarrdienstver-
hältnisses.
§ 33 Unterstützung von Vereinigungen
Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen einer Vereinigung
nicht angehören oder sie auf andere Weise unterstüt-
zen, wenn sie dadurch in Widerspruch zu ihrem Amt
treten oder in der Wahrnehmung ihres Dienstes we-
sentlich behindert werden.
§ 34 Verhalten im öffentlichen Leben
Pfarrerinnen und Pfarrer haben durch ihren Dienst wie
auch als Bürgerinnen und Bürger Anteil am öffentli-
chen Leben. Auch wenn sie sich politisch betätigen,
müssen sie erkennen lassen, dass das anvertraute Amt
sie an alle Gemeindeglieder weist und mit der ganzen
Kirche verbindet. Sie haben die Grenzen zu beachten,
die sich hieraus für Art und Maß ihres politischen
Handelns ergeben.
§ 35 Mandatsbewerbung
(1)  Beabsichtigt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer, sich
um die Aufstellung als Kandidatin oder Kandidat für
die Wahl zum Europäischen Parlament, zum Deut-
schen Bundestag, zu einem gesetzgebenden Organ ei-
nes Bundeslandes oder zu einem kommunalen Amt
oder Mandat zu bewerben, so ist diese Absicht unver-
züglich, jedenfalls vor Annahme der Kandidatur, an-
zuzeigen. Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist zur Mit-
teilung über Ausgang und Annahme der Wahl ver-
pflichtet.

(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die als Kandidatinnen
oder Kandidaten für die Wahl zum Europäischen Par-
lament, zum Deutschen Bundestag oder zu einem ge-
setzgebenden Organ eines Bundeslandes aufgestellt
worden sind, sind innerhalb der letzten zwei Monate
vor dem Wahltag und am Wahltag beurlaubt. Ein Ver-
lust der Stelle tritt nicht ein. Eine Dienstwohnung kann
weiter bewohnt werden. Im Übrigen gilt § 75 Absatz
1, 3 und 4.
(3)  Mit der Annahme der Wahl nach Absatz 2 ist die
Pfarrerin oder der Pfarrer beurlaubt. Es gelten § 75
Absatz 1, 3 und 4 sowie § 76 Absatz 2 und 3. Eine
Dienstwohnung ist zu räumen. Die Beurlaubung endet
mit Ablauf der Wahlperiode oder mit einer vorzeitigen
Beendigung des Mandats.
(4)  Während einer Beurlaubung nach den Absätzen 2
und 3 darf das Recht zur öffentlichen Wortverkündi-
gung und Sakramentsverwaltung nur im Einzelfall mit
Genehmigung ausgeübt werden.
(5)  Für die Mandatsbewerbung und Mandatsaus-
übung in einer kommunalen Vertretungskörperschaft
oder in anderen als den in Absatz 2 genannten politi-
schen Ämtern gelten die Vorschriften des Bundes-
beamtengesetzes entsprechend.
(6)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich von den Absätzen 2, 3
und 5 abweichende Regelungen treffen.

§ 9 PfDG.Pfalz
Mandatsbewerbung
(zu § 35 PfDG.EKD)

Abweichend von § 35 Abs. 5 des Pfarrdienstge-
setzes der EKD gelten die staatlichen Bestimmun-
gen für die Beamtinnen und Beamten des Landes
Rheinland-Pfalz entsprechend.

§ 36 Amtskleidung
Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen wird die vor-
geschriebene Amtskleidung getragen. Bei sonstigen
Anlässen darf sie nur getragen werden, wenn dies dem
Herkommen entspricht oder besonders angeordnet
wird. Orden, Ehrenzeichen und Abzeichen dürfen zur
Amtskleidung nicht getragen werden.
§ 37 Erreichbarkeit
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer müssen erreichbar sein
und ihren Dienst innerhalb angemessener Zeit im
Dienstbereich aufnehmen können.
(2)  Sind Pfarrerinnen und Pfarrer an der Erfüllung ih-
rer Dienstpflichten, insbesondere der Pflicht, erreich-
bar zu sein, gehindert, so haben sie dies unverzüglich
anzuzeigen. Im Falle der Verhinderung aufgrund einer
Krankheit kann ein ärztliches, amts- oder vertrauens-
ärztliches Attest verlangt werden.
§ 38 Residenzpflicht, Dienstwohnung
(1)  Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer sind
verpflichtet, am Dienstsitz zu wohnen. Eine für sie
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bestimmte Dienstwohnung haben sie zu beziehen.
Ausnahmen können in besonders begründeten Fällen
genehmigt werden.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer allgemeinen
kirchlichen Stelle oder einem allgemeinen kirchlichen
Auftrag oder in einem kirchenleitenden Amt haben
ihre Wohnung so zu nehmen, dass sie in der ordnungs-
gemäßen Wahrnehmung ihres Dienstes nicht beein-
trächtigt werden. Sie können angewiesen werden, eine
Dienstwohnung zu beziehen.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die eine Dienstwohnung
bewohnen, dürfen Teile der Dienstwohnung nur mit
Genehmigung an Dritte überlassen. Die Ausübung ei-
nes Gewerbes oder eines anderen Berufes in der
Dienstwohnung bedarf, auch für die mit ihnen in häus-
licher Gemeinschaft lebenden Personen, einer Geneh-
migung.
(4)  Wird das Pfarrdienstverhältnis beendet, so ist die
Dienstwohnung in angemessener Frist zu räumen.
Dies gilt bei Veränderungen des Pfarrdienstverhält-
nisses sinngemäß.

§ 10 PfDG.Pfalz
Dienstwohnungspflicht

(zu § 38 Abs. 1 PfDG.EKD)
In begründeten Fällen kann der zuständige Be-
zirkskirchenrat auf Antrag der Kirchengemeinde
und im Einvernehmen mit dem Landeskirchenrat
Ausnahmen von der Dienstwohnungspflicht ge-
nehmigen. Die Genehmigung kann nur erteilt
werden, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer wei-
terhin in ihrem oder seinem Amtsbereich wohnt.

§ 39 Ehe und Familie
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind auch in ihrer Le-
bensführung im familiären Zusammenleben und in ih-
rer Ehe an die Verpflichtungen aus der Ordination (§
3 Absatz 2) gebunden. Hierfür sind Verbindlichkeit,
Verlässlichkeit und gegenseitige Verantwortung maß-
gebend.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sollen sich bewusst sein,
dass die Entscheidung für eine Ehepartnerin oder ei-
nen Ehepartner Auswirkungen auf ihren Dienst haben
kann. Ehepartnerinnen und Ehepartner sollen evange-
lisch sein. Sie müssen einer christlichen Kirche ange-
hören; im Einzelfall kann eine Ausnahme zugelassen
werden, wenn zu erwarten ist, dass die Wahrnehmung
des Dienstes nicht beeinträchtigt wird.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben eine beabsichtigte
Änderung ihres Personenstandes, eine kirchliche
Trauung und andere wesentliche Änderungen in ihren
persönlichen Lebensverhältnissen alsbald anzuzeigen.
Sie haben die Auskünfte zu erteilen und die Unterla-
gen vorzulegen, die erforderlich sind, um die Auswir-
kungen auf den Dienst beurteilen zu können

§ 11 PfDG.Pfalz
Ehe und Familie

(zu § 39 Abs. 1 PfDG.EKD)
- aufgehoben -

§ 40 Verwaltungsarbeit
Pfarrerinnen und Pfarrer haben die ihnen obliegenden
Aufgaben in der Verwaltung, der pfarramtlichen Ge-
schäftsführung, der Kirchenbuchführung und in Ver-
mögens- und Geldangelegenheiten sorgfältig zu erfül-
len.
§ 41 Pflichten bei Beendigung eines Auftrages
Pfarrerinnen und Pfarrer haben bei Beendigung eines
Auftrages oder einer sonstigen ihnen übertragenen
Aufgabe, sowie bei Beendigung des Pfarrdienstver-
hältnisses, die in ihrem Besitz befindlichen amtlichen
Schriftstücke und Gegenstände jeder Art, insbesonde-
re sämtliche Aufzeichnungen über dienstliche Vor-
gänge, auch soweit es sich um Wiedergaben handelt,
sowie Kirchensiegel, Kirchenbücher, Kirchenakten,
Kassenbücher und Vermögenswerte zu übergeben und
über eine ihnen anvertraute Vermögensverwaltung
Rechenschaft abzulegen. Die Pflicht zur Herausgabe
gilt auch für ihre Hinterbliebenen und Erben.
§ 42 Fernbleiben vom Dienst, Verletzung der
Pflicht zur Erreichbarkeit
Nehmen Pfarrerinnen und Pfarrer schuldhaft ihren
Dienst nicht wahr oder verletzen sie schuldhaft ihre
Pflicht, erreichbar zu sein, so verlieren sie für die Dau-
er des Fernbleibens vom Dienst den Anspruch auf
Dienstbezüge. Der Verlust der Dienstbezüge ist fest-
zustellen und der Pfarrerin und dem Pfarrer mitzutei-
len. Die Möglichkeit, ein Disziplinarverfahren einzu-
leiten, bleibt unberührt.
§ 43 Mitteilungen in Strafsachen
Pfarrerinnen und Pfarrer sind zur Mitteilung verpflich-
tet, wenn in einem strafrechtlichen Verfahren Anklage
gegen sie erhoben oder Strafbefehl erlassen wird. Sie
haben das Ergebnis eines solchen Verfahrens anzu-
zeigen und die strafgerichtliche Entscheidung vorzu-
legen.
§ 44 Amtspflichtverletzung
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer verletzen ihre Amts-
pflicht, wenn sie in ihrer Amts- oder Lebensführung
innerhalb oder außerhalb des Dienstes schuldhaft ge-
gen ihnen obliegende Pflichten verstoßen.
(2)  Die Rechtsfolgen der Amtspflichtverletzung und
das Verfahren ihrer Feststellung richten sich nach dem
Disziplinarrecht.
§ 45 Lehrpflichtverletzung
(1)  Nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse findet im Falle einer Bean-
standung der Lehre ein besonderes Verfahren statt.
Verfahren und Rechtsfolgen werden durch Kirchen-
gesetz geregelt.
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(2)  Ordinierte in einem Dienstverhältnis zur Evange-
lischen Kirche in Deutschland unterstehen der Lehr-
aufsicht der Kirche, die sie beurlaubt hat, hilfsweise
der Kirche, in der sie ordiniert wurden.

§ 12 PfDG.Pfalz
Kein Verfahren wegen Lehrpflichtverletzung

(zu § 45 Abs. 1 PfDG.EKD)
§ 45 Abs. 1 des Pfarrdienstgesetzes der EKD fin-
det keine Anwendung. Dies gilt auch insoweit, als
in den §§ 5 Abs. 1 Nr. 8, 61 Abs. 5 und 117 Abs.
2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD auf eine Lehr-
beanstandung Bezug genommen wird.

§ 46 Schadensersatz
(1)  Verletzen Pfarrerinnen und Pfarrer vorsätzlich
oder grob fahrlässig ihnen obliegende Pflichten, so
haben sie dem Dienstherrn, dessen Aufgaben sie wahr-
genommen haben, den daraus entstehenden Schaden
zu ersetzen. Dasselbe gilt, wenn der Dienstherr einem
Anderen Schadensersatz zu leisten hat, weil eine Pfar-
rerin oder ein Pfarrer die Amtspflicht verletzt hat.
(2)  Haben mehrere Pfarrerinnen oder Pfarrer den
Schaden gemeinsam verursacht, so haften sie gesamt-
schuldnerisch.
(3)  Leistet die Pfarrerin oder der Pfarrer dem Dienst-
herrn Ersatz und hat dieser einen Ersatzanspruch ge-
gen einen Dritten, so ist dieser Anspruch an die Pfar-
rerin oder den Pfarrer abzutreten.
(4)  Hat der Dienstherr Dritten Schadensersatz geleis-
tet, gilt als Zeitpunkt, zu dem der Dienstherr Kenntnis
im Sinne der Verjährungsvorschriften des Bürgerli-
chen Gesetzbuches erlangt, der Zeitpunkt, zu dem der
Ersatzanspruch gegenüber Dritten vom Dienstherrn
anerkannt oder dem Dienstherrn gegenüber rechts-
kräftig festgestellt wird.
§ 46a Rückforderung zu viel gezahlter Geldleis-
tungen
Die Rückforderung zu viel gezahlter Geldleistungen,
die der Dienstherr auf Grund beamtenrechtlicher Vor-
schriften geleistet hat, richtet sich nach den Vorschrif-
ten des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Heraus-
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. Der
Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes der
Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so offen-
sichtlich war, dass die Empfängerin oder der Empfän-
ger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückforde-
rung kann aus Billigkeitsgründen ganz oder teilweise
abgesehen werden.

Kapitel 3 Rechte
§ 47 Recht auf Fürsorge
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben ein Recht auf Für-
sorge für sich und ihre Familie. Sie sind gegen Behin-
derungen ihres Dienstes und ungerechtfertigte Angrif-
fe auf ihre Person in Schutz zu nehmen.

(2)  Geschlecht, Abstammung, Rasse oder ethnische
Herkunft dürfen sich bei dem beruflichen Fortkom-
men nicht nachteilig auswirken.
§ 48 Seelsorge
Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch auf seel-
sorgliche Begleitung.
§ 49 Unterhalt
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch auf an-
gemessenen Unterhalt für sich und ihre Familie, ins-
besondere durch Gewährung von Besoldung und Ver-
sorgung sowie von Beihilfen in Krankheits-, Pflege-
und Geburtsfällen. Das Nähere sowie die Erstattung
von Reise- und Umzugskosten regeln die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich. Die Regelung der Besoldung und Versorgung
bedarf eines Kirchengesetzes.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer können, wenn gesetzlich
nicht etwas anderes bestimmt ist, Ansprüche auf
Dienstbezüge nur insoweit abtreten, als sie der Pfän-
dung unterliegen. Der Dienstherr kann ein Aufrech-
nungs- und Zurückbehaltungsrecht gegenüber An-
sprüchen auf Dienstbezüge nur insoweit geltend ma-
chen, als sie pfändbar sind. Diese Einschränkung gilt
nicht, soweit ein Anspruch auf Schadensersatz wegen
vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht.

§ 13 PfDG.Pfalz
Beihilfe

(zu § 49 PfDG.EKD)
Die Beihilfevorschriften für die Beamtinnen und
Beamten des Landes Rheinland-Pfalz finden ent-
sprechende Anwendung.

§ 50 Abtretung von Schadensersatzansprüchen
(1)  Werden Pfarrerinnen oder Pfarrer oder deren An-
gehörige körperlich verletzt oder getötet, so werden
Leistungen, zu denen der Dienstherr während einer auf
der Körperverletzung beruhenden Aufhebung der
Dienstfähigkeit oder infolge der Körperverletzung
oder der Tötung verpflichtet ist, nur gewährt, wenn
gesetzliche Ansprüche gegen Dritte auf Schadenser-
satz wegen der Körperverletzung oder der Tötung bis
zur Höhe der Leistung des Dienstherrn Zug um Zug
abgetreten werden.
(2)  Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen
nicht zum Nachteil der verletzten Person oder ihrer
Hinterbliebenen geltend gemacht werden.
§ 51 Schäden bei Ausübung des Dienstes
(1)  Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne dass ein
Dienstunfall eingetreten ist, Kleidungsstücke oder
sonstige Gegenstände, die üblicherweise bei Wahr-
nehmung des Dienstes mitgeführt werden, beschädigt
oder zerstört worden oder abhanden gekommen, so
kann gegen Abtretung etwaiger Ersatzansprüche Er-
satz geleistet werden.

Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 1 / 2018   13



(2)  Ersatz wird nicht gewährt, wenn der Schaden
durch ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhal-
ten der Pfarrerin oder des Pfarrers herbeigeführt wor-
den ist.
§ 52 Dienstfreier Tag
Pfarrerinnen und Pfarrer sollen Gelegenheit haben, ih-
ren Dienst unter Berücksichtigung der dienstlichen
Belange so einzurichten, dass ein Tag in der Woche
von dienstlichen Verpflichtungen frei bleibt. Die
Pflicht, erreichbar zu sein, bleibt hiervon unberührt,
wenn keine Vertretung gewährleistet ist.

§ 14 PfDG.Pfalz
Dienstfreier Tag

(zu § 52 PfDG.EKD)
Abweichend von § 52 PfDG.EKD darf eine Pfar-
rerin oder ein Pfarrer den Dienstbereich einmalig
für einen Zeitraum von weniger als 36 Stunden im
Laufe einer Woche verlassen, ohne dafür Urlaub
beantragen zu müssen. Dies gilt nicht unmittelbar
vor oder nach einem Urlaub. Die Pflicht, für Ver-
tretung zu sorgen, bleibt unberührt. Ist keine Ver-
tretung gewährleistet, bleibt die Pflicht, erreich-
bar zu sein, unberührt.

§ 53 Erholungs- und Sonderurlaub
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern steht jährlich Erho-
lungsurlaub unter Fortgewährung der Dienstbezüge
zu.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrern kann aus wichtigen
Gründen Sonderurlaub gewährt werden.
(3)  Zur Mitarbeit in kirchlichen Organen benötigen
Pfarrerinnen und Pfarrer keinen Urlaub. Hat die Mit-
arbeit zur Folge, dass sie ihre Pflicht, erreichbar zu
sein, oder eine andere Dienstpflicht nicht wahrnehmen
können, so haben sie dies vorher anzuzeigen.
(4)  Das Nähere einschließlich möglicher weiterer
Gremien im Sinne des Absatzes 3 regeln die Evange-
lische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung.

§ 15 PfDG.Pfalz
Erholungs- und Sonderurlaub: Ermächtigung

(zu § 53 Abs. 4 PfDG.EKD)
Das Nähere zum Erholungs- und Sonderurlaub
regelt eine Rechtsverordnung, welche die Kir-
chenregierung erlässt.

§ 54 Mutterschutz, Elternzeit, Arbeitsschutz, Re-
habilitation und Teilhabe behinderter Menschen
(1)  Die allgemeinen Vorschriften über Mutterschutz,
Elternzeit, Arbeitsschutz, Rehabilitation und Teilhabe
behinderter Menschen sind anzuwenden, soweit diese
unmittelbar gelten. Im Übrigen gelten die Regelungen
für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte entspre-
chend, soweit sie nicht der Wahrnehmung gottes-
dienstlicher Aufgaben entgegenstehen und soweit

nicht die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se je für ihren Bereich andere Regelungen treffen.
(2)  Wird während der Elternzeit kein Dienst oder
Dienst mit weniger als der Hälfte eines vollen Dienst-
umfangs ausgeübt, so tritt ein Verlust der Stelle nicht
ein, sofern diese Formen der Elternzeit insgesamt
längstens für 18 Monate in Anspruch genommen wer-
den. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich eine längere Frist be-
stimmen. Im Übrigen gelten § 69 Absatz 3 und 4, die
§§ 72 und 73, § 74 Absatz 2 und die §§ 75 und 76
während der Elternzeit entsprechend.
(3)  Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit und
Pflege von Angehörigen dürfen sich bei der Begrün-
dung eines Pfarrdienstverhältnisses und dem berufli-
chen Fortkommen nicht nachteilig auswirken. Das gilt
auch für Behinderung, wenn nicht zwingende sachli-
che Gründe, insbesondere Gründe nach § 9 Absatz 1
Satz 1 Nummer 4, 6 und 7 vorliegen.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die Elternzeit in An-
spruch nehmen, erhalten Beihilfe in Krankheits-, Pfle-
ge- und Geburtsfällen nach den Regelungen des § 75
Absatz 4

§ 16 PfDG.Pfalz
Mutterschutz, Elternzeit, Arbeitsschutz,

Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen

(zu § 54 PfDG.EKD)
(1) Abweichend von § 54 Abs. 1 Satz 2 des Pfarr-
dienstgesetzes der EKD finden statt der für Bun-
desbeamtinnen und Bundesbeamte geltenden Re-
gelungen die staatlichen Bestimmungen für die
Beamtinnen und Beamten des Landes Rheinland-
Pfalz entsprechende Anwendung.
(2) In den Fällen des § 54 Abs. 2 Satz 1 des Pfarr-
dienstgesetzes der EKD tritt der Verlust der Stelle
in der Regel nach 12 Monaten ein.

Kapitel 4 Begleitung des Dienstes, Aufsicht
§ 55 Personalentwicklung und Fortbildung
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind berechtigt und ver-
pflichtet, die für ihren Dienst erforderliche Kompetenz
durch Teilnahme an Maßnahmen der Personalent-
wicklung und regelmäßige Fortbildung fortzuentwi-
ckeln.
(2)  Maßnahmen der Personalentwicklung sollen Pfar-
rerinnen und Pfarrer in ihrem Dienst würdigen und
helfen, die für den Dienst erforderlichen Gaben zu
entdecken, zu fördern und zu entwickeln. Im Rahmen
der Personalentwicklung können insbesondere regel-
mäßige Gespräche nach einer festen Ordnung durch-
geführt und verbindliche Vereinbarungen über Ziele
der Arbeit und über Maßnahmen der Personalentwick-
lung getroffen werden.
(3)  Maßnahmen der Fortbildung sollen helfen, die für
den Dienst erforderlichen Kenntnisse, Einsichten und
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Fertigkeiten fortzuentwickeln. Maßnahmen der Fort-
bildung sind insbesondere die theologische Arbeit im
Pfarrkonvent, die Teilnahme an Fortbildungsangebo-
ten und das Selbststudium.
§ 56 Beurteilungen
Pfarrerinnen und Pfarrer können nach Maßgabe des
Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se beurteilt werden.

§ 17 PfDG.Pfalz
Keine Beurteilungen
(zu § 56 PfDG.EKD)

§ 56 des Pfarrdienstgesetzes der EKD gilt nicht
für ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit.

§ 57 Visitation
Pfarrerinnen und Pfarrer sind nach Maßgabe des
Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se berechtigt und verpflichtet, sich zusammen mit der
Gemeinde oder Einrichtung, in der sie Dienst tun, vi-
sitieren zu lassen und an der Visitation mitzuwirken.
§ 58 Dienstaufsicht
(1)  Die Dienstaufsicht soll sicherstellen, dass Pfarre-
rinnen und Pfarrer ihre Pflichten ordnungsgemäß er-
füllen. Sie umfasst auch die Aufgabe, Pfarrerinnen und
Pfarrer in ihrem Dienst zu unterstützen und Konflikten
rechtzeitig durch geeignete Maßnahmen im Sinne des
§ 26 Absatz 5 zu begegnen.
(2)  Die mit der Dienstaufsicht Beauftragten können
dienstliche Anordnungen treffen. Diese sind für die
Pfarrerinnen und Pfarrer bindend.
(3)  Wer die Dienstaufsicht ausübt, hat darauf zu ach-
ten, dass das Handeln im Rahmen der Dienstaufsicht
von der Seelsorge an Pfarrerinnen und Pfarrern unter-
schieden wird.
(4)  Die mit der Dienstaufsicht Beauftragten teilen der
disziplinaraufsichtführenden Stelle gemäß § 6 Absatz
2 des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in
Deutschland Anhaltspunkte, die den Verdacht einer
Amtspflichtverletzung rechtfertigen, mit und unter-
stützen sie in Disziplinarangelegenheiten. Sie ziehen
aus festgestellten Amtspflichtverletzungen die erfor-
derlichen Konsequenzen zur Vermeidung vergleich-
barer Pflichtverletzungen im jeweiligen Verantwor-
tungsbereich.
§ 59 Ersatzvornahme
Vernachlässigen Pfarrerinnen oder Pfarrer ihre
Dienstpflichten, so kann nach erfolgloser Mahnung
und Fristsetzung die ersatzweise Erledigung rückstän-
diger Arbeiten veranlasst werden. Bei Verschulden
können ihnen die Kosten auferlegt werden.
§ 60 Vorläufige Untersagung der Dienstausübung
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern kann die Ausübung des
Dienstes aus wichtigen dienstlichen Interessen ganz

oder teilweise untersagt werden. Das Verbot erlischt,
wenn nicht bis zum Ablauf von drei Monaten gegen
die Pfarrerin oder den Pfarrer ein Disziplinarverfahren
oder ein auf Rücknahme der Berufung, auf Verände-
rung des Pfarrdienstverhältnisses oder auf Entlassung
gerichtetes Verfahren eingeleitet worden ist.
(2)  Die Möglichkeit, aufgrund anderer kirchengesetz-
licher Vorschriften die Ausübung des Dienstes zu un-
tersagen, bleibt unberührt.

§ 18 PfDG.Pfalz
Zuständigkeit für Aufsicht

(zu §§ 58 bis 60 PfDG.EKD)
Die Dienstaufsicht über die Pfarrerinnen und die
Pfarrer führt der Landeskirchenrat; die Zustän-
digkeit der Dekanin oder des Dekans bleibt un-
berührt.

Kapitel 5 Personalakten
§ 61 Personalaktenführung
(1)  Für jede Pfarrerin und jeden Pfarrer ist eine Per-
sonalakte zu führen. Sie ist vertraulich zu behandeln
und vor unbefugter Einsicht zu schützen. Die Akte
kann in Teilen oder vollständig automatisiert geführt
werden. Das Nähere über die Behandlung von Perso-
nalakten regeln im Rahmen der folgenden Bestim-
mungen die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se.
(2)  Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die die
Pfarrerin oder den Pfarrer betreffen, soweit sie mit
dem Pfarrdienstverhältnis in einem unmittelbaren in-
neren Zusammenhang stehen; hierzu gehören auch in
Dateien gespeicherte, personenbezogene Daten (Per-
sonalaktendaten). Unterlagen, die besonderen, von der
Person und dem Pfarrdienstverhältnis sachlich zu tren-
nenden Zwecken dienen, insbesondere Prüfungsakten,
sind nicht Bestandteil der Personalakten. Wird die
Personalakte in Grund- und Teilakten gegliedert, so ist
in die Grundakte ein vollständiges Verzeichnis aller
Teilakten aufzunehmen. Nebenakten enthalten Unter-
lagen, die sich auch in der Grundakte oder in Teilakten
befinden. Ist die Führung von Nebenakten erforder-
lich, ist auch dies in der Grundakte zu vermerken. Teil-
und Nebenakten dürfen bei anderen Stellen geführt
werden, soweit sie Aufgaben der Personalverwaltung
und Personalwirtschaft, insbesondere der Dienstauf-
sicht und Personalplanung, wahrnehmen.
(3 Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der Per-
sonalverwaltung oder Personalwirtschaft und in den
im Datenschutzgesetz der Evangelischen Kirche in
Deutschland genannten Fällen verwendet werden.
Verarbeitung und Nutzung sowie Übermittlung der
Personalaktendaten richten sich nach dem Kirchenge-
setz über den Datenschutz in der Evangelischen Kir-
che in Deutschland in der jeweils geltenden Fassung,
soweit in diesem Kirchengesetz nicht etwas anderes
bestimmt ist.
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(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu Beschwerden,
Behauptungen und Bewertungen, die für sie ungünstig
sind oder ihnen nachteilig werden können, vor deren
Aufnahme in die Personalakte zu hören; ihre Äuße-
rungen sind zur Personalakte zu nehmen. Anonyme
Schreiben werden in der Regel nicht in die Personal-
akte aufgenommen. Sie können nur dann ausnahms-
weise aufgenommen werden, wenn darin enthaltene,
substantielle Behauptungen zu weiteren Ermittlungen
oder Erhebungen Anlass geben.
(5)  Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und
Bewertungen sind, falls sie
1. sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben,

mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers
unverzüglich aus der Personalakte zu entfernen
und zu vernichten,

2. für die Pfarrerin oder den Pfarrer ungünstig sind
oder ihr oder ihm nachteilig werden können, auf
eigenen Antrag nach drei Jahren zu entfernen und
zu vernichten; dies gilt nicht für dienstliche Beur-
teilungen.

Die Frist nach Satz 1 Nummer 2 wird durch neue
Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift oder durch die
Einleitung eines Straf-, Disziplinar- oder Lehrbean-
standungsverfahrens unterbrochen. Stellt sich der
neue Vorwurf als unbegründet oder falsch heraus, gilt
die Frist als nicht unterbrochen.
(6)  Absatz 5 gilt entsprechend für Mitteilungen in
Strafsachen und Auskünfte aus dem Bundeszentralre-
gister, soweit sie nicht Bestandteil einer Disziplinar-
akte sind. Er findet keine Anwendung auf erweiterte
Führungszeugnisse nach § 30a des Bundeszentralre-
gistergesetzes.
(7)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich die Frist nach Absatz 5
Satz 1 Nummer 2 durch Kirchengesetz verlängern.
§ 62 Einsichts- und Auskunftsrecht
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben, auch nach Been-
digung des Pfarrdienstverhältnisses, ein Recht auf
Einsicht in ihre vollständige Personalakte. Dies gilt
ebenso für die von ihnen beauftragten Angehörigen.
Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, so-
weit dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Dies
gilt auch für Hinterbliebene, Erbinnen und Erben,
wenn ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht
wird, und für deren Bevollmächtigte.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben ein Recht auf Ein-
sicht auch in andere Schriftstücke, die personenbezo-
gene Daten über sie enthalten und für ihr Pfarrdienst-
verhältnis verarbeitet oder genutzt werden, soweit kir-
chengesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist. Die
Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die Daten der
Pfarrerinnen und Pfarrer mit Daten Dritter oder mit
Daten, die nicht personenbezogen sind und deren
Kenntnis die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages
gefährden könnte, derart verbunden sind, dass ihre
Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig gro-

ßem Aufwand möglich ist. In diesem Fall ist den Pfar-
rerinnen und Pfarrern Auskunft zu erteilen. Das Recht
auf Einsicht in die Ausbildungs- und Prüfungsakten
regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se je für ihren Bereich.
(3)  Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo
die Einsicht gewährt wird. Soweit dienstliche Interes-
sen nicht entgegenstehen, können auf Kosten der Pfar-
rerin oder des Pfarrers Kopien, Auszüge, Ausdrucke
oder Abschriften gefertigt werden.
(4)  Das Recht auf Auskunft steht dem Recht auf Ein-
sicht gleich; insoweit gelten die Absätze 1 bis 3 ent-
sprechend.
(5)  Kenntnisse, die durch Akteneinsicht erlangt sind,
unterliegen der Amtsverschwiegenheit nach § 31.
(6)  Die Einsicht in Ermittlungsakten eines Diszipli-
narverfahrens und die Unterrichtung über die Erhe-
bung und Speicherung personenbezogener Daten für
diese Akten regelt das Disziplinarrecht.

Kapitel 6 Nebentätigkeit
§ 63 Nebentätigkeit, Grundsatz
Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen eine Nebentätigkeit
(Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder ein öffentliches
oder kirchliches Ehrenamt) nur übernehmen, wenn
dies mit ihrem Amt und mit der sorgfältigen Erfüllung
ihrer Dienstpflichten vereinbar ist und kirchliche In-
teressen nicht entgegenstehen.
§ 64 Angeordnete Nebentätigkeiten
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, nach
Maßgabe des für sie geltenden Rechts der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse auf Verlangen
der zuständigen oder vorgesetzten aufsichtführenden
Personen oder Stellen eine Nebentätigkeit im kirchli-
chen Interesse auch ohne Vergütung zu übernehmen,
soweit sie die erforderliche Eignung dafür besitzen
und ihnen die Übernahme zugemutet werden kann.
(2)  Mit dem Beginn des Ruhestandes oder des War-
testandes oder mit der Beendigung des Pfarrdienst-
verhältnisses endet eine Nebentätigkeit nach Absatz 1,
wenn im Einzelfall nicht etwas anderes bestimmt wird.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die aus einer auf Ver-
langen, Vorschlag oder Veranlassung übernommenen
Tätigkeit in einem Leitungs- oder Aufsichtsorgan ei-
ner juristischen Person haftbar gemacht werden, haben
Anspruch auf Ersatz eines ihnen entstandenen Scha-
dens. Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig
herbeigeführt worden, so besteht ein Ersatzanspruch
nur dann, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer auf Ver-
langen einer Person oder einer Stelle gehandelt hat, die
die Dienstaufsicht ausübt.
§ 65 Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten
(1)  Die Übernahme einer Nebentätigkeit bedarf der
Genehmigung. Die Genehmigung kann bedingt, be-
fristet, widerruflich oder mit Auflagen erteilt werden.
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Jede wesentliche Änderung der Nebentätigkeit ist un-
verzüglich anzuzeigen.
(2)  Die Genehmigung ist zu versagen oder zu wider-
rufen, wenn die Voraussetzungen des § 63 nicht oder
nicht mehr vorliegen. Ein Versagungs- oder Wider-
rufsgrund liegt insbesondere vor, wenn zu besorgen
ist, dass die Nebentätigkeit geeignet ist,
1. nach Art und Umfang die Pfarrerin oder den Pfarrer

so stark in Anspruch zu nehmen, dass die sorgfäl-
tige Erfüllung der Dienstpflichten behindert wer-
den kann,

2. die Pfarrerin oder den Pfarrer in einen Widerstreit
mit den Dienstpflichten zu bringen,

3. das Ansehen der Kirche oder des Amtes zu beein-
trächtigen.

§ 66 Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten
(1) Keiner Genehmigung und keiner Anzeige bedür-
fen folgende Nebentätigkeiten:
1. die unentgeltliche Vormundschaft, Betreuung oder

Pflegschaft bei Angehörigen,
2. eine Testamentsvollstreckung nach dem Tod von

Angehörigen,
3. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der

Pfarrerin oder des Pfarrers unterliegenden Vermö-
gens,

4. die Tätigkeit in Pfarrvereinen oder anderen Berufs-
verbänden,

5. die Übernahme von Ehrenämtern,
6. eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstellerische,

wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstä-
tigkeit,

7. eine nur gelegentlich ausgeübte selbständige Gut-
achtertätigkeit.

(2)  Keiner Genehmigung, aber einer Anzeige bedür-
fen Nebentätigkeiten nach Absatz 1 Nummer 6 und 7,
wenn sie nicht nur gelegentlich ausgeübt werden.
(3)  Aus begründetem Anlass kann verlangt werden,
dass die Pfarrerin oder der Pfarrer über eine Nebentä-
tigkeit nach Absatz 1 oder 2, insbesondere über deren
Art und Umfang, schriftlich Auskunft erteilt.
(4)  Die Übernahme oder Fortführung einer Nebentä-
tigkeit nach Absatz 1 und 2 ist zu untersagen, wenn
ein Versagungsgrund nach § 65 Absatz 2 gegeben ist.
Sofern es zur sachgerechten und sorgfältigen Erfül-
lung der Dienstpflichten erforderlich ist, kann die Ne-
bentätigkeit auch bedingt, befristet, widerruflich oder
unter Auflagen gestattet werden. Die Ausübung eines
kirchlichen Ehrenamtes darf nicht aus Gründen der
kirchenpolitischen Einflussnahme untersagt werden.
§ 67 Rechtsverordnung über Nebentätigkeiten
Die zur Ausführung der §§ 63 bis 66 notwendigen Re-
gelungen können die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich durch Rechtsverord-
nung treffen. In der Rechtsverordnung kann insbeson-
dere bestimmt werden,

1. ob und inwieweit Pfarrerinnen und Pfarrer mit Be-
zügen verpflichtet sind, die Vergütungen aus Ne-
bentätigkeiten ganz oder teilweise abzuführen;

2. dass Pfarrerinnen und Pfarrer unverzüglich nach
Ablauf eines jeden Kalenderjahres eine Abrech-
nung über die Vergütungen und geldwerten Vor-
teile aus Nebentätigkeiten vorzulegen haben;

3. unter welchen Voraussetzungen Pfarrerinnen und
Pfarrer zur Ausübung von Nebentätigkeiten für
dienstliche Zwecke bestimmte Einrichtungen, Per-
sonal oder Material in Anspruch nehmen dürfen
und in welcher Höhe ein Entgelt hierfür zu ent-
richten ist.

Teil 6 Veränderungen des
Pfarrdienstverhältnisses

Kapitel 1 Freistellung (Beurlaubung und
Teildienst)

§ 68 Beurlaubung und Teildienst
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können nach Maßgabe
der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren Antrag
ohne Besoldung von der Pflicht zur Dienstleistung
freigestellt werden (Beurlaubung). Teilbeurlaubungen
sind möglich.
(2)  Der Dienstumfang kann auf Antrag der Pfarrerin
oder des Pfarrers nach Maßgabe der nachfolgenden
Bestimmungen bei entsprechender Kürzung der Be-
soldung bis zur Hälfte des Umfanges eines uneinge-
schränkten Dienstes ermäßigt werden (Teildienst).
(3)  Nach Maßgabe der Stellenplanung der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann der Dienst-
umfang auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers im
kirchlichen Interesse für begrenzte Zeit unter das nach
Absatz 2 zulässige Mindestmaß ermäßigt werden (un-
terhälftiger Teildienst).
§ 69 Beurlaubung und Teildienst aus familiären
Gründen
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind, soweit besondere
kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entgegen-
stehen, auf Antrag zu beurlauben, wenn sie
1. mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder
2. pflegebedürftige oder an einer Erkrankung nach §

3 Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes leidende
sonstige Angehörige

tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter denselben
Voraussetzungen ist Teildienst zu bewilligen. Die
Pflegebedürftigkeit oder Erkrankung nach § 3 Absatz
6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes ist durch ärztliches
Gutachten, Bescheinigung der Pflegekasse, des Me-
dizinischen Dienstes der Krankenversicherung oder
einer privaten Pflegeversicherung nachzuweisen.
(2)  Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, auch wenn
sie mehrfach gewährt wird, auch in Verbindung mit
einer Beurlaubung nach § 71 und unterhälftigem Teil-
dienst die Dauer von fünfzehn Jahren nicht überschrei-
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ten. Ausnahmen hiervon sind in besonders begründe-
ten Fällen zulässig.
(3)  Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers soll die
Beurlaubung widerrufen oder der Teildienst geändert
werden, wenn die Beurlaubung oder der Teildienst im
bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet werden
kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
Soweit zwingende kirchliche oder dienstliche Interes-
sen dies erfordern, kann nachträglich die Dauer der
Beurlaubung oder des Teildienstes beschränkt oder
der Umfang des zu leistenden Teildienstes erhöht wer-
den.
(4)  Während einer Beurlaubung nach Absatz 1 sollen
die Verbindung zum Dienst und der berufliche Wie-
dereinstieg durch geeignete Maßnahmen erleichtert
werden.

§ 19 PfDG.Pfalz
Beurlaubung und Teildienst aus familiären

Gründen
(zu § 69 PfDG.EKD)

Der Pfarrerin oder dem Pfarrer kann Beurlau-
bung und Teildienst aus familiären Gründen in
entsprechender Anwendung der für die Beamtin-
nen und Beamten des Landes Rheinland-Pfalz
geltenden staatlichen Bestimmungen gewährt
werden.

§ 69a Familienpflegezeit mit Vorschuss
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern, die Anspruch auf Be-
soldung haben, wird auf Antrag für längstens 24 Mo-
nate Teildienst im Umfang von mindestens einem
Drittel eines vollen Dienstauftrages als Familienpfle-
gezeit bewilligt, wenn
1. sie eine nahe Angehörige oder einen nahen Ange-

hörigen nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes
tatsächlich betreuen oder pflegen, die oder der pfle-
gebedürftig ist nach einer Bescheinigung der Pfle-
gekasse oder des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung, einer entsprechenden Be-
scheinigung einer privaten Pflegeversicherung
oder einem ärztlichen Gutachten oder an einer Er-
krankung nach § 3 Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeit-
gesetzes leidet, und

2. keine dringenden dienstlichen Belange entgegen-
stehen.

(2)  Ist die Familienpflegezeit für weniger als 24 Mo-
nate bewilligt worden, kann sie nachträglich bis zur
Dauer von 24 Monaten verlängert werden.
(3)  Familienpflegezeit und Pflegezeit dürfen zusam-
men nicht länger als 24 Monate für jede pflegebedürf-
tige nahe Angehörige oder jeden pflegebedürftigen
nahen Angehörigen dauern.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer haben jede Änderung der
Tatsachen mitzuteilen, die für die Bewilligung maß-
geblich sind.
(5)  Liegen die Voraussetzungen für die Bewilligung
der Familienpflegezeit nicht mehr vor, so ist die Be-

willigung zu widerrufen, und zwar mit Ablauf des
zweiten Monats, der auf den Wegfall der Vorausset-
zungen folgt, sofern nicht einvernehmlich eine andere
Regelung getroffen wird.
(6)  Ist der Pfarrerin oder dem Pfarrer der Teildienst
im bisherigen Umfang nicht mehr zumutbar, ist die
Bewilligung zu widerrufen, wenn keine dringenden
dienstlichen Belange entgegenstehen.
(7)  Die Regelungen des Bundesbesoldungsgesetzes
zur Besoldung bei Familienpflegezeit und die Beam-
ten-Pflegezeitvorschuss-Verordnung in der jeweils
geltenden Fassung sind entsprechend anzuwenden.
(8)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz die Absätze 1 bis 6 von
der Anwendung ausschließen oder durch Kirchenge-
setz oder aufgrund Kirchengesetzes eine abweichende
Regelung zu Absatz 7 erlassen.
§ 69b Pflegezeit mit Vorschuss
(1)  Unter den Voraussetzungen des § 69a Absatz 1
wird auf Antrag für längstens sechs Monate Teildienst
im Umfang von weniger als einem Drittel eines vollen
Dienstauftrages oder Urlaub ohne Besoldung als Pfle-
gezeit bewilligt.
(2)  Ist die Pflegezeit für weniger als sechs Monate
bewilligt worden, kann sie nachträglich bis zur Dauer
von sechs Monaten verlängert werden.
(3)  § 69a Absatz 3 bis 8 gilt entsprechend.

§ 19a PfDG.Pfalz
Familienpflegezeiten und Pflegezeiten mit Vor-

schuss
(zu §§ 69a, 69b, 71 Absatz 1 Satz 2, 75 Absätze 4

und 5 PfDG.EKD)
Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch auf
Familienpflegezeiten und Pflegezeiten mit Vor-
schuss in entsprechender Anwendung der staatli-
chen Bestimmungen für die Beamtinnen und Be-
amten des Landes Rheinland-Pfalz.

§ 70 Beurlaubung im kirchlichen Interesse
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können auf Antrag im
kirchlichen Interesse beurlaubt werden.
(2)  Die Zeit der Beurlaubung kann nach Maßgabe des
jeweils anwendbaren Versorgungsrechts als ruhege-
haltfähige Dienstzeit angerechnet werden, sofern die
Beurlaubung im Interesse des Dienstherrn liegt. Im
Falle eines besonderen Interesses des Dienstherrn an
der Beurlaubung kann die Besoldung belassen wer-
den.
(3)  Die Beurlaubung soll auf Antrag widerrufen wer-
den, wenn sie der Pfarrerin oder dem Pfarrer nicht
mehr zugemutet werden kann und dienstliche Belange
nicht entgegenstehen. Sie kann von Amts wegen aus
kirchlichen oder dienstlichen Interessen beendet wer-
den.
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§ 20 PfDG.Pfalz
Beurlaubung im kirchlichen Interesse

(zu § 70 PfDG.EKD)
(1) Steht die Pfarrerin oder der Pfarrer zur Er-
füllung eines kirchlichen Auftrages im Dienst des
Staates oder einer seiner Körperschaften, Anstal-
ten oder Stiftungen, so verbleibt sie oder er in ei-
nem Dienstverhältnis zur Landeskirche. Sie oder
er erfüllt den Auftrag im Sinne der landeskirchli-
chen Ordnung und untersteht insoweit der Dienst-
aufsicht der Landeskirche. Es wird erwartet, dass
die Pfarrerin oder der Pfarrer neben der gewis-
senhaften Erfüllung der Dienstpflicht sich am Le-
ben der Gemeinde beteiligt und zu kirchlichen
Diensten bereit ist. Sie oder er bleibt berechtigt,
sich um eine landeskirchliche Stelle zu bewerben.
Der kirchliche Auftrag kann widerrufen werden,
wenn das Verhalten der Pfarrerin oder des Pfar-
rers eine solche Maßnahme notwendig macht. Die
Bestimmungen des Disziplinargesetzes werden
hiervon nicht berührt.
(2) Die Landeskirche kann eine Pfarrerin oder
einen Pfarrer mit ihrer oder seiner Zustimmung
für den hauptamtlichen Dienst bei einem mit ei-
gener Rechtspersönlichkeit ausgestatteten kirch-
lichen Rechtsträger oder einer sonstigen kirchli-
chen Einrichtung beurlauben, wenn der kirchli-
che Rechtsträger oder die sonstige kirchliche Ein-
richtung die Besoldung und Versorgung entspre-
chend dem Pfarrbesoldungsgesetz sicherstellt.
Ist der selbstständige kirchliche Rechtsträger
oder die sonstige kirchliche Einrichtung hierzu
nicht im Stande, so kann die Landeskirche von der
Anwendung des Satzes 1 absehen. Der kirchliche
Rechtsträger oder die sonstige kirchliche Ein-
richtung ist jedoch verpflichtet, im Rahmen der
Leistungsfähigkeit zur Besoldung oder zur Ver-
sorgung beizutragen. Hierüber treffen die Lan-
deskirche und der selbstständige kirchliche
Rechtsträger oder die sonstige kirchliche Ein-
richtung vor der Beurlaubung eine Vereinbarung.

§ 71 Beurlaubung und Teildienst aus anderen
Gründen
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können auf Antrag
1. bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren oder
2. für einen Zeitraum, der sich bis zum Beginn des

Ruhestandes erstrecken muss, beurlaubt werden,
soweit kirchliche oder dienstliche Interessen nicht
entgegenstehen. Beurlaubungen, Teilbeurlaubun-
gen und Teildienste, die zu einem unterhälftigen
Dienst führen, dürfen auch in Verbindung mit Be-
urlaubungen nach § 69 die Dauer von fünfzehn
Jahren nicht überschreiten.

(2)  Pfarrerinnen und Pfarrern kann auf Antrag Teil-
dienst bewilligt werden, soweit kirchliche oder dienst-
liche Interessen nicht entgegenstehen. Soweit zwin-
gende kirchliche oder dienstliche Interessen dies er-
fordern, kann nachträglich die Dauer der Beurlaubung

oder des Teildienstes beschränkt oder der Umfang des
zu leistenden Teildienstes erhöht werden.
(3)  Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers soll die
Beurlaubung widerrufen oder der Teildienst geändert
werden, wenn die Beurlaubung oder der Teildienst im
bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet werden
kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
(4)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich
Regelungen über den Altersteildienst und über eine
Sabbatzeit treffen.

§ 21 PfDG.Pfalz
Altersteildienst und Sabbatzeit

(zu § 71 PfDG.EKD)
Für den Altersteildienst und die Sabbatzeit finden
die staatlichen Bestimmungen für die Beamtinnen
und Beamten des Landes Rheinland-Pfalz ent-
sprechende Anwendung.

§ 72 Informationspflicht und Benachteiligungsver-
bot
(1)  Wird eine Beurlaubung oder ein Teildienst bean-
tragt, so sind die Pfarrerinnen und Pfarrer schriftlich
auf die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen hinzu-
weisen.
(2)  Beurlaubung aus familiären Gründen und Teil-
dienst dürfen sich bei dem beruflichen Fortkommen
nicht nachteilig auswirken, wenn nicht zwingende
sachliche Gründe vorliegen.
§ 73 Erwerbstätigkeit und Nebentätigkeit während
einer Beurlaubung oder eines Teildienstes
(1)  Während einer Beurlaubung oder eines Teildiens-
tes dürfen nur solche Nebentätigkeiten ausgeübt wer-
den, die dem Zweck der Beurlaubung oder des Teil-
dienstes nicht zuwiderlaufen.
(2)  Die Regelungen über Nebentätigkeiten finden ent-
sprechende Anwendung.
§ 74 Verfahren
(1)  Beurlaubung und Teildienst beginnen, wenn kein
anderer Zeitpunkt festgesetzt wird, mit dem Ablauf
des Monats, in dem der Pfarrerin oder dem Pfarrer die
Verfügung bekannt gegeben wird. Bei Pfarrerinnen
und Pfarrern im Schul- und Hochschuldienst sollen der
Beginn und das Ende einer Beurlaubung und eines
Teildienstes oder eine Änderung derselben jeweils auf
den Beginn und das Ende eines Schulhalbjahres oder
eines Semesters festgesetzt werden.
(2)  Ein Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung
oder eines Teildienstes soll spätestens drei Monate vor
Ablauf des Bewilligungszeitraumes gestellt werden.
§ 75 Allgemeine Rechtsfolgen der Beurlaubung
(1)  Mit dem Beginn einer Beurlaubung verlieren die
Pfarrerinnen und Pfarrer ihre Stelle oder ihren Auftrag
im Sinne des § 25 und die damit verbundenen oder
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persönlich übertragenen Aufgaben. Bei kurzfristigen
Beurlaubungen können Stelle oder Auftrag belassen
werden. Die mit der Stelle verbundenen oder persön-
lich übertragenen Aufgaben können im Einzelfall
ganz oder teilweise belassen werden. Die Rechte und
Pflichten aus dem Pfarrdienstverhältnis, insbesondere
Lebensführungs- und Verschwiegenheitspflichten,
bleiben bestehen, soweit die Beurlaubung dem nicht
entgegensteht. Alle Anwartschaften, die im Zeitpunkt
der Beurlaubung erworben waren, bleiben gewahrt.
Die besoldungs- und versorgungsrechtlichen Vor-
schriften über die Berücksichtigung von Zeiten einer
Beurlaubung ohne Besoldung bleiben unberührt.
(2)  Mit der Beurlaubung ruhen die Rechte aus der Or-
dination im Sinne des § 5 Absatz 5 Satz 2, sofern nicht
etwas anderes bestimmt wird.
(3)  Während einer Beurlaubung unterstehen Pfarre-
rinnen und Pfarrer der Lehr- und Disziplinaraufsicht
der Kirche, die sie beurlaubt hat; sie sollen an Fortbil-
dungsveranstaltungen und Maßnahmen der Personal-
entwicklung im Sinne des § 55 teilnehmen.
(4)  Während der Zeit der Beurlaubung nach den §§ 69
oder 69b besteht Anspruch auf Leistungen der Kran-
kenfürsorge in entsprechender Anwendung der Bei-
hilferegelungen für Pfarrerinnen und Pfarrer mit An-
spruch auf Besoldung. Dies gilt nicht, wenn die Pfar-
rerin oder der Pfarrer
1. berücksichtigungsfähige Angehörige einer beihil-

feberechtigten Person werden oder
2. nach den Bestimmungen des Fünften Buches So-

zialgesetzbuch über die Familienversicherung
krankenversichert sind oder

3. einen Anspruch auf zusätzliche Leistungen bei
Pflegezeit als Zuschuss zur Kranken- und Pflege-
versicherung nach dem Elften Buch Sozialgesetz-
buch haben.

Pfarrerinnen und Pfarrer, die die Voraussetzungen des
§ 3 Absatz 1 des Pflegezeitgesetzes erfüllen, erhalten
für die Dauer der Pflegezeit nach § 4 des Pflegezeit-
gesetzes Leistungen entsprechend § 44a Absatz 1 des
Elften Buches Sozialgesetzbuch.
(5)  Im Falle einer Beurlaubung nach § 70 Absatz 2
kann ein Anspruch auf Leistungen der Krankheitsfür-
sorge in entsprechender Anwendung der Beihilfere-
gelungen für Pfarrerinnen und Pfarrer mit Anspruch
auf Besoldung gewährt werden.
(6)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich von den Bestimmungen
der Absätze 4 und 5 abweichende oder ergänzende
Regelungen treffen.

§ 22 Beurlaubung und Ordinationsrechte
(zu § 75 Abs. 2 PfDG.EKD)

Gleichzeitig mit der Bewilligung der Beurlau-
bung muss entschieden werden, ob die Rechte aus
der Ordination belassen werden oder ruhen.

§ 76 Beendigung der Beurlaubung und des Teil-
dienstes
(1)  Die Beurlaubung endet mit Ablauf der festgeleg-
ten Dauer oder ihrem Widerruf.
(2)  Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist verpflichtet, sich
rechtzeitig vor Ablauf einer Beurlaubung oder eines
Teildienstes um eine Stelle zu bewerben. Führt die
Bewerbung vor dem Ende der Beurlaubung oder des
Teildienstes nicht zum Erfolg, so soll unter Berück-
sichtigung des jeweiligen Stellenbesetzungsrechts von
Amts wegen eine Stelle oder ein Auftrag im Sinne des
§ 25 übertragen werden.
(3)  Steht nach Ablauf einer Beurlaubung weder eine
Stelle noch ein Auftrag zur Verfügung, so wird die
Pfarrerin oder der Pfarrer in den Wartestand versetzt.
Mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers kann
anstelle einer Versetzung in den Wartestand die Be-
urlaubung um die Zeit bis zur Übertragung einer Stelle
oder eines Auftrages verlängert werden.

§ 23 PfDG.Pfalz
Beendigung der Beurlaubung oder des Teil-

dienstes
(zu § 76 Abs. 3 PfDG.EKD)

§ 76 Abs. 3 des Pfarrdienstgesetzes der EKD fin-
det keine Anwendung.

Kapitel 2 Abordnung, Zuweisung, Versetzung,
Umwandlung und Wartestand

§ 77 Abordnung
(1)  Eine Abordnung ist die vorübergehende Übertra-
gung einer der Ausbildung der Pfarrerin oder des Pfar-
rers entsprechenden Tätigkeit bei einer anderen
Dienststelle desselben oder eines anderen Dienstherrn
unter Beibehaltung der bisherigen Stelle oder des bis-
herigen Auftrages im Sinne des § 25. Die Abordnung
erfolgt im dienstlichen Interesse. Sie kann ganz oder
teilweise erfolgen.
(2)  Die Abordnung bedarf der Zustimmung der Pfar-
rerin oder des Pfarrers, wenn sie
1. bei einer teilweisen Abordnung insgesamt länger

als zwölf Monate dauert oder
2. bei einer Abordnung im Ganzen insgesamt länger

als sechs Monate dauert oder
3. zu einem anderen Dienstherrn erfolgt.
(3)  Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn
wird von dem abgebenden im Einverständnis mit dem
aufnehmenden Dienstherrn verfügt. Das Einverständ-
nis ist schriftlich zu erklären.
(4)  Für die abgeordneten Pfarrerinnen und Pfarrer
sind die für den Bereich des aufnehmenden Dienst-
herrn geltenden Vorschriften über die Rechte und
Pflichten der Pfarrerinnen und Pfarrer entsprechend
anzuwenden mit Ausnahme der Regelungen über die
Amtsbezeichnung (§ 29), die Zahlung von Bezügen,
von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfäl-
len und von Versorgung (§ 49 Absatz 1).
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§ 24 PfDG.Pfalz
Abordnung

(zu § 77 Abs. 2 PfDG.EKD)
(1) § 77 Abs. 2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD
findet nur bei Pfarrerinnen und Pfarrern Anwen-
dung, die eine Pfarrstelle innehaben.
(2) Abweichend von § 77 Abs. 2 Nr. 2 des Pfarr-
dienstgesetzes der EKD ist bei einer Abordnung
im Ganzen von insgesamt länger als drei Monaten
eine Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers
erforderlich.

§ 78 Zuweisung
(1)  Eine Zuweisung ist die befristete oder unbefristete
Übertragung einer der Ausbildung der Pfarrerin oder
des Pfarrers entsprechenden Tätigkeit bei einer Ein-
richtung oder einem Dienstherrn, die nicht zu den
Körperschaften nach § 2 Absatz 1 Satz 1 gehören. Die
Zuweisung kann ganz oder teilweise erfolgen. Die
Rechtsstellung der Pfarrerin oder des Pfarrers bleibt
unberührt.
(2)  Die Zuweisung erfolgt im kirchlichen Interesse.
Sie bedarf der Zustimmung der Pfarrerin oder des
Pfarrers.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrern mit einer Stelle oder ei-
nem Auftrag im Sinne des § 25 in einer Einrichtung,
die ganz oder teilweise in eine privatrechtlich organi-
sierte Einrichtung der Kirche oder der Diakonie um-
gebildet wird, kann auch ohne ihre Zustimmung im
kirchlichen Interesse eine ihrer Ausbildung entspre-
chende Tätigkeit bei dieser Einrichtung zugewiesen
werden.
(4)  Die Zuweisung endet mit Ablauf der festgelegten
Dauer. Sie kann im dienstlichen oder kirchlichen In-
teresse beendet werden.
(5)  Bei einer Zuweisung von insgesamt nicht mehr als
einem Jahr tritt ein Verlust der Stelle nur mit Zustim-
mung der Pfarrerin oder des Pfarrers ein. Im Übrigen
gilt § 76 entsprechend.
§ 79 Versetzung
(1)  Versetzung ist die Übertragung einer anderen Stel-
le oder eines anderen Auftrages im Sinne des § 25 un-
ter Verlust der bisherigen Stelle oder des bisherigen
Auftrages.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer können um der Unab-
hängigkeit der Verkündigung willen nur versetzt wer-
den, wenn sie sich um die andere Verwendung bewer-
ben oder der Versetzung zustimmen oder wenn ein
besonderes kirchliches Interesse an der Versetzung
besteht. Ein besonderes kirchliches Interesse liegt ins-
besondere vor, wenn
1. die befristete Übertragung einer Stelle oder eines

Auftrages im Sinne des § 25 endet,
2. die Wahrnehmung eines Aufsichtsamtes endet, das

mit der bisherigen Stelle oder dem bisherigen Auf-
trag im Sinne des § 25 verbunden ist,

3. aufgrund verbindlich beschlossener Stellenpla-
nung ihre Stelle aufgehoben wird, unbesetzt sein
oder einen anderen Dienstumfang erhalten soll,
oder wenn ihr Dienstbereich neu geordnet wird,

4. es zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Gesamt-
besetzung der Stellen im Bereich ihres Dienstherrn
notwendig ist,

5. in ihrer bisherigen Stelle oder ihrem bisherigen
Auftrag eine nachhaltige Störung in der Wahrneh-
mung des Dienstes gemäß § 80 Absatz 1 und 2
festgestellt wird,

6. sie wegen ihres Gesundheitszustandes in der Aus-
übung ihres bisherigen Dienstes wesentlich beein-
trächtigt sind.

(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer allgemeinen
kirchlichen Stelle oder einem allgemeinen kirchlichen
Auftrag im Sinne des § 25 sowie Gemeindepfarrerin-
nen und Gemeindepfarrer (§ 27), die keine Stelle in-
nehaben, können über die in Absatz 2 genannten Grün-
de hinaus ohne ihre Zustimmung in eine andere Stelle
oder einen anderen Auftrag versetzt werden, wenn da-
für ein kirchliches Interesse besteht.
(4)  Sieht das Recht der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse vor, dass zwei Pfarrerinnen oder
Pfarrern, deren Dienstumfang jeweils eingeschränkt
ist, gemeinsam eine Stelle übertragen werden kann, so
kann, wenn das Pfarrdienstverhältnis einer beteiligten
Person verändert wird oder endet, auch die andere be-
teiligte Person versetzt werden. Die §§ 83 bis 85 sind
anwendbar.
(5)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich
von den Regelungen des Absatzes 2 Satz 2 Nummer 3
und 4 und des Absatzes 4 abweichen.
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§ 25 PfDG.Pfalz
Versetzung

(zu § 79 Abs. 2, 3 PfDG.EKD)
(1) § 79 Abs. 2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD
findet nur bei Pfarrerinnen und Pfarrern Anwen-
dung, die eine Pfarrstelle innehaben.
(2) Ein besonderes kirchliches Interesse an einer
Versetzung i. S. d. § 79 Abs. 2 des Pfarrdienstge-
setzes der EKD liegt auch vor,
a) wenn die oder der Ehegatte der Pfarrerin oder
des Pfarrers nicht einem evangelischen Bekennt-
nis angehört oder
b) wenn die Ehe der Pfarrerin oder des Pfarrers
aufgelöst (Scheidung, Nichtigkeit, Aufhebung)
wurde.
(3) Vor einer Versetzung nach § 79 Abs. 2 Nr. 3
und 4 des Pfarrdienstgesetzes der EKD ist der
Pfarrerin oder dem Pfarrer Gelegenheit zu geben,
sich innerhalb von drei Monaten um eine andere
Stelle zu bewerben. Die Entscheidung über die
Bewerbung soll innerhalb weiterer drei Monate
getroffen werden.
(4) § 79 Abs. 3 des Pfarrdienstgesetzes der EKD
findet nur bei Pfarrerinnen und Pfarrern Anwen-
dung, die keine Pfarrstelle innehaben.

§ 80 Versetzungsvoraussetzungen und -verfahren
(1)  Eine nachhaltige Störung in der Wahrnehmung
des Dienstes im Sinne des § 79 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 5 liegt vor, wenn die Erfüllung der dienstlichen
oder der gemeindlichen Aufgaben nicht mehr gewähr-
leistet ist. Das ist insbesondere der Fall, wenn das Ver-
hältnis zwischen der Pfarrerin oder dem Pfarrer und
nicht unbeträchtlichen Teilen der Gemeinde zerrüttet
ist oder das Vertrauensverhältnis zwischen der Pfar-
rerin oder dem Pfarrer und dem Vertretungsorgan der
Gemeinde zerstört ist und nicht erkennbar ist, dass das
Vertretungsorgan rechtsmissbräuchlich handelt. Die
Gründe für die nachhaltige Störung müssen nicht im
Verhalten oder in der Person der Pfarrerin oder des
Pfarrers liegen.
(2)  Zur Feststellung der Voraussetzungen des Absat-
zes 1 werden die erforderlichen Erhebungen durchge-
führt. Der Beginn der Erhebungen wird der Pfarrerin
oder dem Pfarrer mitgeteilt. Sofern nicht ausnahms-
weise etwas anderes angeordnet wird, nehmen Pfar-
rerinnen und Pfarrer für die Dauer der Erhebungen den
Dienst in der ihnen übertragenen Stelle oder in dem
ihnen übertragenen Auftrag nicht wahr. Während die-
ser Zeit soll eine angemessene Aufgabe übertragen
werden.
(3)  Zur Feststellung der Voraussetzungen des § 79
Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 kann eine amts- oder ver-
trauensärztliche Untersuchung angeordnet werden. §
91 Absatz 3 und 6 gilt entsprechend.
(4)  Versetzungen zu einem anderen Dienstherrn be-
dürfen der Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfar-
rers. Bei einem Wechsel des Dienstherrn wird die Ver-
setzung von dem abgebenden im Einverständnis mit
dem aufnehmenden Dienstherrn verfügt. Das Pfarr-

dienstverhältnis wird mit dem neuen Dienstherrn fort-
gesetzt; dieser tritt an die Stelle des bisherigen. Der
aufnehmende Dienstherr kann mit Zustimmung der
Pfarrerin oder des Pfarrers ein Amt mit einem anderen
Endgrundgehalt übertragen. Auf die Rechtsstellung
der Versetzten sind die im Bereich des neuen Dienst-
herrn geltenden Vorschriften anzuwenden.

§ 26 PfDG.Pfalz
Versetzungsverfahren

(zu § 80 Abs. 1 PfDG.EKD)
Die Zerrüttung des Verhältnisses zwischen der
Pfarrerin oder dem Pfarrer und nicht unbeträcht-
lichen Teilen der Gemeinde oder die Zerstörung
des Vertrauensverhältnisses zum Presbyterium
liegt insbesondere vor, wenn das verstärkte Pres-
byterium die Versetzung in einer Sitzung unter
Vorsitz der Dekanin oder des Dekans beantragt.

§ 81 Regelmäßiger Stellenwechsel
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen durch Kirchengesetz ein besonderes Verfahren re-
geln, nach dem Gemeindepfarrerinnen und Gemein-
depfarrer (§ 27), die mindestens zehn Jahre in dersel-
ben Gemeinde tätig sind und das 57. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben, versetzt werden können.

§ 27 PfDG.Pfalz
Regelmäßiger Stellenwechsel

(zu § 81 PfDG.EKD)
§ 81 des Pfarrdienstgesetzes der EKD findet keine
Anwendung.

§ 82 Umwandlung in ein Kirchenbeamtenverhält-
nis
Das Pfarrdienstverhältnis kann mit Zustimmung der
Pfarrerin oder des Pfarrers in ein Kirchenbeamtenver-
hältnis umgewandelt werden, wenn ein dienstliches
Interesse besteht. In diesem Fall wird das Pfarrdienst-
verhältnis als Kirchenbeamtenverhältnis fortgesetzt.
Die Vorschriften über die Ordination (§§ 3 bis 7) und
die daraus folgenden Rechte und Pflichten bleiben un-
berührt.

§ 28 PfDG.Pfalz
Umwandlung in ein Kirchenbeamtenverhältnis

(zu § 82 PfDG.EKD)
Eine Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn die
Pfarrerin oder der Pfarrer sich auf eine Stelle im
Kirchenbeamtenverhältnis bewirbt.

§ 83 Versetzung in den Wartestand
(1)  Wartestand ist die vorübergehende dienstrechtli-
che Stellung, in der einer Pfarrerin oder einem Pfarrer,
ohne beurlaubt oder in den Ruhestand versetzt zu sein,
weder eine Stelle noch ein anderer Auftrag im Sinne
des § 25 übertragen ist.
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(2)  Neben den anderen in diesem Kirchengesetz ge-
nannten Fällen werden Pfarrerinnen und Pfarrer in den
Wartestand versetzt, wenn eine Versetzung in eine an-
dere Stelle in den Fällen des § 79 Absatz 2 Satz 2
Nummer 1 bis 3 und 5 nicht durchführbar ist. Die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können
durch Kirchengesetz je für ihren Bereich bestimmen,
dass eine Versetzung in den Wartestand nur dann er-
folgen darf, wenn weder eine Stelle noch ein Auftrag
im Sinne des § 25 Absatz 2 übertragen werden kann.
(3)  Anstelle einer Versetzung nach § 79 Absatz 2 Satz
2 kann mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers
eine Versetzung in den Wartestand erfolgen.

§ 29 PfDG.Pfalz
Versetzung in den Wartestand

(zu § 83 PfDG.EKD)
(1) Die Absätze 2 und 3 des § 83 des Pfarrdienst-
gesetzes der EKD finden keine Anwendung.
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer werden in den War-
testand versetzt, wenn in den Fällen des § 79 Abs.
2 Nr. 5 des Pfarrdienstgesetzes der EKD vor-
rübergehend keine Möglichkeit besteht, die Pfar-
rerin oder den Pfarrer zu versetzen.

§ 84 Verfahren und Rechtsfolgen der Versetzung
in den Wartestand
(1)  Die Verfügung über die Versetzung in den War-
testand ist der Pfarrerin oder dem Pfarrer zuzustellen.
Sie kann bis zum Beginn des Wartestandes zurückge-
nommen werden.
(2)  Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Verfü-
gung ein anderer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem
Ende des Monats, in dem der Pfarrerin oder dem Pfar-
rer die Versetzung in den Wartestand bekannt gegeben
wird.
(3)  Während des Wartestandes besteht ein Anspruch
auf Wartestandsbezüge nach Maßgabe der jeweils gel-
tenden kirchengesetzlichen Bestimmungen.
(4)  Im Fall des Wartestandes gemäß § 83 Absatz 2 in
Verbindung mit § 79 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 kön-
nen Pfarrerinnen und Pfarrern im kirchlichen Interesse
Beschränkungen in der Ausübung von Auftrag und
Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakra-
mentsverwaltung auferlegt werden. Es kann bestimmt
werden, dass ihre Bewerbungen der vorherigen Ge-
nehmigung einer aufsichtführenden Stelle bedürfen.
§ 85 Verwendung nach Versetzung in den Warte-
stand
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand sind ver-
pflichtet, sich um eine ihrer Ausbildung entsprechende
Stelle oder einen ihrer Ausbildung entsprechenden
Auftrag im Sinne des § 25 zu bewerben oder sich eine
solche Stelle oder einen solchen Auftrag übertragen zu
lassen. Sie können verpflichtet werden, sich in einer
anderen Gliedkirche zu bewerben, wenn sie in dieser
zur Bewerbung zugelassen worden sind.

(2)  Pfarrerinnen und Pfarrern im Wartestand kann je-
derzeit ein ihrer Ausbildung entsprechender, befriste-
ter Auftrag zur Wahrnehmung dienstlicher Aufgaben
erteilt werden (Wartestandsauftrag).
(3)  Kommen Pfarrerinnen und Pfarrer trotz Auffor-
derung ihrer Pflicht zur Bewerbung nach Absatz 1
nicht nach oder nehmen sie ihren Dienst nach Absatz
2 nicht wahr, so verlieren sie für diese Zeit den An-
spruch auf Wartestandsbezüge und Dienstbezüge. Die
Möglichkeit, ein Disziplinarverfahren einzuleiten,
bleibt unberührt.

§ 30 PfDG.Pfalz
Verwendung nach Versetzung in den Warte-

stand
(zu § 85 Abs. 2 PfDG.EKD)

§ 85 Abs. 2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD fin-
det keine Anwendung.

§ 86 Beendigung des Wartestandes
Der Wartestand endet mit
1. der erneuten Übertragung einer Stelle oder eines

Auftrages im Sinne des § 25,
2. dem Eintritt oder der Versetzung in den Ruhestand

oder
3. der Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses.

Kapitel 3 Ruhestand
§ 87 Eintritt in den Ruhestand
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer treten mit dem Ende des
Monats in den Ruhestand, in dem sie die Regelalters-
grenze erreichen. Sie erreichen die Regelaltersgrenze
mit Vollendung des 67. Lebensjahres. Pfarrerinnen
und Pfarrer im Schul- oder Hochschuldienst treten mit
Ablauf des Schulhalbjahres oder des Semesters in den
Ruhestand, in dem sie die Regelaltersgrenze errei-
chen.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer, die vor dem 1. Januar
1947 geboren sind, erreichen die Regel-altersgrenze
mit Vollendung des 65. Lebensjahres. Für Pfarrerin-
nen und Pfarrer, die nach dem 31. Dezember 1946 ge-
boren sind, wird diese Regelaltersgrenze wie folgt an-
gehoben:

Geburts-
jahr

Anhebung
um Monate

Altersgrenze

Jahr Monat
1947 1 65 1
1948 2 65 2
1949 3 65 3
1950 4 65 4
1951 5 65 5
1952 6 65 6
1953 7 65 7
1954 8 65 8
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Geburts-
jahr

Anhebung
um Monate

Altersgrenze

1955 9 65 9
1956 10 65 10
1957 11 65 11
1958 12 66 0
1959 14 66 2
1960 16 66 4
1961 18 66 6
1962 20 66 8
1963 22 66 10

(3)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich durch Kir-
chengesetz eine abweichende Regelaltersgrenze fest-
setzen.
(4)  Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann der
Eintritt in den Ruhestand mit Zustimmung der Pfarre-
rin oder des Pfarrers um bis zu drei Jahre hinausge-
schoben werden. Bei Pfarrerinnen und Pfarrern im
Schul- und Hochschuldienst geschieht dies unter Be-
rücksichtigung des Ablaufs des Schulhalbjahres oder
des Semesters.
§ 88 Ruhestand vor Erreichen der Regelaltersgren-
ze
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können auf eigenen An-
trag in den Ruhestand versetzt werden, wenn
1. sie das 63. Lebensjahr vollendet haben oder
2. ihnen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50

im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
zuerkannt worden ist und sie das 62. Lebensjahr
vollendet haben.

(2)  Pfarrerinnen oder Pfarrer, denen ein Grad der Be-
hinderung von wenigstens 50 im Sinne des Neunten
Buches Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist und
die vor dem 1. Januar 1952 geboren sind, können auf
eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt werden,
wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet haben. Für
Pfarrerinnen und Pfarrer, denen ein Grad der Behin-
derung von wenigstens 50 im Sinne des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist und die
nach dem 31. Dezember 1951 geboren sind, wird diese
Altersgrenze wie folgt angehoben:

Geburts-
jahr

Geburts-
monat

Anhebung
um Monate

Altersgrenze

Jahr Monat
1952

Januar 1 60 1
Februar 2 60 2
März 3 60 3

Geburts-
jahr

Geburts-
monat

Anhebung
um Monate

Altersgrenze

April 4 60 4
Mai 5 60 5

Juni - Dez. 6 60 6
1953 7 60 7
1954 8 60 8
1955 9 60 9
1956 10 60 10
1957 11 60 11
1958 12 61 0
1959 14 61 2
1960 16 61 4
1961 18 61 6
1962 20 61 8
1963 22 61 10

(3)  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können je für ihren Bereich durch Kir-
chengesetz Altersgrenzen festsetzen, die von den in
den Absätzen 1 und 2 genannten Altersgrenzen ab-
weichen.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer können auch in den Ru-
hestand versetzt werden, wenn aus Gründen, die in der
Person oder in dem Verhalten der Pfarrerin oder des
Pfarrers liegen, eine nachhaltige Störung in der Wahr-
nehmung des Dienstes gemäß § 80 Absatz 1 und 2
festgestellt wird und eine störungsfreie Wahrnehmung
des Dienstes in einer anderen Stelle oder einem ande-
ren Auftrag im Sinne des § 25 nicht erwartet werden
kann.

§ 31 PfDG.Pfalz
Ruhestand, Regelaltersgrenze
(zu §§ 87 und 88 PfDG.EKD)

(1) Für den Eintritt in den Ruhestand vor und bei
Erreichen der Regelaltersgrenze sowie für die
Festlegung der Regelaltersgrenze gelten die je-
weiligen für die Beamtinnen und Beamten des
Landes Rheinland-Pfalz erlassenen staatlichen
Bestimmungen entsprechend.
(2) Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann
die Kirchenregierung mit Zustimmung der Pfar-
rerin oder des Pfarrers den Eintritt in den Ruhe-
stand über die gesetzliche Regelaltersgrenze hin-
aus um eine bestimmte Frist, die jeweils ein Jahr
nicht überschreiten darf, hinausschieben, je-doch
nicht länger als bis zum Ablauf des Monats der
Vollendung des 68. Lebensjahres.
(3) Pfarrerinnen und Pfarrer können auch in den
Ruhestand versetzt werden, wenn sie einer Ver-
setzung nach § 79 Abs. 2 Nr. 3 oder 4 des Pfarr-
dienstgesetzes der EKD nicht Folge leisten, ohne
sich fristgemäß um eine Stelle zu bewerben.
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§ 89 Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, Ver-
pflichtung zur Rehabilitation
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind in den Ruhestand zu
versetzen, wenn sie wegen ihres körperlichen Zu-
stands oder aus gesundheitlichen Gründen zur Erfül-
lung ihrer Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstun-
fähig) sind. Dienstunfähigkeit kann auch dann ange-
nommen werden, wenn wegen Krankheit innerhalb
von sechs Monaten mehr als drei Monate kein Dienst
geleistet wurde und keine Aussicht besteht, dass in-
nerhalb weiterer sechs Monate wieder volle Dienstfä-
higkeit erlangt wird.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zur Vermeidung ei-
ner drohenden Dienstunfähigkeit verpflichtet, an ge-
eigneten und zumutbaren gesundheitlichen und beruf-
lichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzunehmen.
§ 90 Begrenzte Dienstfähigkeit
(1)  Von der Versetzung in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit soll abgesehen werden, wenn die
Pfarrerin oder der Pfarrer Dienst mit mindestens der
Hälfte eines vollen Dienstumfangs ausüben kann (be-
grenzte Dienstfähigkeit). § 91 Absatz 1 bis 3 und 6 gilt
entsprechend. Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse können abweichende Regelungen erlas-
sen.
(2)  Der Dienstumfang der Pfarrerin oder des Pfarrers
ist entsprechend der begrenzten Dienstfähigkeit he-
rabzusetzen.
§ 91 Verfahren bei Dienstunfähigkeit
(1)  Beantragt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer die Ver-
setzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit,
so wird die Dienstunfähigkeit in der Regel aufgrund
eines ärztlichen Gutachtens festgestellt, das die Pfar-
rerin oder den Pfarrer für dauernd unfähig hält, die
Dienstpflichten zu erfüllen.
(2)  Soll die Versetzung in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit ohne Antrag erfolgen, so wird der
Pfarrerin oder dem Pfarrer unter Angabe der Gründe
mitgeteilt, dass eine Versetzung in den Ruhestand be-
absichtigt ist. Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann in-
nerhalb eines Monats Einwendungen erheben. Nach
Ablauf der Frist wird über die Versetzung in den Ru-
hestand entschieden. Während des Verfahrens kann
angeordnet werden, dass die Pfarrerin oder der Pfarrer
die Dienstgeschäfte ruhen lässt.
(3)  Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann verpflichtet
werden, ein ärztliches Gutachten über die Dienstfä-
higkeit vorzulegen und sich, falls dies für erforderlich
gehalten wird, ärztlich beobachten zu lassen.
(4)  Entzieht sich die Pfarrerin oder der Pfarrer trotz
zweimaliger schriftlicher Aufforderung ohne hin-
reichenden Grund der Verpflichtung, sich untersuchen
oder beobachten zu lassen, so kann sie oder er so be-
handelt werden, als ob die Dienstunfähigkeit ärztlich
bestätigt worden wäre.

(5)  Die Besoldung wird mit dem Ende des Monats, in
dem die Versetzung in den Ruhestand bekannt gege-
ben wird, einbehalten, soweit sie das Ruhegehalt über-
steigt.
(6)  Gutachten, Untersuchungen und Beobachtungen
sollen, soweit nicht im Einzelfall die Dienstunfähig-
keit zweifelsfrei feststeht, durch Vertrauens- oder
Amtsärztinnen und -ärzte erfolgen, wenn nicht die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren
Bereich etwas anderes bestimmt haben. Gutachten
entfalten keine verbindliche Wirkung. Sie schließen
die Erhebung weiterer Beweise nicht aus.

§ 32 PfDG.Pfalz
Verfahren bei Dienstunfähigkeit

(zu § 91 PfDG.EKD)
Für die Feststellung der Dienstunfähigkeit sind in
der Regel zwei voneinander unabhängige ärztli-
che Gutachten zu Grunde zu legen.

§ 92 Versetzung aus dem Warte- in den Ruhestand
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand können
mit ihrer Zustimmung jederzeit in den Ruhestand ver-
setzt werden.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand werden in
den Ruhestand versetzt, wenn ihnen bis zum Ablauf
von drei Jahren nach dem Beginn des Wartestandes
nicht erneut eine Stelle oder ein Auftrag im Sinne des
§ 25 übertragen worden ist. Der Lauf der Frist ist ge-
hemmt, solange ein Wartestandsauftrag gemäß § 85
Absatz 2 wahrgenommen wird.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand können in
den Ruhestand versetzt werden, wenn während des
Wartestands neue Tatsachen festgestellt werden, die,
aus Gründen, die in der Person oder in dem Verhalten
der Pfarrerin oder des Pfarrers liegen, eine störungs-
freie Wahrnehmung des Dienstes nicht erwarten las-
sen.

§ 33 PfDG.Pfalz
Versetzung aus dem Wartestand in den Ruhe-

stand
(zu § 92 Abs. 2 PfDG.EKD)

§ 92 Abs. 2 Satz 2 des Pfarrdienstgesetzes der
EKD findet keine Anwendung.

§ 93 Versetzung in den Ruhestand
(1)  Die Versetzung in den Ruhestand wird von der für
die Berufung zuständigen Stelle verfügt. Im Rahmen
einer Abordnung nach § 77 erfolgt die Versetzung in
den Ruhestand durch den abordnenden Dienstherrn im
Benehmen mit dem aufnehmenden Dienstherrn. Im
Falle der Zuweisung nach § 78 wird das Einvernehmen
mit der aufnehmenden Einrichtung oder dem aufneh-
menden Dienstherrn hergestellt.
(2)  Die Verfügung kann bis zum Beginn des Ruhe-
standes zurückgenommen werden. Sie ist in den Fällen
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der § 88 Absatz 4, § 91 Absatz 2 und § 92 Absatz 2
und 3 zuzustellen.
(3)  Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 kein Zeit-
punkt bestimmt ist, beginnt der Ruhestand, abgesehen
von den Fällen des Ruhestandes auf Antrag nach § 88
Absatz 1 und 2 und des Ruhestandes wegen Dienst-
unfähigkeit nach § 89 mit dem Ende des Monats, in
dem die Versetzung in den Ruhestand bekannt gege-
ben worden ist.
§ 94 Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Ruhe-
standes
(1)  Eintritt und Versetzung in den Ruhestand setzen
die Erfüllung einer versorgungsrechtlichen Wartezeit
voraus, soweit kirchengesetzlich nicht etwas anderes
bestimmt ist.
(2)  Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht der
Pfarrerinnen und Pfarrer zur Dienstleistung. Sie schei-
den aus ihrer Stelle oder ihrem Auftrag aus und ver-
lieren sonstige übertragene kirchliche Aufgaben oder
Funktionen, soweit sie nicht im Einzelfall vorüberge-
hend belassen werden. Sie erhalten Versorgungsbe-
züge nach den jeweils geltenden kirchengesetzlichen
Bestimmungen des Versorgungsrechts. Im Übrigen
bleibt ihre Rechtsstellung erhalten.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand behalten
Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündi-
gung und Sakramentsverwaltung. Ihnen kann mit ihrer
Zustimmung widerruflich ein pfarramtlicher oder ein
anderer kirchlicher Dienst übertragen werden. Im
kirchlichen Interesse können ihnen Beschränkungen
in der Ausübung von Auftrag und Recht zur öffentli-
chen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung,
insbesondere bei der Vornahme von Amtshandlungen,
auferlegt werden.
(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand unterste-
hen weiterhin der Lehr- und Disziplinaraufsicht. Sie
sind weiterhin zu einer amtsangemessenen Lebens-
führung verpflichtet. Sie haben insbesondere alles zu
vermeiden, was den Zusammenhalt einer Gemeinde
oder den Dienst anderer Ordinierter erschweren kann.
(5)  Die Regelungen über Nebentätigkeiten finden ent-
sprechende Anwendung. Die Genehmigung gilt als
erteilt, wenn nicht innerhalb von sechs Wochen seit
Antragstellung eine Versagung zugeht oder nähere
Auskunft über die Nebentätigkeit verlangt wird.
§ 95 Wiederverwendung nach Versetzung in den
Ruhestand
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern im Ruhestand kann er-
neut eine ihrer Ausbildung entsprechende Stelle oder
ein ihrer Ausbildung entsprechender Auftrag im Sinne
des § 25 übertragen werden, wenn die Gründe für die
Versetzung in den Ruhestand weggefallen sind. Sie
sind auf Aufforderung verpflichtet, sich um eine Stelle
zu bewerben und sich eine Stelle oder einen Auftrag
übertragen zu lassen, wenn zu erwarten ist, dass sie
den gesundheitlichen Anforderungen genügen wer-
den. Sie erhalten Besoldung mindestens aus der Be-
soldungsgruppe ihrer letzten Verwendung.

(2)  Das Vorliegen der Dienstunfähigkeit kann in re-
gelmäßigen Abständen überprüft werden. Zur Prüfung
ihrer Dienstfähigkeit sind Pfarrerinnen und Pfarrer
verpflichtet, sich nach Weisung ärztlich untersuchen
zu lassen. § 91 Absatz 3 und 6 ist anzuwenden.
(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf Weisung ver-
pflichtet, zur Wiederherstellung ihrer Dienstfähigkeit
an geeigneten und zumutbaren gesundheitlichen und
beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzuneh-
men.

Teil 7 Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses
§ 96 Beendigung
Das Pfarrdienstverhältnis endet außer durch den Tod
durch Entlassung oder Entfernung aus dem Dienst.
§ 97 Entlassung kraft Gesetzes
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind kraft Gesetzes ent-
lassen, wenn sie
1. die evangelische Kirche durch Austrittserklärung

oder durch Übertritt zu einer anderen Religionsge-
meinschaft verlassen oder

2. nach § 5 Absatz 1 Auftrag und Recht zur öffentli-
chen Wortverkündigung und Sakramentsverwal-
tung verlieren oder

3. den Dienst unter Umständen aufgeben, aus denen
zu entnehmen ist, dass sie ihn nicht wieder auf-
nehmen wollen oder

4. den Dienst trotz Aufforderung durch den Dienst-
herrn nicht aufnehmen oder

5. durch ihr Verhalten nach Ablauf einer Beurlau-
bung erkennen lassen, dass sie den Dienst nicht
wieder aufnehmen wollen oder

6. in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder Dienstver-
hältnis zu einem anderen Dienstherrn treten, sofern
kirchengesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist
oder die für die Berufung zuständige Stelle keine
andere Regelung trifft.

(2)  Die für die Berufung zuständige Stelle entscheidet
darüber, ob die Voraussetzungen nach Absatz 1 vor-
liegen und stellt den Tag der Beendigung des Pfarr-
dienstverhältnisses fest.
§ 98 Entlassung wegen einer Straftat
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind kraft Gesetzes ent-
lassen, wenn sie in einem ordentlichen Strafverfahren
durch Urteil eines deutschen Gerichts wegen einer
vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindes-
tens einem Jahr rechtskräftig verurteilt worden sind.
Die Entlassung aus dem Dienst wird einen Monat nach
amtlicher Kenntnis der disziplinaraufsichtführenden
Stelle von der Rechtskraft des strafgerichtlichen Ur-
teils rechtswirksam, spätestens einen Monat nach Zu-
gang der amtlichen Mitteilung bei der disziplinarauf-
sichtführenden Stelle.
(2)  Eine Entlassung nach Absatz 1 erfolgt nicht, wenn
vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 2 aus kirchli-
chem Interesse ein Disziplinarverfahren eingeleitet
oder die Fortsetzung eines bereits eingeleiteten Diszi-

26   Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) 1 / 2018



plinarverfahrens beantragt oder beschlossen wird. Ein
Anspruch auf Einleitung oder Fortsetzung eines Dis-
ziplinarverfahrens besteht nicht.
(3)  Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder
fortgesetzt, so tritt die Pfarrerin oder der Pfarrer mit
der Einleitung oder Fortsetzung dieses Verfahrens in
den Wartestand.
(4)  Wird eine Entscheidung, durch die die Entlassung
nach Absatz 1 bewirkt worden ist, in einem strafge-
richtlichen Wiederaufnahmeverfahren rechtskräftig
durch eine Entscheidung ersetzt, die diese Wirkungen
nicht hat, so gilt das Pfarrdienstverhältnis als nicht un-
terbrochen. Der Pfarrerin oder dem Pfarrer wird, so-
weit möglich, die Rechtsstellung eingeräumt, die sie
oder er ohne die aufgehobene Entscheidung hätte. Die
Möglichkeit, aufgrund des im gerichtlichen Verfahren
festgestellten Sachverhalts ein Disziplinarverfahren
durchzuführen, bleibt unberührt.
§ 99 Entlassung ohne Antrag
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu entlassen, wenn
sie nicht in den Ruhestand versetzt werden können,
weil eine versorgungsrechtliche Wartezeit nicht erfüllt
ist.
(2)  Die Entlassung wird mit Ablauf des Monats, der
auf den Monat folgt, in dem die Entlassungsverfügung
zugestellt worden ist, wirksam.
§ 100 Entlassung auf Antrag
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu entlassen, wenn
sie gegenüber dem Dienstherrn schriftlich ihre Ent-
lassung verlangen. Die Erklärung kann zurückgenom-
men werden, solange die Entlassungsverfügung noch
nicht zugegangen ist.
(2)  Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt
auszusprechen. Mit Rücksicht auf dienstliche Belange
kann sie längstens drei Monate, bei Pfarrerinnen und
Pfarrern im Schul- und Hochschuldienst längstens bis
zum Ablauf des Schulhalbjahres oder des Semesters,
hinausgeschoben werden.
(3)  Der Pfarrerin oder dem Pfarrer kann mit der Ent-
lassung die Möglichkeit eingeräumt werden, im Falle
der erfolgreichen Bewerbung auf eine Stelle in das
Pfarrdienstverhältnis zurückzukehren. Die Möglich-
keit kann befristet werden. Sie ist zu widerrufen, wenn
die für die Ausübung des pfarramtlichen Dienstes er-
forderlichen persönlichen Voraussetzungen nicht
mehr gegeben sind.

§ 34 PfDG.Pfalz
Entlassung auf Antrag

(zu § 100 Abs. 3 PfDG.EKD)
§ 100 Abs. 3 des Pfarrdienstgesetzes der EKD
findet keine Anwendung.

§ 101 Verfahren und Rechtsfolgen der Entlassung
(1)  Die Entlassung wird von der für die Berufung zu-
ständigen Stelle verfügt. Sie wird mit dem in der Ent-
lassungsverfügung angegebenen Zeitpunkt, jedoch

frühestens mit ihrer Zustellung wirksam. In den Fällen
der Entlassung nach § 98 wird der durch das Kirchen-
gesetz bestimmte Zeitpunkt der Entlassung mitgeteilt.
(2)  Nach der Entlassung besteht kein Anspruch auf
Besoldung, Versorgung oder sonstige Leistungen; die
Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je
für ihren Bereich etwas anderes bestimmen. Wird die
Entlassung im Laufe eines Kalendermonats wirksam,
so können die für den Entlassungsmonat gezahlten
Dienstbezüge belassen werden.
(3)  Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, befristet
oder unter Auflagen als laufende Zahlung oder als
Einmalzahlung gewährt werden.
(4)  Mit der Entlassung verliert die Pfarrerin oder der
Pfarrer vorbehaltlich der Regelungen des § 5 und des
§ 29 Absatz 2 Auftrag und Recht zur öffentlichen
Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung sowie
das Recht zum Führen der Amtsbezeichnung und et-
waiger kirchlicher Titel.

§ 35 PfDG.Pfalz
Verfahren und Rechtsfolgen der Entlassung

(zu § 101 PfDG.EKD)
Scheidet eine Pfarrerin oder ein Pfarrer auf ihren
oder seinen Antrag aus dem Dienst der Landes-
kirche aus und geht sie oder er nicht in einen an-
deren kirchlichen Dienst über, so kann ihr oder
ihm ein finanzieller Beitrag für eine beabsichtigte
Umschulung gewährt werden, jedoch nicht über
die Dauer von vier Jahren hinaus. Dies gilt nicht,
wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer die Entlas-
sung zur Vermeidung eines Disziplinarverfahrens
beantragt hat.

§ 102 Entfernung aus dem Dienst
Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Dis-
ziplinarrecht geregelt.

Teil 8 Rechtsschutz, Verfahren und Beteiligung
der Pfarrerschaft

§ 103 Verwaltungsverfahren
Für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit
nach diesem Kirchengesetz gelten ergänzend die Be-
stimmungen des Verwaltungsverfahrens- und -zustel-
lungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, soweit diese nicht zu den Bestimmungen dieses
Kirchengesetzes in Widerspruch stehen oder soweit
nicht in diesem Kirchengesetz oder anderen Kirchen-
gesetzen der Evangelischen Kirche in Deutschland,
der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse etwas anderes bestimmt ist.
§ 104 Allgemeines Beschwerde- und Antragsrecht
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können Anträge und Be-
schwerden vorbringen. Hierbei ist der Dienstweg ein-
zuhalten.
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(2)  Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittel-
bare Vorgesetzte oder den unmittelbaren Vorgesetz-
ten, so kann sie unmittelbar bei der nächsthöheren
vorgesetzten Stelle eingereicht werden.
(3)  Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wir-
kung.
§ 105 Rechtsweg, Vorverfahren
(1)  Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Pfarrdienstver-
hältnis ist nach Maßgabe des in der Evangelischen
Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüssen jeweils geltenden
Rechts der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwal-
tungsgerichten eröffnet.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se regeln je für ihren Bereich, ob vor Eröffnung des
Rechtswegs ein Vorverfahren erforderlich ist.
(3)  Widerspruch und Anfechtungsklage gegen fol-
gende Maßnahmen haben keine aufschiebende Wir-
kung:
1. Untersagung der Dienstausübung nach § 21 Absatz

3,§ 22 Absatz 4 und § 60 Absatz 1,
2. Abordnung nach § 77,
3. Zuweisung nach § 78,
4. Versetzung nach § 79,
5. Versetzung in den Wartestand nach § 76 Absatz 3,

§ 83 Absatz 2 und § 118 Absatz 6,
6. Versetzung in den Ruhestand nach § 88 Absatz 4,

§ 91 Absatz 2 und 4 und § 92 Absatz 2 und 3,
7. Anordnung von Teildienst wegen begrenzter

Dienstfähigkeit nach § 90,
8. Entlassung nach den §§ 97 und 98.
In den Fällen nach den Nummern 3 bis 8 kann eine
bisher innegehabte Stelle einer anderen Pfarrerin oder
einem anderen Pfarrer erst übertragen werden, wenn
die angefochtene Maßnahme bestandskräftig gewor-
den ist.

§ 36 PfDG.Pfalz
Rechtsweg, Vorverfahren

(zu § 105 PfDG.EKD)
§ 105 Abs. 3 Nr. 5 des Pfarrdienstgesetzes der
EKD findet keine Anwendung.

§ 106 Leistungsbescheid
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen nach Maßgabe ihres Rechts Ansprüche aus Pfarr-
dienstverhältnissen durch Leistungsbescheid geltend
machen. Die Möglichkeit, einen Anspruch durch Er-
hebung einer Klage zu verfolgen, bleibt unberührt.

§ 37 PfDG.Pfalz
Leistungsbescheid

(zu § 106 PfDG.EKD)
(1) Vermögensrechtliche Ansprüche aus einem
öffentlich-rechtlichen Pfarrdienstverhältnis kön-
nen gegenüber einer Pfarrerin oder einem Pfar-
rer durch Leistungsbescheid geltend gemacht
werden.
(2) Der Leistungsbescheid wird vom Landeskir-
chenrat auf Antrag der forderungsberechtigten
kirchlichen Körperschaft oder von Amts wegen
erlassen. Er soll nur erlassen werden, wenn die
Pfarrerin oder der Pfarrer nicht zur Zahlung be-
reit oder nicht mit der Einbehaltung von Dienst-
oder Versorgungsbezügen einverstanden ist.
(3) Der Leistungsbescheid wird vollzogen, indem
der festgesetzte Betrag von den Bezügen der Pfar-
rerin oder des Pfarrers einbehalten wird. Zur
Vollziehung ist die kirchliche Kassenstelle ver-
pflichtet, durch die die Dienst- oder Versorgungs-
bezüge gezahlt werden, sobald ihr eine Aus-ferti-
gung des Leistungsbescheides zugestellt ist. Die
Kassenstelle führt die einbehaltenen Beträge an
die vom Landeskirchenrat angegebene Stelle ab.
Über Anträge auf Aussetzung der Vollziehung
entscheidet der Landeskirchenrat.
(4) Der Landeskirchenrat bestimmt unter Berück-
sichtigung der Umstände des Einzelfalles die Hö-
he des monatlich einzubehaltenden Betrages. Für
die Festsetzung des monatlich einzubehaltenden
Betrages gelten als Höchstgrenze die Bestimmun-
gen der Zivilprozessordnung über die Unpfänd-
barkeit von Arbeitseinkommen entsprechend.
(5) Für die Geltendmachung von vermögens-
rechtlichen Ansprüchen gegenüber versorgungs-
berechtigten Angehörigen einer Pfarrerin oder
eines Pfarrers gelten die Absätze 1 bis 4 entspre-
chend.

§ 107 Beteiligung der Pfarrerschaft
(1)  Bei der Vorbereitung allgemeiner dienstrechtli-
cher Vorschriften für Pfarrerinnen und Pfarrer, die
nach Artikel 10a der Grundordnung der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland für die Gliedkirchen und
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse gelten sollen, er-
hält der Verband evangelischer Pfarrerinnen und Pfar-
rer in Deutschland e.V. Gelegenheit zur Stellungnah-
me. Die Beteiligung der Pfarrerschaft bei der Vorbe-
reitung allgemeiner dienstrechtlicher Vorschriften der
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se richtet sich nach dem dort jeweils geltenden Recht.
(2)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können die Beteiligung von Vertreterinnen und
Vertretern der Pfarrerschaft bei Einzelmaßnahmen je
für ihren Bereich regeln.
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§ 38 PfDG.Pfalz
Vertretung der Pfarrerinnen und Pfarrer

(zu § 107 PfDG.EKD)
Zur Wahrnehmung der Interessen der Pfarrerin-
nen und der Pfarrer bei der Regelung des Dienst-
rechts allgemein durch Rechtsvorschrift und auf
Antrag bei Maßnahmen, die einer Pfarrerin oder
einem Pfarrer nachteilig sind oder werden kön-
nen, wird eine Vertretung der Pfarrerinnen und
Pfarrer gebildet. Das Nähere regelt das Gesetz
über die Vertretung der Pfarrerinnen und Pfar-
rer.

Teil 9 Sondervorschriften
§ 108 Privatrechtliches Dienstverhältnis
(1)  In begründeten Einzelfällen können Pfarrerinnen
und Pfarrer in einem privatrechtlichen Dienstverhält-
nis beschäftigt werden.
(2)  Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten
sinngemäß, soweit sie nicht das Bestehen eines öf-
fentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses voraussetzen.
Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Glied-
kirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kön-
nen je für ihren Bereich etwas anderes regeln. Bei Be-
endigung des Dienstverhältnisses wegen Bezuges ei-
ner Rente oder vergleichbaren Leistung bleiben die
Rechte aus der Ordination erhalten. § 94 Absatz 3 bis
5 gilt entsprechend.

§ 39 PfDG.Pfalz
Privatrechtliches Dienstverhältnis

(zu § 108 PfDG.EKD)
(1) Die Kirchenregierung kann der Theologin
oder dem Theologen im privatrechtlichen Dienst-
verhältnis die Dienstbezeichnung „Pfarrerin“
oder „Pfarrer“ verleihen.
(2) Die Kirchenregierung kann der Theologin
oder dem Theologen im privatrechtlichen Dienst-
verhältnis das Bewerbungsrecht verleihen. Die
§§ 15 bis 18 des Pfarrdienstgesetzes der EKD fin-
den entsprechende Anwendung.
(3) Ergänzend ist das allgemein für die Beschäf-
tigten der Landeskirche geltende Recht sinnge-
mäß anzuwenden.

§ 109 Pfarrdienstverhältnis auf Zeit
(1)  Für das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit (§ 2 Absatz
2 Satz 2 Nummer 2) gelten die Vorschriften über das
Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit entsprechend, so-
weit nicht in diesem Kirchengesetz etwas anderes be-
stimmt ist.
(2)  Das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit wird durch die
Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit begrün-
det. Gleichzeitig erfolgt die Berufung zur Pfarrerin
oder zum Pfarrer, wenn diese nicht bereits gemäß § 10
Absatz 1 oder § 20 Absatz 1 erfolgt ist.
(3)  Die Berufungsurkunde muss die Worte: "in das
Pfarrdienstverhältnis auf Zeit berufen" enthalten.

(4)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Zeit sind kraft Gesetzes auch entlassen durch
1. Zeitablauf,
2. Widerruf der Beurlaubung nach Absatz 6,
3. Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand nach

Absatz 7,
4. Beendigung ihres öffentlich-rechtlichen Dienst-

verhältnisses auf Lebenszeit,
5. Verlust der Stelle oder des Auftrages im Sinne des

§ 25 aufgrund einer Disziplinarentscheidung.
(5)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis
auf Zeit können im Einvernehmen mit dem beurlau-
benden Dienstherrn vorzeitig entlassen werden, wenn
festgestellt wird, dass die Voraussetzungen einer Ver-
setzung in den Wartestand nach § 83 Absatz 2 vorlie-
gen.
(6)  Die Beurlaubung kann durch den beurlaubenden
Dienstherrn im Einvernehmen mit dem Dienstherrn
des Pfarrdienstverhältnisses auf Zeit widerrufen wer-
den.
(7)  Eintritt und Versetzung in den Ruhestand erfolgen
bei dem beurlaubenden Dienstherrn nach Maßgabe
des bei ihm geltenden Rechts im Einvernehmen mit
dem Dienstherrn des Pfarrdienstverhältnisses auf Zeit.

§ 40 PfDG.Pfalz
Kein Pfarrdienstverhältnis auf Zeit

(zu §§ 109, 2 Abs. 2 Nr. 2 PfDG.EKD)
Die §§ 109, 2 Abs. 2 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes
der EKD finden keine Anwendung.

§ 110 Pfarrdienst in einer evangelischen Gemeinde
deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrer können mit ihrer Zustim-
mung befristet für die Dauer der Beurlaubung aus ei-
nem Pfarrdienstverhältnis nach Maßgabe des Kirchen-
gesetzes über die Mitarbeit der Evangelischen Kirche
in Deutschland in der Ökumene von der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland zu einer evangelischen
Gemeinde deutscher Sprache oder Herkunft im Aus-
land oder zu einer evangelischen Kirche im Ausland
entsandt werden und mit ihr ein Dienstverhältnis be-
gründen.
(2)  Hierzu wird ein Entsendungsverhältnis zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland nach Maßgabe des
Kirchengesetzes über die Mitarbeit der Evangelischen
Kirche in Deutschland in der Ökumene begründet.
Dieses beinhaltet ein Aufsichts- und Fürsorgeverhält-
nis der entsandten Pfarrerinnen und Pfarrer zur Evan-
gelischen Kirche in Deutschland nach Maßgabe des
Kirchengesetzes über die Mitarbeit der Evangelischen
Kirche in Deutschland in der Ökumene. Pfarrerinnen
und Pfarrer im Entsendungsverhältnis stehen weiter
unter der Lehr- und Disziplinaraufsicht des Dienst-
herrn, der sie beurlaubt hat.
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(3)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Dienstverhältnis der
Evangelischen Kirche in Deutschland können mit ih-
rer Zustimmung einer evangelischen Gemeinde deut-
scher Sprache oder Herkunft im Ausland zugewiesen
werden.
§ 111 Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt
(1)  In das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt (§ 2 Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 3) kann berufen werden, wer
regelmäßig einen geordneten kirchlichen Dienst im
Sinne des § 1 Absatz 2 versehen soll und die Voraus-
setzungen für die Ordination gemäß § 4 Absatz 1 und
für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe
gemäß § 9 erfüllt.
(2)  Die Amtsbezeichnung im Pfarrdienstverhältnis im
Ehrenamt lautet "Pfarrerin im Ehrenamt" oder "Pfarrer
im Ehrenamt".
(3)  Das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt wird durch
die Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer im Eh-
renamt unter Berufung in das Pfarrdienstverhältnis im
Ehrenamt begründet.
(4)  Die Berufungsurkunde muss die Worte: "unter
Berufung in das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt"
enthalten.
(5)  Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt erhalten
keine Besoldung und keine Versorgung.
(6)  Für das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt gelten
die Vorschriften über das Pfarrdienstverhältnis auf
Lebenszeit entsprechend, soweit sie nicht ein besol-
detes Dienstverhältnis voraussetzen und soweit in die-
sem Kirchengesetz nicht etwas anderes bestimmt ist.
Keine Anwendung finden die Regelungen über Auf-
nahmealter, Erreichbarkeit, Residenzpflicht, Abord-
nung, Zuweisung, Versetzung, Wartestand, Ruhe-
stand und Entlassung bei Eintritt in ein anderes öf-
fentliches Amts- oder Dienstverhältnis.
§ 112 Auftrag im Pfarrdienstverhältnis im Ehren-
amt
(1)  Pfarrerinnen und Pfarrern im Ehrenamt wird ein
regelmäßig wahrzunehmender Auftrag, insbesondere
ein Predigtauftrag übertragen. Der Auftrag kann zeit-
lich befristet werden. Er ist örtlich zu beschränken.
Der Auftrag soll durch eine Dienstbeschreibung gere-
gelt werden. Übertragung und Änderung eines Auf-
trages bedürfen der Zustimmung der Pfarrerin oder des
Pfarrers.
(2)  Der Auftrag endet
1. mit Ablauf seiner Befristung,
2. auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers im Eh-

renamt,
3. auf Antrag der Gemeinde oder Einrichtung, in der

der Auftrag ausgeübt wird,
4. auf Antrag einer aufsichtführenden Person oder

Stelle,
5. mit Verlegung der Hauptwohnung außerhalb der

Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, in der zuletzt ein geordneter kirchlicher

Dienst ausgeübt wurde, sofern nicht im Einzelfall
eine andere Regelung getroffen wird.

§ 113 Beendigung und Ruhen des Pfarrdienstver-
hältnisses im Ehrenamt
(1)  Das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt endet au-
ßer in den in diesem Kirchengesetz genannten Fällen
bei Erreichen der Regelaltersgrenze (§ 87), bei Dienst-
unfähigkeit (§ 89) und wenn innerhalb von drei Jahren
seit Beendigung eines Auftrages kein anderer Auftrag
übertragen wurde. § 5 findet Anwendung.
(2)  Nach Beendigung eines Auftrages ruht das Pfarr-
dienstverhältnis im Ehrenamt bis zur Erteilung eines
neuen Auftrages. Die Rechte aus der Ordination ruhen
im Sinne des § 5 Absatz 5 Satz 2, sofern nicht etwas
anderes bestimmt wird. Die Verpflichtung einen Auf-
trag zu übernehmen, bleibt bestehen, sofern die Pfar-
rerin oder der Pfarrer im Ehrenamt nicht beurlaubt ist.
Die Rechte und Pflichten aus dem Pfarrdienstverhält-
nis, insbesondere Lebensführungs- und Verschwie-
genheitspflichten, bleiben bestehen, soweit das Ruhen
nicht entgegensteht.
§ 114 Besondere Regelungen für Pfarrdienstver-
hältnisse im Ehrenamt
(1)  Die Unfallfürsorge für Pfarrerinnen und Pfarrer im
Ehrenamt und ihre Hinterbliebenen richtet sich nach
den Vorschriften des Beamtenversorgungsgesetzes
des Bundes zum Dienstunfallschutz der Ehrenbeam-
ten. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se können je für ihren Bereich eine andere Regelung
treffen.
(2)  Haupt- und nebenberufliche Tätigkeiten bedürfen
der Anzeige, aber nicht der Genehmigung. Die An-
zeigepflicht entfällt in den Fällen des § 66 Absatz 1.
(3)  Ein Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt kann nicht
in ein Pfarrdienstverhältnis anderer Art, ein solches
Pfarrdienstverhältnis nicht in ein Pfarrdienstverhältnis
im Ehrenamt umgewandelt werden.
(4)  Das Nähere, insbesondere die mögliche Teilnah-
me der Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt an Pfarr-
konventen und Sitzungen des Leitungsorgans der Ge-
meinde oder Einrichtung, in der sie regelmäßig Dienst
tun, regeln die Evangelische Kirche in Deutschland,
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich.

§ 41 PfDG.Pfalz
Kein Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt

(zu §§ 111 bis 114, 2 Abs. 2 Nr. 3 PfDG.EKD)
Die §§ 111 bis 114, 2 Abs. 2 Nr. 3 des Pfarr-
dienstgesetzes der EKD finden keine Anwendung.

Teil 10 Übergangs- und Schlussvorschriften
§ 115 Zuständigkeiten, Anstellungskörperschaf-
ten, Beteiligung kirchlicher Stellen
Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zustän-
digkeit bestimmt ist, ist für Entscheidungen nach
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diesem Kirchengesetz die jeweilige oberste kirchliche
Verwaltungsbehörde zuständig. Die Evangelische
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse können die in diesem
Kirchengesetz bestimmten Anstellungskörperschaf-
ten sowie die Zuständigkeiten und Beteiligungen
kirchlicher Stellen oder Amtsträgerinnen und Amts-
träger je für ihren Bereich in eigener Weise regeln.
§ 116 Vorbehalt für Staatskirchenverträge und Be-
stimmungen im Zusammenhang mit dem öffentli-
chen Dienst
(1)  Besondere Bestimmungen in Verträgen mit dem
Bund und mit den Ländern werden durch dieses Kir-
chengesetz nicht berührt.
(2)  Soweit für ordinierte Hochschullehrerinnen und
-lehrer der evangelischen Theologie an staatlichen
Hochschulen oder für Pfarrerinnen und Pfarrer im
Dienst anderer Personen des öffentlichen Rechts be-
sondere Rechtsverhältnisse bestehen, bleiben diese
unberührt.
§ 117 Regelungszuständigkeiten
(1)  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüs-
se treffen die zur Ausführung dieses Kirchengesetzes
erforderlichen Regelungen. Sie können insbesondere
Regelungen zur Ausgestaltung des Verfahrens erlas-
sen. Abweichungen von Bestimmungen dieses Kir-
chengesetzes sind nur in den gesondert genannten Fäl-
len möglich.
(2)  Die Bestimmungen der Evangelischen Kirche in
Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen
Zusammenschlüsse zu Ausbildung, Prüfung, Besol-
dung, Versorgung, Erstattungen und sonstigen Leis-
tungen, zur Errichtung und Besetzung von Stellen und
Erteilung von Aufträgen sowie zu Haushalt, Visitation
und Lehrbeanstandung bleiben unberührt.
§ 118 Übergangsbestimmungen
(1)  Die Gliedkirchen können die Begründung mittel-
barer Pfarrdienstverhältnisse vorsehen.
(2)  Die Gliedkirchen können bestimmen, dass die Or-
dination erst im Laufe der Probezeit oder bei der Be-
rufung in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit
stattfindet, sofern ihr Recht dies bei Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes vorsieht.
(3)  Neben einer Amtsbezeichnung nach diesem Kir-
chengesetz kann eine bei Inkrafttreten dieses Kirchen-
gesetzes nach dem Herkommen mit einer Stelle ver-
bundene oder nach dem Recht der Evangelischen Kir-
che in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirch-
lichen Zusammenschlüsse bisher übliche Bezeich-
nung geführt werden. Gliedkirchen, die bei Inkrafttre-
ten dieses Kirchengesetzes die Amtsbezeichnung
"Pfarrerin" oder "Pfarrer" ausschließlich im Falle des
Innehabens einer Pfarrstelle verwenden, können Pfarr-
dienstverhältnisse im Ehrenamt als Pastorenverhält-
nisse im Ehrenamt mit der Amtsbezeichnung "Pasto-
rin im Ehrenamt" oder "Pastor im Ehrenamt" begrün-
den. Gliedkirchen, die bei Inkrafttreten dieses

Kirchengesetzes Ordinierte im Sinne des § 111 Absatz
1 in ein Prädikantenverhältnis berufen, können von der
Anwendung der §§ 111 bis 114 ganz oder teilweise
absehen.
(4)  In Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten die-
ses Kirchengesetzes aus kirchenverfassungsrechtli-
chen Gründen keine Visitation vorsieht, findet § 57
keine Anwendung.
(5)  Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten dieses
Kirchengesetzes Bestimmungen zum Vorruhestand
oder von diesem Kirchengesetz abweichende Rege-
lungen zur Dauer von Beurlaubungen enthält, können
diese Regelungen beibehalten. Die Gliedkirchen kön-
nen aus dringenden kirchlichen Gründen vorsehen,
dass Pfarrerinnen und Pfarrer vor Begründung eines
Pfarrdienstverhältnisses auf Lebenszeit ohne ihren
Antrag im Teildienst beschäftigt werden können.
(6)  Kirchengesetzliche Regelungen der Gliedkirchen,
nach denen Pfarrerinnen und Pfarrer mit Genehmi-
gung auf eine ihnen übertragene Stelle verzichten kön-
nen, können fortgeführt werden. Nach Genehmigung
des Verzichts soll der Pfarrerin oder dem Pfarrer vor-
läufig eine andere Aufgabe übertragen werden. Ist die
Übertragung einer anderen Stelle oder eines anderen
Auftrages im Sinne des § 25 innerhalb eines Jahres
nach Genehmigung des Verzichts nicht durchführbar,
werden diese Pfarrerinnen und Pfarrer in den Warte-
stand versetzt.
(7)  Kirchengesetzliche Regelungen der Gliedkirchen,
die für die Versetzung und die Versetzung in den War-
testand engere Voraussetzungen vorsehen, können
ganz oder teilweise beibehalten werden.
(8)  Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten dieses
Kirchengesetzes keine Versetzung in den Wartestand
vorsieht, können von der Anwendung der Regelungen
über den Wartestand ganz oder teilweise absehen.
§ 119 Bestehende Pfarrdienstverhältnisse
(1)  Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes bestim-
men sich die Rechtsverhältnisse der Pfarrerinnen und
Pfarrer nach diesem Kirchengesetz.
(2)  Erworbene Rechte bleiben unberührt.
§ 120 Inkrafttreten
(1)  Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische
Kirche in Deutschland am 1. Januar 2011 in Kraft.
(2)  Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die
Gliedkirchen in Kraft, nachdem sie ihre Zustimmung
erklärt haben. Für die Vereinigte Evangelisch-Luthe-
rische Kirche Deutschlands und ihre Gliedkirchen tritt
es in Kraft, nachdem die Vereinigte Evangelisch-Lu-
therische Kirche Deutschlands ihre Zustimmung er-
klärt hat. Zustimmungen können jederzeit erklärt wer-
den. Den Zeitpunkt, zu dem dieses Kirchengesetz in
Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche
in Deutschland durch Verordnung.
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§ 121 Außerkrafttreten
Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse können dieses Kirchengesetz jederzeit je für
ihren Bereich außer Kraft setzen. Für die Gliedkirchen
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche
Deutschlands kann das Außerkraftsetzen nur durch die
Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutsch-
lands erklärt werden. Der Rat der Evangelischen Kir-
che in Deutschland stellt durch Verordnung fest, dass
und zu welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz jeweils
außer Kraft getreten ist.

*

Verordnung zur Änderung der
Pfarrbesoldungsdurchführungsverordnung

Vom 9. Januar 2018

Auf Grund von § 23 Abs. 2 des Pfarrbesoldungsge-
setzes - PfBesG -, welcher zuletzt am 20. November
2010 (ABl. 2010 S. 228) geändert worden ist, erlässt
der Landeskirchenrat folgende Verordnung:

Artikel 1
Die Pfarrbesoldungsdurchführungsverordnung vom
9. August 2011 (ABl. S. 62), welche zuletzt durch
Verordnung vom 24. Februar 2015 (ABl. S. 34) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:
§ 2 wird wie folgt geändert:
1. An Absatz 1 wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

„In Ausnahmefällen können, mit Genehmigung
des Landeskirchenrats, abweichende Regelungen
getroffen werden.“

2. Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„In Ausnahmefällen können, mit Genehmigung des
Landeskirchenrats, abweichende Regelungen getrof-
fen werden.“

Artikel 2
Die Verordnung tritt am 1. Februar 2018 in Kraft.
Die Verordnung wird hiermit verkündet.
Speyer, den 9. Januar 2018

-Landeskirchenrat-
Schad

Kirchenpräsident
*

Verordnung zur Änderung der
Pfarrwohnungsverordnung der
Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)

vom 9. Januar 2018

Auf Grund von § 23 Abs. 2 des Pfarrbesoldungsge-
setzes - PfBesG - in der Fassung vom 1. November
2001 (ABl. S. 134), welcher zuletzt am 13. November
2002 (ABl. S. 293) geändert worden ist, verordnet der
Landeskirchenrat:

Artikel 1
Die Pfarrwohnungsverordnung vom 8. April 2003
(ABl. S. 101), zuletzt geändert durch Verordnung vom
10. November 2015 (ABl. S. 153), wird wie folgt ge-
ändert:
§ 31 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Beträgt der sich aus den Heizkostenabrechnungen
der letzten drei Jahre vor Antragstellung ergebende
durchschnittliche tatsächliche Heizenergieverbrauch
der Pfarrwohnung mehr als 225 kWh pro Quadratme-
ter Wohnfläche im Jahr (225 kWh/m²•a), hat die woh-
nungsverwaltende Stelle auf Antrag der Wohnungs-
inhaberin/des Wohnungsinhabers auf ihre Kosten eine
Energieberatung für die Pfarrwohnung über den Lan-
deskirchenrat in Auftrag zu geben, mit dem Ziel, Maß-
nahmeempfehlungen zur Reduzierung des Heizener-
gieverbrauchs der Pfarrwohnung auf mindestens 225
kWh/m²•a zu erhalten. Die wohnungsverwaltende
Stelle hat die entsprechenden, seitens der Energiebe-
ratung empfohlenen Maßnahmen zu veranlassen. Die
Finanzierung dieser Maßnahmen soll aus den bei den
Kirchenbezirken treuhänderisch verwalteten, für
Maßnahmen des Klimaschutzes zweckgebundenen
Baubedarfszuweisungen gefördert werden.
Ist es der wohnungsverwaltenden Stelle nicht möglich,
die empfohlenen Maßnahmen für eine Reduzierung
des Heizenergieverbrauchs auf mindestens 225 kWh/
m²•a umzusetzen, oder ist eine Umsetzung nicht sinn-
voll, insbesondere, weil die Pfarrwohnung zukünftig
nicht mehr als solche benötigt werden wird, hat sie der
Wohnungsinhaberin/dem Wohnungsinhaber die
Heizenergiekosten zu erstatten, die auf den 225 kWh/
m²•a übersteigenden Verbrauch entfallen. Berechnet
wird der Erstattungsbetrag wie folgt: [(Durchschnitt
der vergangenen drei Jahre des Verbrauchs für Wärme
in kWh/Wohnfläche in m²) – 225 kWh/m²] x Wohn-
fläche in m² x Verbrauchspreis pro kWh des spezifi-
schen Energieträgers. Der Erstattungsbetrag ist von
der Wohnungsinhaberin/dem Wohnungsinhaber zu
versteuern.“
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Artikel 2
Die Verordnung tritt am 1. Februar 2018 in Kraft.
Die Verordnung wird hiermit verkündet.
Speyer, den 9. Januar 2018

- Landeskirchenrat-
Schad

Kirchenpräsident
*

Verordnung über die Finanzierung der
Pflichtaufgaben der Verwaltungsämter der

Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche) –

Verwaltungsamtsverordnung – (VwAVO)
Vom 9. Januar 2018

Auf Grund des § 4 Absatz 4 des Verwaltungsamtsge-
setzes vom 9. Juni 2006 (ABl. S. 118), der zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Mai 2017 (ABl.
S. 40) geändert worden ist, verordnet der Landeskir-
chenrat:

§ 1
Pflichtaufgaben

Die Verwaltungsämter haben folgende Pflichtaufga-
ben:
1 Pflichtaufgaben Finanzen
1.1 Erstellen der Haushaltspläne
1.1.1 Entwurf in Einnahmen und Ausgaben in KFM
1.1.2 Beratung zur Aufstellung der Pläne
1.1.3 Beratung der Haushaltspläne
1.2 Verwalten des Finanzflusses, der Finanzanlagen
1.2.1 Kontierung der Belege
1.2.2 Ausführungen der Anordnungen
1.2.3 Belegführung und Belegablage
1.2.4 Führen der Bücher und Verzeichnisse sowie
Verwalten der Baumittel
1.2.5 Kapitalanlagen und Schulden
1.3 Jahresabschluss
1.3.1 Vorbereiten der Jahresrechnung
1.3.2 Erstellung der Jahresrechnung
1.3.3 Kassen- und Rechnungsprüfungen
1.3.4 Entlastung
1.3.5 Beratung der Jahresrechnung
2. Pflichtaufgaben Personal
2.1 Information in arbeits- und tarifrechtlichen Fragen
2.2 Personalverwaltung
2.2.1 Ausschreibungs- und Einstellungsverfahren un-
terstützen

2.2.2 Arbeitsvertragswesen
Erstellen von Vorlagen (z.B. Kündigungen, Auflö-
sungsverträge, ATZ-Verträge, Gestellungsverträge)
Anfordern aller relevanten Unterlagen bei Neuanstel-
lung
2.2.3 Führen von Personalakten
Führen von Personalakten (Original)
Führen von Personalnebenakten (Original)
2.2.4 Bearbeiten der Personalfälle
Schriftliche Meldung aller Personalveränderungen
und Neuanmeldung über Personalbogen an ZGAST
oder Andere
Stundenmeldungen GfB-Kräfte, Überwachung der
Verdienstgrenzen
Berechnung Urlaubsansprüche TZ/GfB-Kräfte der
Rechtsträger
Berechnung und Überwachung der Urlaubsansprüche
TZ/GfB-Kräfte des Arbeitgebers
Tarifumstellungen überwachen
Abrechnung ATZ/ Anträge Arbeitsamt (Altfälle)
Schriftverkehr mit Mitarbeitenden
Ansprechpartner in personellen Angelegenheiten für
alle Mitarbeitenden
Anforderung aller Bescheinigungen (z.B. vom Ge-
sundheitsamt, poliz. Führungszeugnis für Haupt- u.
Nebenamtliche, hinsichtlich Schwangerschaft, GfB-
Erklärungen, Organisten und Ehrenamtsfreibeträge)
Überwachung der Freibetragsgrenzen/Meldungen,
Jahressonderzahlungen, Leistungsentgelt, Lohnpfän-
dungen
Prüfung und Meldung von Jahresentgeltnachweisen
für die Berufsgenossenschaft und Schwerbehinderten-
nachweise
Honorarabwicklungen für Sprachförderung und Ju-
gendarbeit
Bescheinigungen für Krankenkassen, Arbeitsamt u.a.
Behörden ausstellen (z.B. Lohnfortzahlung, Kinder-
betreuung, Wohngeld)
Betreuung der Auszubildenden des Verwaltungsam-
tes, verwaltungstechnische Begleitung von Anerken-
nungspraktikanten und Personen im freiwilligen sozi-
alen Jahr (FSJler)
Anforderung U2-Leistungen bei Krankenkassen, SV-
Net, Beschäftigungsverbot, Aufstockungsberechnung
Abrechnung der Kirchenmusikerinnen und Kirchen-
musikern ( Organistinnen und Organisten u.a.)
Zusammenarbeit mit der MAV (z.B. Information über
Stellenbesetzung und Eingruppierung)
Beteiligung der MAV bei mitwirkungs- und mitbe-
stimmungspflichtigen Tatbeständen gemäß MVG
2.2.5 Prüfungsrelevante Unterlagen vorhalten
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Unterstützung /Begleitung von sozialversicherungs-
rechtlichen Prüfungen
2.3. Gehaltsabrechnung
2.3.1 Meldung an die ZGAST oder andere Abrech-
nungsstellen
Kontrolle der monatlichen Vergütungsabrechnungen
des gesamten Personals
2.4 Pflichtaufgaben Versicherungen
2.4.1 Unterstützung bei der Schadensabwicklung
3 Pflichtaufgaben Kindertagesstätten
3.1 Beratung und Koordination
3.1.1 Mitwirkung bei der Beratung mit den Kommu-
nen hinsichtlich der Verträge über die Sach-, Personal
und Baukostenzuschüsse; Betriebserlaubnis
3.1.2 Beratung des Presbyteriums oder des Ausschus-
ses über finanzielle Fragen bzgl. Personal, Bauange-
legenheiten und über die Finanzen der Kindertages-
stätte ohne Aufgabenbereich Fachberatung
3.1.3 Beratung der Träger in ihrer Funktion (Ein-
gangsgespräch, Aufgabenverteilung, Abschlussge-
spräch) ergänzend zur Fachberatung; Betriebserlaub-
nis
3.2 Beitragseinzug
3.2.1 Einzug der Elternbeiträge und Essensbeiträge
monatlich nach Mitteilung der Kindertagesstätte
3.2.2 Mahnverfahren nach erfolgter schriftlicher Mah-
nung dezentral oder zentral; Erwirken Mahnbescheid
ggf. Beitreibungsverfahren
3.2.3 Mitwirkung bei der Festsetzung der Elternbei-
träge; bei saarländischen Kindertagesstätten auch Be-
rechnung der Elternbeiträge.
3.2.4 Mitwirkung bei der Festsetzung der Essensgel-
der im Bedarfsfall
3.3 Finanzierung der Kindertagesstätte
3.3.1 Abrechnung der Sachkosten (allg. und projekt-
bezogenen Sachkostenverträge)
3.3.2 Abrechnung der Personalkosten (allg. und son-
derfinanzierte Personalkostenverträge und -abrech-
nungen erstellen)
3.4 Geschäftsführung Kindertagesstättenverbund
(falls ein solcher besteht oder geschaffen wird)
3.4.1 Aufgaben der Personalverantwortung (z.B. Ein-
stellungsverfahren betreuen, Dienstgespräche, Mitar-
beitendengespräche)
3.4.2 Verhandlungen mit der Kommune oder Dritten
3.4.3 Bauherrenfunktion für die Kindertagesstätten-
gebäude wahrnehmen
3.4.4 Gremienbetreuung (Vorstand, gemeinsame Ver-
sammlung, Bau-/Finanzausschuss Gesamtkirchenge-
meinde)
3.4.5 Trägerverantwortung/-qualitätsentwicklung
(z.B. Überwachung der Einhaltung aller gesetzlichen

Vorgaben wie Elektrocheck, Brandschutzübung,
Baumkontrolle; Personalplanung, -entwicklung und
-führung; Einführung BEM, Gefährdungsbeurteilung;
Koordinierung der Zusammenarbeit und der des Aus-
tausches der Kindertagesstätten untereinander)
3.4.6 Öffentlichkeitsarbeit
3.4.7 Abstimmung mit Fachberatung
3.4.8 Leitungsrunde mit Kindertagesstätten-Leitun-
gen / Regionalrunden / Trägerrunden, Teamsitzungen
3.4.9 Elternabende/Elternausschusswahl
4. Pflichtaufgaben Bau und Liegenschaften
4.1 Beratung bei der Aufstellung des Finanzplans
4.2 Beratung bei der Antragstellung auf Härtedarlehen
beim Landeskirchenrat
4.3 Beratung bei der Antragstellung auf Zuschüsse bei
der öffentlichen Hand
4.4 Erstellen der erforderlichen Verwendungsnach-
weise / Zwischenverwendungsnachweise/ Schluss-
verwendungsnachweise / nach Vorlage der erforder-
lichen Daten durch Architekten und Bauherren
4.5 Erstellung bzw. Ergänzung einer Sitzungsvorlage
zur Beschlussfassung durch den Bezirkskirchenrat
4.6 Teilnahme an Baubegehungen und Bauberatung
4.7 Führen der Liegenschaftsverzeichnisse
4.8 Beratung zur Bewirtschaftung von Liegenschaften
4.9 Abrechnung der Nebenkosten der Pfarrhäuser
5. Pflichtaufgabe Leitung und EDV
5.1 Geschäftsführung des Amtes (inkl. Teilnahme an
Sitzungen des Bezirkskirchenrats, Teilnahme an Sit-
zungen der Bezirkssynode ohne Protokollführung)
5.2 Aufbau- und Ablauforganisation
5.3 Grundsatzangelegenheiten für alle Aufgabenbe-
reiche des Verwaltungsamtes
5.4 Personalführung / Jahresgespräche führen
5.5 Repräsentanz und Kooperation
5.6 Qualitätsmanagement entwickeln und pflegen
5.7 EDV des Amtes (z.B. Beschaffung, Gewährleis-
tung der Funktionsbereitschaft, Datensicherung; Ver-
gabe an und Steuerung von Fremddienstleistern, 1.Le-
vel-Support im Amt)
6. Pflichtaufgabe Zentrale Dienste
6.1 Posteingang/ -ausgang
6.2 Registratur / Archivwesen

§ 2
Zuweisung

(1)  Zur Finanzierung der Erledigung der in § 1 ge-
nannten Aufgaben erhalten die Träger der Verwal-
tungsämter für die Verwaltungsämter eine Zuweisung
aus dem Anteil der Kirchengemeinden und Kirchen-
bezirke an den Kirchensteuern nach den einschlägigen
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Vorschriften des Haushaltsgesetzes der Evangeli-
schen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskir-
che). Die Zuweisung wird im Haushaltsplan der Evan-
gelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landes-
kirche) veranschlagt.
(2)  Die Berechnung der Zuweisung insgesamt und für
die einzelnen Verwaltungsämter erfolgt durch den
Landeskirchenrat auf Grund einer in dieser Rechts-
verordnung geregelten kenn- und fallzahlenbasierten
Personalbedarfsbemessung in den Bereichen
a) Leitung,
b) Personalwesen,
c) Finanzwesen,
d) Bau- und Liegenschaften,
e) Kindertagesstätten,
f) Zentrale Dienste.
(3)  Ausgangsgröße für eine Vollzeitkraft (VZK) ist
eine Arbeitszeit von 39 Stunden pro Woche und 1.459
Arbeitsstunden, bzw. 87.000 Arbeitsminuten pro Jahr.
In der Jahresarbeitszeit sind Urlaubs-, Krankheits- so-
wie Rüst- und Verteilzeiten berücksichtigt.
(4)  Für die Berechnung der Personalkostenansätze
wird jeweils die Stufe 5 der folgenden Entgeltgruppen
(EG) des TVÖD zugrunde gelegt:
a) Leitung: Mittelwert aus EG 11 und EG 12,
b) Personalwesen: EG 8,
c) Finanzwesen: Mittelwert aus EG 5 und EG 6,
d) Bau- und Liegenschaften, Kindertagesstätten und

zentrale Dienste: EG 5.

§ 3
Leitung

Für den Bereich Leitung gelten folgende Kennzahlen
(Bemessungsgrößen):
a) L1 „Führung und Leitung“: 1 VZK bei 15 zu lei-

tenden VZK (Leitungsspanne 1:15), aber unab-
hängig von der tatsächlichen Leitungsspanne
mindestens 1 VZK pro Verwaltungsamt. Bei
Verwaltungsämtern mit mehr als 10 zu leitenden
VZK werden 2 VZK für L1 angesetzt (Leitungs-
spanne 2:10).

b) L2 „EDV“: 1 Stunde je 15 PC-Arbeitsplätze pro
Woche.

Enthalten ist in L2 der 1. Level-Support im Verwal-
tungsamt und die Steuerung von Fremddienstleistern.

§ 4
Personalwesen

Für den Bereich Personalwesen gelten folgende Kenn-
zahlen (Bemessungsgrößen):
a) P1 „Unbefristete Beschäftigte (inkl. geringfügig

Beschäftigte)“:
4 Stunden je Fall pro Jahr für die Jahre 2017 und
2018.
3 Stunden je Fall pro Jahr ab dem Jahr 2019.

b) P2 „Befristet Beschäftigte und teilweise befristet
Beschäftigte (inkl. geringfügig Beschäftigte)“:
5 Stunden je Fall pro Jahr für die Jahre 2017 und
2018.
4 Stunden je Fall pro Jahr ab dem Jahr 2019.
Die Zahl der Fälle bei P1 und P2 ergibt sich aus
der jeweils zu bearbeitenden Anzahl der jeweili-
gen Beschäftigten (Summe der Monatswerte ge-
teilt durch 12). Die Fallzahlen sind bei der
ZGAST zu erheben.

c) P3 „Sonstige Beschäftigte“:
6 Stunden je Fall pro Jahr für das Jahr 2017.
3,5 Stunden je Fall pro Jahr ab dem Jahr 2018.
Zu den Fällen P3 zählen die Beschäftigten, deren
Einkommen nach § 3 Nrn. 26 und 26a EStG steu-
erfrei ist und Beschäftigte, die keine regelmäßige
Vergütung erhalten, soweit letztere nicht bereits
in den Fällen P1 oder P2 enthalten sind, z.B. Aus-
hilfskräfte im Erziehungsbereich auf Stundenab-
rechnung, Sprachförderkräfte, regelmäßig be-
schäftigte Organisten mit gleichbleibender Ver-
gütung. Nicht zu P3 gehören Personen, die ihr
Honorar selbst versteuern, z.B. Referentinnen/
Referenten, Künstlerinnen/Künstler.

d) P4 „Schadensmeldungen“: 20 Minuten pro Scha-
densfall.

Zu P4 gehört die Entgegennahme, Prüfung und Wei-
terleitung der Schadensmeldungen für alle Schadens-
fälle, inkl. Unfallmeldungen.

§ 5
Finanzwesen

(1)  Für den Bereich Finanzwesen gelten folgende
Kennzahlen (Bemessungsgrößen):
a) Fin 1: „ Haushalte für Kirchengemeinden unter

1.000 Gemeindeglieder“: 30 Stunden je Haushalt
pro Jahr.

b) Fin 2: „Haushalte für Kirchengemeinden bis
2.000 Gemeindeglieder“: 50 Stunden je Haushalt
pro Jahr.

c) Fin 3: „Haushalte für Kirchengemeinden über
2.000 Gemeindeglieder und Gesamtkirchenge-
meinden“ : 70 Stunden je Haushalt pro Jahr.

d) Fin 4: „Gremienberatungen“: 3 Stunden je 1,5
fache Anzahl Rechtsträger pro Jahr.

Umfasst ist von Fin 4 die Beratung und Vorstellung
des Haushalts und der Jahresrechnung der betreuten
Rechtsträger.
a) Fin 5: „Zuschlag für Haushalte mit Kindertages-

stätte“: 10 Stunden je Kindertagesstätte im Haus-
halt pro Jahr.

b) Fin 6: „Zuschlag für Haushalte mit gemeinsa-
mem Aufwand (Pfarrstelle zuständig für mehrere
selbständige Kirchengemeinden)“: 10 Stunden je
Haushalt pro Jahr.

c) Fin 7: „Haushalte Kirchenbezirke“: 130 Stunden
je Haushalt pro Jahr.
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d) Fin 8: „Sonderhaushalte“: 30 Stunden je Sonder-
haushalt pro Jahr.

Zu berücksichtigen sind für Fin 8 nur vollständige
Haushalte, die von Aufsichtsbehörden der verfassten
Kirche genehmigt werden. Andere Haushalte oder
Teile von Haushalten sind nicht zu berücksichtigen.
i) Fin 9: „Buchungen“: 4 Minuten je Buchung.
Zu berücksichtigen sind für Fin 9 die Buchungen eines
Haushaltsjahres inkl. der Buchungen für die Kinder-
tagesstätten. Die Anzahl der Buchungen für Rechts-
träger der verfassten Kirche, inkl. Buchungen der
ZGAST, sind über das Kirchliche Rechenzentrum
Südwestdeutschland (KRZ-SWD) zu erheben. Die
Anzahl der ausgeführten Aufträge aus Vorsystemen
(z.B. SFirm, StarMoney) ist hinzuzurechnen.
(2)  Bei allen Kennzahlen, die sich auf Haushalte be-
ziehen, ist auch der Aufwand für die zugehörigen Jah-
resrechnungen mit umfasst.

§ 6
Bau- und Liegenschaften

Für den Bereich Bau- und Liegenschaften gelten fol-
gende Kennzahlen (Bemessungsgrößen):
a) Bau 1: „Verwaltung kirchlich genutzter Gebäu-

de“: 6 Stunden je Gebäude bzw. je Nutzungsein-
heit bei verbundenen Gebäuden pro Jahr.
Zu berücksichtigen sind für Bau 1 z.B. Kirchen-
gebäude, kirchliche Kindertagesstättengebäude,
Pfarrhäuser, Gemeindehäuser. Nicht berücksich-
tigt werden rentierliche Objekte.

b) Bau 2: „Führung Liegenschaftsverzeichnis“: 15
Minuten je Grundstück pro Jahr.
Zu berücksichtigen sind für Bau 2 alle Grundstü-
cke, für die vom betreuten Rechtsträger Grund-
besitzabgaben zu entrichten sind, inkl. verpach-
teter Grundstücke.

c) Bau 3: „Nebenkostenabrechnung Pfarrhäuser“: 2
Stunden je Pfarrhaus pro Jahr.

d) Bau 4: „Baubegleitung/Bauberatung“: 3 Stunden
je kirchenaufsichtlich genehmigter Baumaßnah-
me pro Jahr.

§ 7
Kindertagesstätten

Für den Bereich Kindertagesstätten gelten folgende
Kennzahlen (Bemessungsgrößen):
a) Kita 1: „Kindertagesstätten in Trägerschaft der

Kirchengemeinden“: 32 Stunden je Kindertages-
stätte pro Jahr.

b) Kita 2: „Kindertagesstätten in Trägerschaft eines
kirchlichen Verbundes“: 27 Stunden je Kinder-
tagesstätte pro Jahr.

c) Kita 3: „Zuschlag für saarländische Kindertages-
stätten“: 12 Stunden je Kindertagesstätte im Saar-
land pro Jahr.

d) Kita 4: „Genehmigte Kindertagesstättenplätze in
Rheinland-Pfalz“: 20 Minuten je Platz pro Jahr.

e) Kita 5: „Elternbeitragsfestsetzung durch das Ver-
waltungsamt in Rheinland Pfalz“: 15 Minuten je
Festsetzung pro Jahr.

f) Kita 6: „Genehmigte Kindertagesstättenplätze im
Saarland“: 35 Minuten je Platz pro Jahr.

g) Kita 7: „Geschäftsführung Kindertagesstätten-
verbund“: 1,25 Stunden je Kindertagesstätte im
Verbund pro Woche. Für die Berechnung der auf
Kinta 7 entfallenden Zuweisung, sind je die Hälf-
te der sich ergebenden Stunden den Personalkos-
tenansätzen gemäß § 2 Absatz 5 a und b (Leitung
und Personalwesen) zuzuordnen.

§ 8
Zentrale Dienste

Für den Bereich Zentrale Dienste werden für die
Kennzahlen (Bemessungsgrößen)
a) ZD 1: „Posteingang/Postausgang“ und
b) ZD 2: „Registratur/Archivwesen“
insgesamt pauschal 3 v.H. der nach dieser Verordnung
auf das jeweilige Verwaltungsamt entfallenden Soll-
VZK, ohne den Bereich „Leitung“, angesetzt.

§ 9
Fallzahlen

(1)  Die Fallzahlen je Verwaltungsamt sind für jede
Doppelhaushaltsplanperiode durch den Träger des je-
weiligen Verwaltungsamtes gemäß der Regelungen
der §§ 3 - 8 zu erheben und dem Landeskirchenrat bis
zum 31. März des der nächsten Doppelhaushaltsplan-
periode vorgehenden Jahres mitzuteilen.
(2)  Erfolgt die Meldung nach Absatz 1 auch nach ei-
ner Mahnung nicht innerhalb der mit der Mahnung
gesetzten Frist, wird die Zuweisung für das betroffene
Verwaltungsamt aus den Fallzahlen berechnet, die
dem Landeskirchenrat vorliegen, abzüglich 2 v.H.
Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist eingehende
Meldungen können keine Berücksichtigung mehr fin-
den.
(3)  Für zeitraumbezogene Kennzahlen (z.B. „pro
Jahr“) sind die Fallzahlen des Jahres zu melden, wel-
ches der jeweiligen Doppelhaushaltsplanperiode zwei
Jahre vorgeht. Für die Meldung der Fallzahlen sons-
tiger Kennzahlen ist jeweils der 31. Dezember des in
Satz 1 genannten Jahres maßgebend.
(4)  Eine Anpassung der Fallzahlen während einer lau-
fenden Doppelhaushaltsperiode findet nur aufgrund
der Übernahme der Geschäftsführung eines neu ge-
gründeten Kindertagesstättenverbundes gemäß § 7
Buchstabe g statt.
(5)  Für die Erhebung der Fallzahlen sind die vom
Landeskirchenrat vorgegebenen Bemessungstabellen
zu verwenden und in Dateiform mitzuteilen. Auf an-
derem Weg gemeldete Fallzahlen können keine Be-
rücksichtigung finden.
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§ 10
Sachkosten

Als Sachkosten wird je Verwaltungsamt folgendes an-
gesetzt:
a) Ein Festbetrag in Höhe von 2.000.- Euro je Ver-

waltungsamt pro Jahr und
b) ein Betrag in Höhe von 5.020.- Euro pro Jahr für

jede nach dieser Verordnung auf das jeweilige
Verwaltungsamt entfallende Soll – VZK, deren
Zahl erhöht um einen Teilzeitfaktor von 30 v.H..

§ 11
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar
2017 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwaltungsamts-
verordnung vom 27. Juni 2006 (ABl. S. 151), die zu-
letzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 14. August
2012 (ABl. S. 65) geändert worden ist, außer Kraft.
Die Verordnung wird hiermit verkündet.
Speyer, den 9. Januar 2018

-Landeskirchenrat-
Schad

Kirchenpräsident

Bekanntmachungen

Beheizung von Dienstwohnungen
Speyer, 23. Januar 2018

Az.: 5 145/00-4
Das Land Rheinland-Pfalz hat die endgültigen Heiz-
kostenbeträge für das Abrechnungsjahr 2016/2017
festgesetzt. Nachfolgend geben wir die erfolgte Ver-
öffentlichung bekannt:

Ministerium der Finanzen
Beheizung von Dienstwohnungen aus dienstlichen

Versorgungsleitungen;
hier: Festsetzung der endgültigen Heizkosten für

die Heizperiode 2016/2017
Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen
vom 20. Dezember 2017 (VV 2800 250 – 414)

Aufgrund des § 27 Abs. 2 Satz 2 der Dienstwohnungs-
verordnung (DWVO) vom 5. Dezember 2001 (GVBl.
S. 291), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes
vom 18. August 2015 (GVBl. S. 201), BS 2032-1-1,
werden hiermit die für die endgültige Berechnung der
Heizkosten nach § 27 Abs. 2 Satz 1 DWVO maßge-
benden Beträge für den Abrechnungszeitraum vom
1. Juli 2016 bis 30. Juni 2017 bekannt gegeben:

Energieträger EUR
je Quadratmeter Wohn-

fläche
der beheizbaren Räume

fossile Brennstoffe 8,93
Fernwärme und übrige
Heizungsarten

12,35

*

Kollekte für die Flüchtlings- und
Menschenrechtsarbeit

Speyer, 9. Januar 2018
Az.: 3 120/40(I)-5

Nach dem Kollektenplan 2018 (ABl. 2017, S.41) ist
am Sonntag Okuli, 4. März 2018, die Kollekte für die
Flüchtlings- und Menschenrechtsarbeit zu erheben.
Diese Kollekte ist je hälftig für die Unterstützung des
Mädchenwohnheims „Verena Wels“ in Caranavi, Bo-
livien und des Rechtshilfefonds der Landeskirche und
des Diakonischen Werks Pfalz zur Rechtsberatung
von Flüchtlingen bestimmt.
Vorschlag zur Kanzelabkündigung
Mädchenwohnheim „Verena Wels“ in Caranavi,
Bolivien
Die Kollekte für Okuli 2018 ist für das Mädchen-
wohnheim „Verena Wels“ in Caranavi, Bolivien, be-
stimmt. Das Wohnheim wird von der Evangelisch-
Lutherischen Kirche Boliviens getragen. Unsere Part-
nerkirche hat um Unterstützung für das Projekt gebe-
ten, damit ihre wichtige Arbeit für die Menschenrechte
und speziell die Rechte der Frauen weitergehen kann.
Der eine Leib Christi ist vielgestaltig. Frauen und
Männer, Flüchtlinge und Einheimische gehören in
dem einen Glauben an Jesus Christus zusammen. Aber
sie haben es unterschiedlich schwer in dieser Welt zu
existieren. Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bo-
livien hat sich dem Schutz der Menschenrechte und
hier besonders der Mädchen und Frauen zum Ziel ge-
setzt.
Caranavi ist eine aufstrebende Stadt in den Yungas
Boliviens. Im tropischen Klima wachsen Kaffee, Ka-
kao und tropische Früchte. In den letzten Jahren sind
viele Kleinbauern in die Provinz gezogen und leben in
kleinen Kolonien. Das Thema Landflucht und Einhal-
tung der Menschenrechte ist virulent.
Weiterführende Schulen gibt es nur in der Stadt Cara-
navi. Gerade für junge Mädchen ergeben sich durch
diese Lebensumstände große Probleme.
Darauf wollten die Kirchengemeinde Caranavi und
die Kirchenleitung reagieren und die Kirche hat ein
Wohnheim erbaut, das Mädchen von 10 bis 17 Jahren
eine angemessene Unterkunft und Begleitung in einer
christlich geprägten Wohn- und Lerngemeinschaft
bietet. Die Kirche versteht diese Einrichtung bewusst
als missionarisches Projekt und Dienst an der Gesell-
schaft.
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Das Wohnheim trägt den Namen von Verena Wels,
einer Freiwilligen aus Deutschland, die bei einem tra-
gischen Autounfall in Bolivien ums Leben gekommen
ist. Mit dieser Namensgebung will die Evangelisch-
Lutherische Kirche Boliviens bleibend an Verena er-
innern.
Den Bau unterstützten unsere Pfälzische Landeskir-
che, die Basler Mission Pfalz und das Gustav-Adolf-
Werk. Wir wollen unserer Partnerkirche helfen, sich
weiter für Menschenrechte und im speziellen Frauen-
und Mädchenrechte einzusetzen.
Daher bitten wir alle Pfälzer Protestantinnen und Pro-
testanten herzlich, dieses Projekt mit ihrer Gabe zu
unterstützen.
Im Namen unserer Brüder und Schwestern in Bolivien
sagen wir: Muchas gracias - herzlichen Dank!
Weitere Informationen erhalten sie bei:
Florian Gärtner
Pfarrer für Weltmission und Ökumene
06341 928911
gaertner@moed-pfalz.de
Rechtshilfefonds
Die Berichte über Krisen und Flüchtlingsströme hören
nicht auf. Menschen werden vertrieben, müssen um
ihr Leben zu retten fliehen. Kriegerische Konflikte
bestimmen noch immer die Situation in Syrien und
dem Nord-Irak Die Taliban sind in Afghanistan erneut
im Vormarsch. Nach Schätzungen des UNO-Hoch-
kommissariats sind weltweit mehr als 65 Millionen
Menschen auf der Flucht. Die Mehrzahl, rund 34 Mil-
lionen Menschen, sind Flüchtlinge innerhalb des ei-
genen Landes oder der Region. Besonders prekär ist
die Lage der Flüchtlinge in Syrien und Süd-Sudan.
Rund 200.000 Menschen haben im Jahr 2017 Zuflucht
in Deutschland gesucht, davon ca. 10.000 in Rhein-
land-Pfalz. Mit der Beantragung der Flüchtlingsaner-
kennung beginnt für viele ein langer und schwieriger
Prozess. Auch Geflüchtete aus Syrien erhalten nicht
ohne weiteres ihre Anerkennung als Flüchtlinge, son-
dern lediglich einen Schutzstatus in Deutschland. Für
viele von ihnen heißt es, sie dürfen hier bleiben aber
ihre Ehepartner und Kinder nicht nachholen. Sie müs-
sen den Flüchtlingsschutz auf dem Klageweg einho-
len. Sie sind von öffentlichen Leistungen abhängig.
Die Rechtslage ist so kompliziert, dass juristische Be-
ratung notwendig ist, welche Asylbewerber nicht be-
zahlen können. Deshalb haben die Evangelische Kir-
che der Pfalz und das Diakonische Werk Pfalz einen
Rechtshilfefonds eingerichtet. Insbesondere für
Flüchtlinge, denen in ihrer Heimat Verfolgung, Folter
und Tod droht, ist der rechtliche Beistand lebensnot-
wendig. In der Pfalz wurden im Jahr 2017 in über 70
Fällen Asylsuchende unterstützt. Vielen bleibt da-
durch die Ablehnung oder gar Abschiebung erspart.
Andere können ihre Familie nachholen. Zudem über-
nimmt der Rechtshilfefonds Kosten für psychiatrische
Gutachten. Denn oft werden Menschen nur deshalb
abgeschoben, weil sie nicht in der Lage sind, über ihre
grausamen Erlebnisse vor Gericht zu sprechen und

somit ihre akute Notlage nicht anerkannt wird. Sofern
nötig, erhalten auch Kirchengemeinden und Bera-
tungsstellen fachliche Begleitung und Qualifizierung.
Bitte helfen Sie mit Ihrer Kollekte, damit die Flücht-
linge weiterhin den dringend notwendigen Rechtsbei-
stand erhalten!
Sabine Jung
Pfarrerin
Es wird gebeten, die Kollekte ohne Abzug in der Wo-
che nach ihrer Erhebung dem Dekanat zuzuleiten. In-
nerhalb von weiteren zwei Wochen, also bis zum
10.04.2018, übersenden die Dekanate dem Landeskir-
chenrat eine Übersicht über das Kollektenergebnis in
den einzelnen Gemeinden und veranlassen gleichzei-
tig die Gesamtüberweisung an die Landeskirche. Ver-
waltungsämter, die die Meldung online abgeben, wer-
den auf www.evkirchepfalz.de verwiesen.

*

Kollekte für die Frühjahrsopferwoche 2018
Speyer, den 9. Januar.2018

Az.: 3 360/21
Das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche der
Pfalz ruft vom 3. bis 13. März in der Pfalz und vom
12. bis 25. März in der Saarpfalz zur Durchführung der
Frühjahrsopferwoche auf.
Die Frühjahrsopferwoche ist eine kirchlich angeord-
nete Sammlung gemäß §98 Abs. 2 Ziff. 13 KV. Sie ist
eine staatlich genehmigte Öffentliche Haus- und Stra-
ßensammlung.
Vorschlag zur Kanzelabkündigung:
Jeder Mensch kann im Laufe des Lebens in eine tiefe
Krise geraten. Die Ursachen hierfür sind vielfältig. Die
21 Sozial- und Lebensberatungsstellen der Diakonie
Pfalz sind die erste Anlaufstelle für Menschen in Not
und ein wichtiger Knotenpunkt im Netzwerk von so-
zialen Einrichtungen, Beratungsstellen und Hilfsan-
geboten vor Ort. So können wir Menschen oft über
einen längeren Zeitraum in verschiedener Weise be-
gleiten.
Betroffene geraten schnell in eine Situation, aus der
sie ohne Hilfe nicht mehr herauskommen. Unsere So-
zial- und Lebensberatungsstellen sind Anlaufpunkte
bei jeder Art von Nöten: Menschen, die das Gefühl
haben, Ihren Alltag nicht mehr allein bewältigen zu
können, die den Überblick über ihre Finanzen verloren
haben, die Probleme in der Familie oder der Bezie-
hung haben, sind hier gut aufgehoben.
Wenn Angst, Hilflosigkeit und Verzweiflung sich
breitmachen, sind die Beraterinnen und Berater der
Diakonie nah bei den Menschen. Pfalzweit. Sie helfen
schnell, unkompliziert, kompetent und kostenlos wei-
ter. Schritt für Schritt. Denn der Weg aus der Krise ist
oft steinig und lang.
Es gilt, auch auf schweren Wegstrecken nicht den Mut
und das Ziel aus den Augen zu verlieren. Gemeinsam
mit den Beraterinnen und Beratern finden Betroffene
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ihren Weg aus der Krise zurück in ein lebenswertes
Leben. Damit Menschen aus der Krise wieder zurück
ins Leben finden, bitten wir heute um Ihre Spende bei
der Frühjahrsopferwoche 2018.
Abrechnung:
Das Ergebnis der Frühjahrsopferwoche ist bis zum 20.
April an die Dekanate zu überweisen. Die Dekanate
sollen bis zum 9. Mai mit dem Diakonischen Werk
Pfalz abrechnen.

*

Kollekte für die Ausbildung der
Erzieherinnen/Erzieher an der Fachschule für

Sozialwesen der Diakonissen Speyer-
Mannheim

Speyer, den 10. Januar.2018
Az.: 3 360/04

Nach dem Kollektenplan 2018 (ABl. 2017, S.41) ist
in unserer Landeskirche am Karfreitag, 30.03.2018,
eine Kollekte für die Evangelische Diakonissenanstalt
Speyer-Mannheim zu erheben.
Für die Abkündigung kann folgender Aufruf ver-
wendet werden:
Seit 1881 unterstützen die Gemeinden der Ev. Kirche
der Pfalz (Protestantische Landeskirche) die Arbeit
der Diakonissen Speyer-Mannheim durch die Kollek-
te am Karfreitag. Wir bedanken uns herzlich für die
Kollekte im vergangenen Jahr mit einem Betrag von
48.112,14 €.
In der Fachschule für Sozialwesen der Diakonissen
Speyer-Mannheim, hervorgegangen aus dem Seminar
für Kinderschulschwestern, bilden wir Sozialassis-
tent/innen und Erzieher/innen aus. Jährlich beginnen
27 junge Menschen die zweijährige Sozialassistenten-
ausbildung, 81 weitere die dreijährige Erzieher/innen-
ausbildung. Seit 2012 bilden wir auch 24 Menschen
unterschiedlichen Alters durch Unterricht in einer be-
rufsbegleitenden Teilzeitausbildung aus. Die Erzie-
her/innen finden in der Regel Anstellung in Kinder-
gärten und Einrichtungen der Jugendhilfe sowie in
sonderpädagogischen Einrichtungen in der Pfalz und
darüber hinaus. Neben aller fachlichen Qualifikation
legt die Schule besonderes Gewicht auf die religions-
pädagogische Ausbildung. Sie will befähigen, mit
Kindern und Jugendlichen zu entdecken, wie der
Glaube an Gott zum Leben hilft.
Wir bitten Sie um Unterstützung dieser Ausbildungs-
arbeit der Diakonissen Speyer-Mannheim durch Ihre
Kollekte. Wir möchten fortsetzen, was Diakonissen
vor mehr als 150 Jahren in der Erziehung von Kindern
begonnen haben und dazu beitragen, dass die prägende
Kraft der christlichen Tradition in unserer Gesell-
schaft spürbar bleibt. Junge Menschen begegnen in
ihrer Ausbildungszeit gelebtem christlichem Glauben
in der Nachbarschaft zum Mutterhaus der Diakonissen
und setzen sich mit Fragen der religiösen Orientierung
und Praxis auseinander. Für Ihre Gaben sagen wir im
Voraus herzlichen Dank.

Günter Geisthardt
Vorsteher
Es wird gebeten, die Kollekte ohne Abzug in der Wo-
che nach ihrer Erhebung dem Dekanat zuzuleiten. In-
nerhalb von weiteren zwei Wochen, also bis zum
30.04.2018, übersenden die Dekanate dem Landeskir-
chenrat eine Übersicht über das Kollektenergebnis in
den einzelnen Gemeinden und veranlassen gleichzei-
tig die Gesamtüberweisung an die Landeskirche. Ver-
waltungsämter, die die Meldung online abgeben, wer-
den auf www.evkirchepfalz.de verwiesen.

*

Erste Theologische Prüfung 2018
Speyer, 8. Januar 2018

Az.: 2 201/16
Die Erste Theologische Prüfung 2018 findet in ihrem
schriftlichen Teil in der Woche vom 30. April bis 4.
Mai 2018, in ihrem mündlichen Teil vom 5. bis 7. Juli
2018 statt. Kandidatinnen und Kandidaten der Theo-
logie, welche die für die Zulassung zur Prüfung not-
wendigen Bedingungen erfüllen, werden aufgefordert,
ihr Gesuch um Zulassung bis spätestens zum

1. April 2018 (hier vorliegend)
beim Landeskirchenrat einzureichen.
Die Prüfung wird nach der Ordnung vom 17. Oktober
2014 (AB1. S. 125 ff) durchgeführt.
Wir weisen darauf hin, dass die Seminarscheine in be-
glaubigten Fotokopien vorgelegt werden sollen. Be-
sonders machen wir auf die termingerechte Abgabe
der Wissenschaftlichen Hausarbeit aufmerksam (§ 8
Abs. 3).
Die Praktisch-theologische Ausarbeitung (Predigtar-
beit oder Unterrichtsentwurf) ist in einem Zeitraum
von vier Wochen nach Bekanntgabe der Texte und
Themen anzufertigen und abzugeben, spätestens je-
doch zum Meldetermin. Die Themen stehen auf An-
forderung zur Verfügung (§ 9).
Mit dem Zulassungsgesuch soll die Kandidatin oder
der Kandidat (je auf einem gesonderten Blatt mit Na-
mensangabe) angeben, mit welchem Sachgebiet sie
oder er sich jeweils innerhalb der in § 11 angegebenen
theologischen Disziplinen während des Studiums be-
sonders befasst hat. Die Sachgebiete sollen nicht zu
eng abgegrenzt werden, aber doch eine Konzentration
innerhalb der Disziplin ermöglichen.
Außerdem soll die Kandidatin oder der Kandidat je
gesondert angeben, welche Lehrbücher und Gesamt-
darstellungen in Dogmatik, Ethik und Praktischer
Theologie sie oder er im Laufe des Studiums durch-
gearbeitet hat. Für das Fach Kirchengeschichte sind
zwei exemplarische Texte aus verschiedenen Epochen
zu benennen, die im Laufe des Studiums bearbeitet
wurden; sie dürfen nicht identisch sein mit dem
Schwerpunktgebiet im Fach Kirchengeschichte.
Im Übrigen wird auf die Ordnung der Ersten Theolo-
gischen Prüfung verwiesen, dort insbesondere auf § 6.
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Zum Gebrauch von Bibelübersetzungen in
ökumenischen Gottesdiensten

2016 erschien die neue Revision der Lutherbibel, zeit-
gleich wurde eine neue Ausgabe der katholischen Ein-
heitsübersetzung veröffentlicht. Damit stellt sich die
Frage nach dem Gebrauch beider Bibelübersetzungen
in ökumenischen Gottesdiensten.
Bisher war vereinbart, dass beim Vortrag von Texten
aus dem Buch der Psalmen und des Neuen Testaments
die Einheitsübersetzung vorrangig verwendet werden
sollte, da diese Texte in ökumenischer Zusammenar-
beit übersetzt worden waren. Da die revidierte Luther-
bibel und die Neuausgabe der Einheitsübersetzung in
konfessioneller Eigenverantwortung entstanden sind,
haben der Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land (EKD) und die Deutsche Bischofskonferenz
(DBK) folgende Vereinbarung getroffen:
„Für die Lesung von Texten der Heiligen Schrift wer-
den die revidierte Einheitsübersetzung und die revi-
dierte Lutherbibel empfohlen. Bei mehreren bibli-
schen Lesungen sollten beide Übersetzungen zur Gel-
tung kommen. Diese Empfehlung gilt auch für den
sonstigen Gebrauch der Bibel in ökumenischen Kon-
texten.“
Diese grundsätzliche Regelung schließt nicht aus, dass
es in bestimmten Fällen sinnvoll sein kann, andere Bi-
belübertragungen zu verwenden. Dies gilt besonders
für jene Übertragungen, die in ökumenischer Zusam-
menarbeit entstanden sind (z.B. Gute Nachricht, Bibel
in Leichter Sprache).

Stellenausschreibungen

Stellenausschreibungen im Bereich der
Landeskirche

Die Evangelische Kirche der Pfalz sucht für die Ju-
gendzentrale Germersheim zum nächstmöglichen
Zeitpunkt

eine Jugendreferentin / einen Jugendreferenten
(in Vollzeit)
Die Aufgaben der Jugendzentralen:
- Beratung von Kirchengemeinden und Kooperati-

onszonen in der Planung und Durchführung von
Kinder- und Jugendarbeit im Rahmen der Kam-
pagne Ev. Jugend vor Ort

- Durchführung und Begleitung von regionalen
Maßnahmen und Projekten in der kirchlichen Ar-
beit mit Kindern und Jugendlichen

- Gewinnung, Schulung, Beratung und Begleitung
von ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern in den Kirchengemeinden und bestehenden
Mitarbeiterkreisen im Kirchenbezirk

- Das Ermöglichen von Anschlüssen in der kirchli-
chen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen

- Geschäftsführung für die kirchenbezirklichen Gre-
mien des Jugendverbandes und die Mitarbeit bei
der Durchführung und Umsetzung von Beschlüs-
sen des Jugendverbandes

- Gewähr für die Wahrnehmung von Außenvertre-
tungen in inner- und außerkirchlichen Gremien

- Entwicklung von regionaler Freizeitenarbeit und
Jugendkulturarbeit sowie sonstige Veranstaltun-
gen in der außerschulischen Jugendbildung

Die Tätigkeit erfordert Eigeninitiative, Eigenverant-
wortung und selbstständiges Arbeiten sowie die Be-
reitschaft zur überregionalen Zusammenarbeit mit den
hauptamtlichen Kolleginnen und Kollegen im Kir-
chenbezirk. Die Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit
der hauptamtlichen Kollegin in der Jugendzentrale,
der Dekanatsjugendpfarrerin, anderen Jugendzentral-
stellen und dem Landesjugendpfarramt wird voraus-
gesetzt. Didaktisch-methodische Fähigkeiten, religi-
onspädagogische Kompetenz, konzeptionelles Den-
ken und Kompetenzen in der Arbeit mit ehrenamtli-
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern werden er-
wartet. Die Stelle setzt eine positive Einstellung zur
flexiblen Arbeitszeit (Abend- und Wochenendtermi-
ne) und Offenheit für vielfältige pädagogische Ar-
beitsfelder voraus.
Bewerben können sich Hoch- und Fachhochschulab-
solventinnen und -absolventen im pädagogischen Be-
reich oder Absolventinnen und Absolventen mit ver-
gleichbaren Qualifikationen. Sollten keine religions-
pädagogische Kompetenz nachgewiesen werden, wird
die Bereitschaft zur Nachqualifizierung erwartet.
Dem Arbeitsverhältnis liegen die Vorschriften des
TVöD-VKA zu Grunde, die Vergütung richtet sich
nach dem Tarif für den Sozial- und Erziehungsdienst
(bis zu Entgeltgruppe S 11 b).
Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen richten
Sie bitte bis zum 23. Februar 2018 an die

Evangelische Kirche der Pfalz
Landeskirchenrat, Dezernat 4

Domplatz 5, 67346 Speyer
Kontakt: Landesjugendpfarrer Florian Geith, Tel.

0631 / 3642-026
Dekan Claus Müller, Tel. 07274 / 9499910

*
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Die Evangelische Kirche der Pfalz sucht für die Ju-
gendzentrale Pirmasens zum nächstmöglichen Zeit-
punkt

eine Jugendreferentin / einen Jugendreferenten
(in Vollzeit)
Die Aufgaben der Jugendzentrale:
- Beratung und Unterstützung von Kirchengemein-

den in der Planung und Durchführung von Kinder-
und Jugendarbeit

- Gewinnung, Schulung, Beratung und Begleitung
von ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern in den Kirchengemeinden und im Kirchen-
bezirk

- Zusammenarbeit mit den Haupt- und Ehrenamtli-
chen des Kirchenbezirks, insbesondere dem Deka-
natsjugendpfarrer, der Jugendreferentin vor Ort
und dem Gemeindepädagogischen Dienst

- Zusammenarbeit mit Gemeindepfarrer/-innen im
Bereich der Konfi-Arbeit, z.B. Konfi-Camp und
Konfi-Tagen

- Geschäftsführung für die kirchenbezirklichen Gre-
mien der Evangelischen Jugend Pirmasens (ein-
schließlich Budgetverantwortlichkeit für den
Haushaltsteil Jugendarbeit im Kirchenbezirk so-
wie Informations- und Beratungspflicht für die kir-
chenbezirklichen Gremien)

- Durchführung und Begleitung von regionalen
Maßnahmen und Projekten in der Arbeit mit Kin-
dern sowie Jugendlichen in folgenden Handlungs-
feldern: Freizeitenarbeit, Jugendkulturarbeit,
schulbezogene Jugendarbeit, Projektarbeit, Ju-
gendgottesdienste. Dazu zählt aktuell die Durch-
führung und langfristige Sicherung der Maßnahme
„Dorf-Leben“.

- Wahrnehmung der Außenvertretung der Evange-
lischen Jugend Pirmasens

Die Tätigkeit erfordert Eigeninitiative, Eigenverant-
wortung und selbstständiges Arbeiten. Didaktisch-
methodische Fähigkeiten, religionspädagogische
Kompetenz, Organisationstalent, konzeptionelles
Denken und Kompetenzen in der Arbeit mit ehren-
amtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern werden
vorausgesetzt. Es wird die Bereitschaft zur Zusam-
menarbeit mit dem Kollegen dem Jugendreferenten
der zweiten Jugendzentralstelle erwartet. Die Stelle
setzt eine positive Einstellung zur flexiblen Arbeits-
zeit (Abend- und Wochenendtermine) und Offenheit
für vielfältige pädagogische Arbeitsfelder voraus.
Bewerben können sich Hoch- und Fachhochschulab-
solventinnen und -absolventen im pädagogischen Be-
reich oder Absolventinnen und Absolventen mit ver-
gleichbaren Qualifikationen. Sollten keine religions-
pädagogische Kompetenz nachgewiesen werden, wird
die Bereitschaft zur Nachqualifizierung erwartet.
Dem Arbeitsverhältnis liegen die Vorschriften des
TVöD-VKA zu Grunde, die Vergütung richtet sich
nach dem Tarif für den Sozial- und Erziehungsdienst
(bis zu Entgeltgruppe S 11 b).

Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen richten
Sie bitte bis zum 23. Februar 2018 an die

Evangelische Kirche der Pfalz
Landeskirchenrat, Dezernat 4

Domplatz 5, 67346 Speyer
Kontakt: Landesjugendpfarrer Florian Geith, Tel.

0631 / 3642-026
Dekanin Waltraud Zimmermann-Geisert, Tel. 06331 /

241916
*

Dienstnachrichten

Verleihungen
Wieder verliehen wurde die Pfarrstelle für Volksmis-
sion im Missionarisch-Ökumenischen Dienst Pfarrer
Dr. Ludwig Burgdörfer, Landau, mit Wirkung vom 1.
Februar 2018.
Verliehen wurde die Pfarrstelle Niederkirchen Pfarre-
rin Iris Schmitt, Einöllen, mit Wirkung vom 1. März
2018.

Verwaltungen
Übertragen wurde
die nebenamtliche Verwaltung der
Pfarrstelle 2 Haßloch Pfarrer Christoph Setzer, Haß-
loch, Pfarrerin Monica Minor, Haßloch, und Pfarrer
Dr. Friedrich Schmidt-Roscher, Haßloch, mit Wir-
kung vom 1. Oktober 2017.

Besetzungen
Der Landeskirchenrat bestätigt die Wahl
von Pfarrer Victor Alexander Damerow, Göcklingen,
zum Inhaber der Pfarrstelle Dahn-Hinterweidenthal
mit Wirkung vom 1. Mai 2018.

Dienstleistungen
Zur Dienstleistung zugewiesen wurde dem
Kirchenbezirk an Alsenz und Lauter Pfarrer Stephan
Moers, Schornsheim, mit Wirkung vom 1. Januar
2018.

Ruhestand
In den Ruhestand tritt
Pfarrer Dr. Bernhard Bonkhoff, Homburg, mit Ablauf
des 28. Februar 2018.
Pfarrer Waldemar Müller, Landstuhl, mit Ablauf des
31. März 2018.
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Sterbefälle

„Erhöre uns nach der wunderbaren Gerechtigkeit, Gott, unser Heil, der du bist die Zuversicht aller
auf Erden und fern am Meer.“
Ps 65,6

Der Herr über Leben und Tod hat aus dieser Zeit

Pfarrer i. R. Gerhard Fritz
in Landau am 30. Dezember 2017 im Alter von 80 Jahren,

Pfarrer Dr. Wilhelm Spindler
in Frankenthal am 11. Januar 2018 im Alter von 64 Jahren,

Pfarrer i.R. Werner Schott
in Böhl-Iggelheim am 12. Januar 2018 im Alter von 90 Jahren

abgerufen.
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